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Editorial

VP Dr. Josef
Weixelbaum

§ 302 StGB – eine gefährliche Untiefe
in den Gewässern des Strafrechts?

W enn Anklagen und Verurteilungen wegen des
Missbrauchs der Amtsgewalt zunehmen, gleich-

zeitig aber von den betroffenen Staatsdienern und
ihren Vorgesetzten vielfach nicht verstanden werden,
ist die Strafverteidigung im rechtsstaatlichen Interesse
ihrer Klienten aufgefordert, sich mit diesem Phäno-
men kritisch auseinanderzusetzen, um vermeidbare
Schwächen im System aufzuzeigen.

Solche hat zwar auch schon der Gesetzgeber selbst
erkannt, darauf aber in nur unzureichender Weise rea-
giert, indem trotz schöffengerichtlicher Zuständigkeit
für den Amtsmissbrauch ausnahmsweise eine diversio-
nelle Erledigung zugelassen wurde und das Strafpro-
zessrechtsänderungsgesetz 2014 den zweiten Berufs-
richter in der Senatsbesetzung eines Schöffengerichts
wiedereingeführt hat, falls der zugefügte Schaden
den Wert von E 100.000,– übersteigt.

Damit stellt sich gerade für Beamte die Frage, ob
nicht eigentlich zwei, vom Unrechts- und Schuldge-
halt her verschiedene Kategorien eines hoheitlichen
Befugnisverstoßes „gelebt“ werden, für die eine klare
Grundlage im Gesetz zu vermissen ist, die ihrerseits
aber für „gerechte“ Sanktionen unabdingbar vorausge-
setzt wäre.

Auch wenn bei der überbordenden Fülle immer wie-
der geänderter Gesetzesvorschriften die Frage nach
der Gerechtigkeit in einer pluralistischen Gesellschaft
beinahe schon fehl am Platz ist, so bleibt die Aufrecht-
erhaltung des Rechtsfriedens doch das Hauptziel des
Strafrechts, welches nur bei klaren und sachgerechten
Regelungen erreicht werden kann.

Nicht jedeVerletzung einer Ist-Bestimmungwird vom
hoheitlich tätigen Beamten als Missbrauch iSd § 302
StGB erkannt, der in seiner verfassungsgesetzlichenVer-
pflichtung, wirtschaftlich, zweckmäßig und sparsam zu
handeln, vielfach besonders schwierigen Situationen aus-
gesetzt ist, die ihn manchmal auch überfordern.

Bei Beurteilung dessen, was gerade bei der Verlet-
zung von Verfahrensrechten das Tatbildmerkmal des

– vielfach immateriellen – Schadens betrifft, würde es
schon der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit erfor-
dern, Verdachtslagen im Zweifel zugunsten des ver-
dächtigten Staatsbürgers zu beurteilen, anstatt vor-
schnell die Anklagevoraussetzung einer naheliegenden
Verurteilung anzunehmen und die Beweiswürdigung
„verantwortungsverschiebend“ dem Gericht zu über-
lassen.

Oft schadet es der Rechtspflege mehr als es nützt,
wenn alles nur durch die Prozessbrille gesehen wird.
Exzessiver Rechtsgebrauch lässt den Segen der Rechts-
staatlichkeit manchmal auch zum Fluch werden.

Dass die Rechtsprechung des OGH zu den inneren
Tatseiten des § 302 StGB, speziell zum Schädigungs-
vorsatz, für sich allein nicht ausreicht, um eine dem Be-
stimmtheits- und Verhältnismäßigkeitsgebot geschul-
dete Differenzierung hoheitlichen Fehlverhaltens zu
gewährleisten, erschließt sich allein schon daraus, dass
ein Schadenseintritt gar nicht gefordert ist und dem
Vermögensschaden im Unterschied zur Schädigung
eines Staatsrechts eine höhere Bedeutung (zB zweiter
Berufsrichter) beigemessen wird, die sich sachlich
nicht rechtfertigen lässt.

Dass der Missbrauch der Amtsgewalt grundsätzlich
als ein schweres Verbrechen zu begreifen ist, versteht
sich für einen Rechtsstaat von selbst. Für Fehlleistun-
gen von – insbesondere nicht juristisch ausgebildeten
– Hoheitsträgern sollte und müsste eine gemessen
am Unrechtsgehalt und der Schadensfolge „gerechte“
Abstufung der Verantwortlichkeit von Beamten gefun-
den werden, auch um sie nicht in ihrer verdienstvollen
Tätigkeit für den Rechtsstaat unverhältnismäßig zu
verunsichern.

Sofern der Schädigungsvorsatz allein das Recht des
Staates auf konkrete Amtsführung betrifft, würden in
der Regel die Mittel des Disziplinarrechts ausreichen,
umdenRechtsfriedenwiederherzustellen,womit gleich-
zeitig auch das Problem einer doppelten „Ahndung“ ein
und desselben Lebenssachverhalts bewältigt wäre.
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Wichtige Informationen

Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2014
D as Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2014 (BGBl I

2014/71) bringt einige Änderungen im Strafverfahren.
Neben der Wiedereinführung des Mandatsverfahrens gibt es
Änderungen im Zusammenhang mit dem Sachverständigenbe-
weis und es kommt zur Wiedereinführung des zweiten Berufs-
richters in ausgewählten Schöffenverfahren. Auch die Höchst-

beträge der Pauschalbeiträge des Bundes zu den Verteidi-
gungskosten des Angeklagten werden erhöht.

Die Änderungen werden überwiegend mit 1. 1. 2015 in
Kraft treten. Einen Überblick über die wesentlichen Änderun-
gen finden Sie auf der Homepage des ÖRAK www.rechtsan-
waelte.at unter Kammer/Aktuelles.

Neuer Medienerlass des BMJ
S eit 1. 8. 2014 ist der neue Medienerlass des BMJ in Kraft.

Dieser bildet nun neben den gesetzlichen Bestimmungen
die aktuelle Grundlage für die Medienarbeit der Justiz.

Den Erlass im Volltext finden Sie auf der Homepage www.
ris.bka.gv.at/Dokumente/Erlaesse

Neuerlassung des Normalkostentarifs
(BGBl II 2014/245)
A ufgrund der Änderungen des Vollzugsgebührengesetzes

im Rahmen der Exekutionsordnungs-Novelle 2014
(BGBl I 2014/69) wurde die Verordnung über den Normal-

kostentarif neu erlassen. Der neue Tarif ist mit 1. 10. 2014 in
Kraft getreten und auf Leistungen von Rechtsanwälten anzu-
wenden, die nach dem 30. 9. 2014 bewirkt werden.

Änderung der Geldwäscherei- und
Terrorismusfinanzierungsrisiko-Verordnung (GTV)
M it dieser Änderung, die am 5. 9. 2014 im Bundesgesetz-

blatt (BGBl II 2014/223) kundgemacht wurde, erfolgte
eine Streichung von Äthiopien, Jemen, Pakistan und der Tür-
kei von der Liste der Staaten, in denen gem § 2 Abs 2 GTV je-
denfalls ein erhöhtes Risiko der Geldwäscherei oder Ter-
rorismusfinanzierung besteht.

In folgenden Staaten besteht weiterhin ein erhöhtes Risiko:
Algerien, Ecuador, Indonesien, Iran, Korea, Myanmar,
Somalia und Syrien.
Nähere Informationen zur Verhinderung von Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung sind der Homepage der Financial
Action Task Force (FATF) zu entnehmen.

Bundesverwaltungsgericht: ERV seit 1. 10. 2014
S eit 1. 10. 2014 ist es technisch möglich, gemäß der Ver-

ordnung über den elektronischen Verkehr zwischen Bun-
desverwaltungsgericht und Beteiligten, BVwG-EVV BGBl II
2013/515 beim Bundesverwaltungsgericht Schriftsätze und
Beilagen zu Schriftsätzen (va Beschwerden oder Nachreichun-
gen zu einem anhängigen Verfahren) im Wege des Elektroni-
schen Rechtsverkehrs (ERV) einzubringen.

Rechtsanwälte sind zur Einbringung im ERV verpflichtet;
sofern sie Schriftsätze an das Bundesverwaltungsgericht nicht

im ERV einbringen, haben sie in der Eingabe zu bescheinigen,
dass die technischen Möglichkeiten zur Teilnahme am ERV
nicht vorliegen (§ 1 Abs 2 BVwG-EVV). In diesem Zusam-
menhang wird darauf hingewiesen, dass gemäß der Verord-
nung E-Mail und Fax keine zulässigen Formen der elektroni-
schen Einbringung von Schriftsätzen darstellen.
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Wichtige Informationen

EGMR: Handbuch „Recht auf ein faires Verfahren“
im Strafprozess
D er Europäische Gerichtshof für Menschenrechte

(EGMR) hat am 1. 9. 2014 ein Handbuch (Englisch/
Französisch) präsentiert, welches sich mit dem Recht auf ein
faires Verfahren gem Art 6 EMRK im Strafprozess auseinan-
dersetzt. Es vermittelt einen Überblick über die relevanten

Entwicklungen der Rechtsprechung zu den Verfahrensgaran-
tien.

Bereits Ende 2013 hatte der EGMR ein entsprechendes
Handbuch (Englisch/Französisch) über die zivilrechtlichen As-
pekte desselben Artikels veröffentlicht.

Schmerzengeldsätze
A uf der nächsten Seite sowie im Mitgliederbereich unter

Informationen/Sonstiges finden Sie eine aktualisierte Fas-
sung (Stand Februar 2014) der Schmerzengeldsätze in Öster-
reich.

Buchen Sie Ihr Hotel bei unserem weltweiten Partner
Starwood Hotels & Resorts
D em Österreichischen Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK),

Deutschen Anwaltverein (DAV), Schweizerischen An-
waltsverband (SAV) und der Liechtensteinischen Rechtsan-
waltskammer (LiRAK) ist es gelungen, für ihre Mitglieder eine
gemeinsame Kooperation mit den Starwood Hotels & Resorts
zu vereinbaren.

Der Mitgliederrabatt beträgt 10% auf die jeweils beste ver-
fügbare Tagesrate in den über 1.000 Hotels weltweit (ausge-
nommen Sonderangebote).

Wählen Sie aus den neun charakteristischen Life-
stylemarken: Sheraton, Four Points by Sheraton, W Hotels,
aloft Hotels, Luxury Collection, Le Meridien, St. Regis, Wes-
tin und Element.

Nähere Informationen zu dieser Kooperation und die Bu-
chungsmöglichkeit finden Sie im Mitgliederbereich von
www.rechtsanwaelte.at unter Services extern.
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Wichtige Informationen

Schmerzengeldsätze in Österreich in Euro
Stand: Februar 2014

Schmerzen

leichte mittlere starke qualvolle

OLG Graz 100 200 300

OLG Innsbruck*) 100 200 300

OLG Linz Keine Angaben

OLG Wien*) 110 220 330

LG Eisenstadt*) 100 200 300

LG Feldkirch 100 200 300

LG ZRS Graz 110 200 300

LG Innsbruck 100–110 200 300

LG Klagenfurt 100–110 200–220 300–330

LG Linz 100–120 200–240 300–360

LG Salzburg*) 100 200 300

LG St. Pölten 100–110 200–220 300–330

LG ZRS Wien 100–110 200–220 300–330

LG Korneuburg 100 200 300

LG Krems 100–120 200–240 300–360

LG Leoben 110 200 300

LG Ried i. I. 130 260 400

LG Steyr 100–120 200–250 300–350

LG Wels 100–110 200–220 300–330

LG Wr. Neustadt 110 220 330

*) Die angeführten Beträge gelten als Untergrenze.

Beachte:
1. Diese Schmerzengeldtabelle stellt bloß eine Bemessungs-
hilfe und keine Berechnungsmethode dar!

2. Es wird darauf hingewiesen, dass die in obiger Tabelle an-
geführten Sätze der überwiegenden Praxis bei diesen Ge-

richten entsprechen; vereinzelte Abweichungen können da-
her nicht ausgeschlossen werden.

Herausgegeben von Hofrat Professor Dr. Franz Hartl,
Präsident des LG Korneuburg iR
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Inland

10. November 2014 WIEN
ÖRAV-Seminar Beginn: Grundbuch III
Dipl.-Rpfl. RegR. Anton Jauk

10. November 2014 WIEN
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH (W&M): Korrekte Er-
richtung von Bauträgerverträgen

11. November 2014 WIEN
Business Circle: HR- und arbeitsrechtliche Be-
gleitung von M&A-Transaktionen
RA Dr. Jana Eichmeyer

12. November 2014 WIEN
Wirtschaftsuniversität Wien: Seminar aus Privat-
recht – Investitionsschiedsgerichtsbarkeit als
Bedrohung staatlicher Souveränität – Anmer-
kungen zur Aufregung über das geplante trans-
atlantische Handels- und Investitionsabkommen
TTIP
Univ.-Prof. MMag. Dr. August Reinisch, LL.M.

13. November 2014 WIEN
ÖRAV-Seminar: Zivilverfahren
RA Dr. Eva Schön

13. November 2014 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

14. und 15. November 2014 WIEN
Wirtschaftsuniversität Wien: Symposium „Das
Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof in
Steuersachen“
Univ.-Prof. Dr. Michael Holoubek, Univ.-Prof. Dr. Dr.
h.c. Michael Lang

17. November 2014 INNSBRUCK
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH (W&M): Korrekte Er-
richtung von Bauträgerverträgen

17. und 18. November 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Strafrecht
Referententeam

18. November 2014 SALZBURG
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH (W&M): Korrekte Er-
richtung von Bauträgerverträgen

18. November 2014 WIEN
Juristenverband: Informationsabend „Arbeits-
rechtliche Judikatur“
Referententeam

18. November 2014 WIEN
Business Circle: M&A-Unternehmensbewertung
in der Praxis
Mag. Friedrich Lang, Mag. Arno Langwieser

19. November 2014 WIEN
Wirtschaftsuniversität Wien: Seminar aus Privat-
recht – Der Parteiantrag auf Normenkontrolle
– Verfassungsrechtliche Aspekte
Univ.-Prof. Dr. Christoph Grabenwarter

19. und 20. November 2014 WIEN
Business Circle: Kartellrecht-Fachseminar
RAMMag. Dr. Astrid Ablasser-Neuhuber, Philip Kien-
apfel LL.M., Dr. Alfred Mair MBA, RA Dr. Florian
Neumayr LL.M., Mag. Nikolaus Schaller

20. November 2014 WIEN
Universität Wien: Vortragsserie im Winterse-
mester – Rechnungswesen, Steuern und Wirt-
schaftsprüfung – aktuelle Probleme
„Rückstellungen in der Steuerbilanz – ein
steuerpolitischer Missgriff?
Prof. Dr. Werner Doralt

25. November 2014 WIEN
IT-LAW.AT: Symposium Datensicherheit –

weil's jeden angeht!
Referententeam

25. November 2014 WIEN
ÖRAV-Seminar: Strafrecht-Intensiv
RA Mag. Katrin Ehrbar

26. November 2014 WIEN
Business Circle: M&A – Rechtliche & steuerliche
Optimierung
RA Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, RA Dr. Clemens
Hasenauer LL. M., WP/StB Mag. Edgar Huemer

27. und 28. November 2014 RUST
Business Circle: 4. Jahrestagung Compliance
now! Jahresforum für Recht und Steuern
Referententeam

28. November 2014 SALZBURG
ÖRAV-Seminar: What’s new?
Referententeam

4. Dezember 2014 WIEN
ÖRAV-Seminar Beginn: Firmenbuch-SPEZIAL
Dipl.-Rpfl. ADir. Walter Szöky

4. Dezember 2014 WIEN
Universität Wien: Vortragsserie im Winterse-
mester – Rechnungswesen, Steuern und Wirt-
schaftsprüfung – aktuelle Probleme
„Zu den Auswirkungen von paralleler Prüfung
und Beratung auf die Unabhängigkeitswahrneh-
mungen von Stakeholdern“
Prof. Dr. Reiner Quick
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9. Dezember 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Eignungsprüfung & Bestbieterermittlung
RA Dr. Ralf D. Pock, Dr. Michael Etlinger

10. Dezember 2014 WIEN
Bundesministerium f. Justiz, ÖRAK: „Familien-
recht und EMRK, EGMR-Entscheidungen im
Familienrecht, internationales Familienrecht“
(HELP-Programm)

11. Dezember 2014 WIEN
Universität Wien: Vortragsserie im Winterse-
mester – Rechnungswesen, Steuern und Wirt-
schaftsprüfung – aktuelle Probleme
„Stimmen die Tipps des Target Costing?“
Prof. Dr. Ernst Troßmann

18. Dezember 2014 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

13. Januar 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Vertragsrecht aktuell
RADr. Clemens Trauttenberg, M.B.L.-HSG, RAMag.
Simone Petsche-Demmel

14. Januar 2015 WIEN
Wirtschaftsuniversität Wien: Seminar aus Privat-
recht – Ausgewählte Probleme des VRUG
HR Dr. Wilma Dehn

20. und 21. Januar 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Neuerungen & aktuelle Entwicklungen im Ar-
beitsrecht
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

21. Januar 2015 WIEN
Wirtschaftsuniversität Wien: Seminar aus Privat-
recht – Jahresrückblick bemerkenswerter scha-
denersatzrechtlicher Entscheidungen des OGH
Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl

22. Januar 2015 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck, HR Dr. Edwin Gitschthaler

29. Januar 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Anfechtungsrecht im Insolvenzverfahren
Dr. Reinhard Rebernig

Ausland

11. und 12. November 2014 BUCHAREST
European Institute of Public Administration (EIPA):
Mutual recognition in sanctions: Financial pe-
nalties, probation decisions and sanctions, pro-
tection order

14. November 2014 BRÜSSEL
Association Européenne des Avocats –European As-
sociation of Lawyers (AEA-EAL):
Tax incentives in the EU-countries: a fair com-
petition? (englisch)

19. bis 22. November 2014 SANTIAGO DE CHILE
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Half Year November Conference

21. bis 23. November 2014 WARSAW
Fair Trials International: Practitioner training
course – „The EU directives on fair trial rights
in criminal proceedings“

1. und 2. Dezember 2014 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration (EIPA):
EU Judicial Cooperation in Criminal Matters

1. und 2. Dezember 2014 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration (EIPA):
Annual Conference – Recent Trends in the Case
Law of the Court of Justice of the European
Union
What Directions for the Future?

8. und 9. Dezember 2014 MÜNCHEN
International Trademark Association (INTA):
When Trademarks Overlap with other IP-
Rights

27. bis 31. Mai 2015 MALTA
European Football Cup for Lawyers: 6th Euro-
lawyers

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten
683 ff.



Mit sechs sofort einsetzbaren Musterverträgen
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M ANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH  bestellservice:  tel  (01) 531 61-374   

fax  (01) 531 61-339  e -mail auslieferung@manz.at

Jetzt 

bestellen!

4. Auf lage 2014. 
XXVI, 350 Seiten. 
Geb. mit 1 CD-ROM EUR 89,–
ISBN 978-3-214-08331-1

Ihre Berufshaftung: Fragen Sie den Marktführer!

Unser qualifi ziertes Team berät Sie gerne 
– ohne Zusatzkosten.

Als unabhängige Spezialisten verfügen wir über langjährige und  umfangreiche 
 Erfahrung in der Gestaltung Ihres individuellen  Versicherungsschutzes:

Frechen/Köln | Hamburg | München | Wien

Versicherungsmakler für 
die rechts- und wirtschafts-
beratenden Berufe

info@vonlauffundbolz.at
www.vonlauffundbolz.at

Telefon 01.89 00 25-30 
Telefax  01.89 00 25-39

Josefstädter Straße 35/2
1080 Wien

Dr. jur. Hermann Wilhelmer DW-31
h.wilhelmer@vonlauffundbolz.at

Mag. Thomas Gabriel DW-32
t.gabriel@vonlauffundbolz.at

Mag. jur. Doris Veigl DW-37
d.veigl@vonlauffundbolz.at

in Kooperation mit

London
Regulated by the FSA

Verband 
Österreichischer 
Versicherungs-
Makler

 Bereitstellung hoher Versicherungssummenkapazitäten bei High-Risk-Mandaten

 Laufende Optimierung der Versicherungsbedingungen unter Berücksichtigung 
der Haftungs- und Berufstrends sowie der Entwicklungen im Versicherungsrecht

 Gestaltung des marktkonformen Versicherungsschutzes durch Quervergleich, 
insbesondere Ermittlung der risikoadäquaten Versicherungssummen und 
Prämien

 Professionelle Begleitung im Schadensfall

 Tipps zu Risikomanagement und Schadensprävention

... ist eine passgenaue Versicherung.

Worauf Sie achten sollten...



MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

2014. 
XVI, 252 Seiten. Br. EUR 56,– 
ISBN 978-3-214-01093-5

Ihr Durchblick zum 
neuen VRUG
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Von „Amtsnachschau“ bis „Zustellverfügung“ – Juristendeutsch ist seit langem in Verruf geraten: 
unverständlich, nicht zeitgemäß, papierenes Amtsdeutsch, das mehr verschleiert, als es erklärt.

Woran liegt das? Gibt es Wege, auf denen Juristen sich besser verständlich machen können?
Was ist von so mancher Kurialfl oskel zu halten? 
Auf bauend auf die beliebte gleichnamige Rubrik der Österreichischen Juristen-Zeitung hat die 
Redaktion alte und neue Kolumnen in diesem handlichen Buch (das Gegenteil eines Handbuchs 
also) zusammengetragen. Möge „Sprache und Recht“ bei der Austreibung sprachlicher Unarten 
behilfl ich sein!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Redaktion der Österreichischen Juristen-Zeitung

Sprache und Recht
Kolumnen aus der Österreichischen Juristen-Zeitung
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2014. XIV, 176 Seiten.
EUR 28,50
ISBN 978-3-214-08580-3

Mit Hörerschein für Studierende EUR 22,80
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•  Original-Prüfungsfälle der letzten 5 Jahre, auf neuesten Stand gebracht – inklusive allen Auswir-

kungen durch die neue Verwaltungsgerichtsbarkeit!

•  Samt ausführlichen Musterlösungen mit allen „Knackpunkten“ und allgemeinen Prüfungshinweisen.

•  Ihr Plus: 15 übersichtliche Prüfungsschemata (Erkenntnisbeschwerde, Gesetzesprüfung, 

Bescheidbeschwerde uvm) sowie Hinweise zur Prüfungsvorbereitung und Tipps zur Falllösung!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Storr · Lindermuth · Pirstner-Ebner (Hrsg)

Gesammelte Fälle Verfassungs- 
und Verwaltungsrecht
Originalklausuren
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Recht kurz und bündig

" §§ 1, 3 Abs 4 PSG; §§ 914 ff, 948 ABGB:
Widerruf einer Nachstiftung

1. Grundsätzlich liegt einer Nachstiftung ein alt-
ruistisches Element zu Grunde. Dieses kann im
Einzelfall aber fehlen, wenn sich ein Stifter umfas-
sende Einwirkungsmöglichkeiten, etwa das Wider-
rufs- und Änderungsrecht und die Letztbegünstig-
tenstellung, vorbehalten hat.
2. § 948 ABGB über den Widerruf der Schenkun-
gen wegen groben Undanks ist nach seinem Zweck
auf (echte) Nachstiftungen anwendbar.
3. Bei der Auslegung von Nachstiftungen, bei wel-
chen es sich um ein zweiseitiges Rechtsgeschäft han-
delt, sind §§ 914ff ABGB heranzuziehen und ist der
Parteiabsicht Rechnung zu tragen.
4. Behält sich der Stifter das Recht zur Änderung der
Stiftungserklärung oder zum Widerruf der Stiftung
vor, so können sich daraus Einflussmöglichkeiten
des Stifters auf das Stiftungsgeschehen ergeben, so-
dass das Prinzip der vollständigen Trennung des
Vermögenssubstrats der Stiftung vom Stifter nicht
verwirklicht ist. Ein allgemeiner Grundsatz, nach
dem das gestiftete Vermögen noch dem Stifter „ge-
höre“ und das Trennungsprinzip bei Vorliegen be-
stimmter Voraussetzungen aufzuheben sei, lässt sich
aber auch aus der Judikatur zur Vermögensopfer-
theorie nicht ableiten.
OGH 4. 11. 2013, 10 Ob 22/13b Aufsichtsrat ak-
tuell 2014, 33 = ecolex 2014/134 (Rizzi) = PSR
2014, 32 (Zollner) = RdW 2014/159 = wbl 2014/
118 = Zak 2014/74 = ZfS 2014, 18.

" § 1 IESG; § 70 AktG:
Aktiengesellschaft: Kein Insolvenzentgelt für Vor-
standsmitglieder

1. Typische unternehmerische Tätigkeiten sowie
eine Position im Arbeitsleben, die dem Betroffenen
rechtlich oder faktisch die Unternehmer-(Ar-
beitgeber-)funktion gegenüber den „normalen“
Arbeitnehmern eines Unternehmens zuordnet,
schließen den Schutz nach den Bestimmungen des
IESG aus.
2. Ein Vorstandsmitglied einer Aktiengesell-
schaft ist zwar allenfalls freier Dienstnehmer, er ge-
hört aber nicht zum Kreis der nach § 1 Abs 1 IESG
geschützten Personen.
OGH 24. 3. 2014, 8 ObS 3/14w ASoK 2014, 233 =
GES 2014, 286 = EvBl 2014/103 (Rohrer) = GesRZ
2014, 260 (Mayr).

" § 39 GmbHG; §§ 810, 167 Abs 3 ABGB:
GmbH: Stimmrechtsausübung durch den Verlassen-
schaftskurator

1. In der Regel gehört die Ausübung des Stimm-
rechts in der Generalversammlung einer GmbH
durch den Verlassenschaftskurator zu den gewöhn-

lichen Geschäftsführungsmaßnahmen, die keiner
gerichtlichen Genehmigung bedürfen.
2. Maßstab für die Frage, ob die Ausübung des
Stimmrechts zum ordentlichen Wirtschaftsbetrieb
gehört und daher keiner verlassenschaftsgerichtli-
chen Genehmigung bedarf, sind die damit verbun-
denen, für die Verlassenschaft drohenden Risiken
sowie die Dauer und der Umfang der für die Verlas-
senschaft daraus entstehenden Verpflichtungen.
3. Satzungsändernde Gesellschafterbeschlüsse
sind mit der zeitlich begrenzten, für künftige andere
Gesellschafter geführten Verwaltung des Nachlasses
durch den Nachlasskurator in der Regel nicht
vereinbar.
4. Für die Vertretungshandlungen des Kurators ist
§ 167 Abs 3 ABGB, welcher die Fremdvertretung
nicht (ausreichend) Geschäftsfähiger regelt, sinnge-
mäß anzuwenden.
OGH 21. 11. 2013, 1 Ob 245/12d (1 Ob 107/13m)
EF-Z 2014/56 (Tschugguel) = GES 2014, 73 =
GesRZ 2014, 248 (Enzinger) = NZ 2014/24 = Zak
2014/94.

" § 142 UGB:
GmbH als letzte Genossenschafterin

1. Das Fehlen eines Pendants zu § 142 UGB im Ge-
nossenschaftsrecht stellt keine planwidrige Lücke
dar.
2. § 142 UGB und die damit verbundene Gesamt-
rechtsnachfolge ist auf den Fall, dass die Genossen-
schafter ihre Genossenschaftsanteile in eine GmbH
einbringen und diese als einzige Genossenschafterin
verbleibt, nicht analog anzuwenden.
3. Eine Genossenschaft ist gezwungen, ihr Unter-
nehmen im Weg der Einzelrechtsnachfolge zu
übertragen.
OGH 16. 12. 2013, 6 Ob 160/13 t Aufsichtsrat ak-
tuell 2014, 14 = ecolex 2014/213 = GES 2014, 69 =
GES 2014, 275 (Warto) = GesRZ 2014, 186 (van
Husen) = NZ 2014/44 (Eckert) = RdW 2014/298 =
RWZ 2014/21 (Wenger).

" § 258 Abs 1 StPO (§ 12 Abs 2, § 281 Abs 1 Z 5
StPO):

Plädoyers als Gegenstand von Erörterung in den Ent-
scheidungsgründen = EvBl 2014/100

Dass den Tatrichtern bei Beleuchtung der Verfah-
rensergebnisse ein Eingehen auf (selbst nach dem
Schluss des Beweisverfahrens vorgetragene und
nicht im Prot über die HV aufscheinende) beweis-
würdigende oder wertende Argumente der Verfah-
rensparteien verwehrt wäre, lässt sich weder aus
§ 258 StPO noch aus § 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall
StPO ableiten.
OGH 23. 4. 2014, 15 Os 42/14m (LGSt Wien
64 Hv 14/13 s).
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" § 362 Abs 1 StPO:
Außerordentliche Wiederaufnahme als Ausgleich für
fehlenden NG = EvBl 2014/101

Verfehlte Fragestellung im geschworenengerichtli-
chen Verfahren berechtigt zu ao Wiederaufnahme.
OGH 3. 4. 2014, 12 Os 19/14g (LG Wr. Neustadt
37 Hv 39/13m).

" § 140 StPO (§ 10 GRBG; § 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall
StPO):

Beweisverbot ist von Ermittlungsansatz zu unterschei-
den

Das in § 140 Abs 1 StPO für die in § 134 Z 5 StPO
genannten Ergebnisse bestimmter Ermittlungsmaß-
nahmen normierte – auch im Rahmen der Begrün-
dung des der Festnahme oder UHaft eines Besch zu-
grunde liegenden Tatverdachts zu beachtende (vgl
14 Os 46/09k, 47/09g) – Beweisverwertungsverbot
hindert nicht, diese zum Anlass weiterer Erhebun-
gen zu nehmen und die Ergebnisse dieser Erhebun-
gen als Beweismittel zu verwerten.
OGH 26. 3. 2014, 15 Os 32/14 s.

" Charta der Grundrechte der EU (Schengener Durch-
führungsübereinkommen [SDÜ])
Ne bis in idem; Art 50 der Charta der Grundrechte
der EU; Art 54 SDÜ = ÖJZ 2014/102:

Einschränkungen des Doppelbestrafungsverbots bei
(noch) nicht vollstreckten Urteilen im Schengen-Raum
sind grundrechtskonform

Art 54 SDÜ, der die Anwendung des Grundsatzes
ne bis in idem von der Bedingung abhängig macht,
dass im Fall einer Verurteilung die Sanktion „bereits
vollstreckt worden ist“ oder „gerade vollstreckt
wird“, ist mit Art 50 der Charta vereinbar, der die-
sen Grundsatz verbürgt. Diese Bestimmung ist da-
hin auszulegen, dass die bloße Zahlung einer Geld-
strafe, die gegen eine Person verhängt wurde, der
mit der gleichen Entscheidung eines Gerichts eines
anderen MS eine bislang nicht vollstreckte Frei-
heitsstrafe auferlegt wurde, nicht den Schluss zu-
lässt, dass die Sanktion iS dieser Bestimmung bereits
vollstreckt worden ist oder gerade vollstreckt wird.
EuGH 27. 5. 2014, C-43/12, Spasic.

" Art 8 MRK (Art 14 iVm Art 8, 13, 41 MRK; §§ 207b,
209 StGB; § 363a StPO; StRegG; TilgG):

Löschung aus dem Strafregister = MRK 2014/7
Da die Belassung der Eintragung einer Verurteilung
nach § 209 StGB im Strafregister besonders schwere
Folgen für die betroffenen Personen haben kann,
hätte der Gesetzgeber bei der Novellierung dieser
Bestimmung geeignete Maßnahmen wie etwa Aus-
nahmen von der allgemeinen Regel des StRegG vor-
sehen sollen. Unter den besonderen Umständen ih-
res Falls verfügten die Bf über kein RM, das den Er-
fordernissen des Art 13 MRK genügte.

Art 8 MRK (Art 14 iVm Art 8, Art 13u 41 MRK;
§§ 207b, 209 StGB; StRegG; TilgG)
EGMR 7. 11. 2013, 31913/07, 38357/07, 48098/07,
48777/07 und 48779/07, E. B. ua gegen Österreich.

" § 31 MedienG; § 18 Abs 4 ECG:
Die Identität von „Postern“ ist nicht immer durch das
Redaktionsgeheimnis geschützt = EvBl 2014/105

Postings, die ohne journalistische Kontrolle und Be-
arbeitung allein aus dem eigenen Antrieb des Nutz-
ers veröffentlicht werden, fehlt es am notwendigen
Zusammenhang mit der journalistischen Tätigkeit
der in § 31 Abs 1 MedienG genannten Personen.
Allein die durch das Zurverfügungstellen des On-
line-Forums erklärte Absicht, alles zu veröffentli-
chen, was die Nutzer posten, reicht nicht aus, um
die Identität der Poster durch das Redaktionsge-
heimnis zu schützen.
§ 18 Abs 4 ECG geht als Anspruchsgrundlage für
das Auskunftsbegehren lediglich von einer Glaub-
haftmachung aus. Die nach § 1330 ABGB im Ein-
zelfall notwendige Grenzziehung zwischen Tatsa-
chenbehauptung, Werturteil und Wertungsexzess
ist nicht im Auskunftsverfahren, sondern im Verfah-
ren gegen den konkreten Poster näher zu prüfen.
OGH 23. 1. 2014, 6 Ob 133/13x (OLG Wien 13 R
261/12 s; LGZ Wien 53 Cg 47/12 i).
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" § 89 Abs 2b StPO (§§ 16, 290 Abs 1 StPO):
Amtswegiges Vorgehen des BeschwerdeG = EvBl 2014/
107

Sowohl die Pflicht zu umfassender Prüfung als auch
die Amtswegigkeit beschränken sich einerseits auf
den angefochtenen B, setzen andererseits eine nicht
nach § 89 Abs 2 StPO zurückzuweisende, demnach
rechtzeitige und von einem Anfechtungslegitimier-
ten eingebrachte Beschwerde voraus.
OGH 23. 4. 2014, 15 Os 123/13x, 124/13v (OLG
Wien 18 Bs 402/12 t; LGSt Wien 92 Hv 104/12 f).

" § 363a Abs 1 StPO (Art 89 Abs 2 B-VG; § 281 Abs 1
StPO; § 2 Abs 1 GRBG):

Subjektives Recht auf Normanfechtung durch StrafG =
EvBl 2014/108

Ein subjektives Recht, vom OGH Normanfechtung
zu begehren, besteht nicht.
OGH 6. 5. 2014, 14 Os 35/14z (LG Steyr 13 Hv
123/12a).

" § 45 StPO (§ 43 Abs 1 Z 1, § 65 Z 1 lit c StPO; § 5
Abs 1 Satz 1 OGHG; Art 87 B-VG):

Keine Ermessensentscheidung über Zufallen der Sache
nach erkannter Ausgeschlossenheit = EvBl-LS 2014/123

Nach § 45 StPO zu treffende Entscheidungen sind
Akte der Rsp, weshalb die Sache dann, wenn auf
Ausschließung erkannt wird, dem Vertreter des Aus-
geschlossenen nach Maßgabe der Geschäftsvertei-
lung zufällt.
Wer als Organ einer juristischen Person tätig wird,
stellt unter dem Gesichtspunkt nach § 43 StPO zu
prüfender Ausgeschlossenheit diese vor. Wenn der
Präsident eines OLG als Organwalter des Bundes
Opferrechte geltend macht, ist er nach § 43 Abs 1
Z 1 StPO in Bezug auf Verfahren darüber ausge-
schlossen (treffend: Lässig, WK-StPO § 45 Rz 1,
10 f).
PräsdOGH 9. 4. 2014, 1 Präs 2690–1637/14 t.

" § 126 Abs 4 Satz 3 StPO (§ 363a StPO; Art 6 Abs 3
lit d zweiter Fall MRK; Art 89 Abs 2 B-VG):

Fragerecht (Art 6 Abs 3 lit d erster Fall MRK) genügt der
Grundrechtsverheißung des zweiten Falls von Art 6
Abs 3 lit d MRK = EvBl-LS 2014/124

Der Hinweis auf die Prozessrolle der StA im Ermitt-
lungsverfahren geht auch im argumentativen Ansatz
fehl, weil diese Prozessrolle nicht Gegenstand des
§ 126 Abs 4 letzter Satz StPO ist. Da das Gesetz
auch im Ermittlungsverfahren die Bestellung von
SV durch das Gericht vorsieht (§ 104 StPO) und
§ 126 Abs 4 letzter Satz StPO bloß die Ablehnung
eines SV als befangen mit der – ausschließlichen –

Begründung, dieser sei bereits im Ermittlungsver-
fahren tätig gewesen, als unzulässig erklärt, würde
letztgenannte Norm einer Ablehnung mit dem Vor-
bringen, der SV sei im Ermittlungsverfahren im

Auftrag der StA tätig gewesen, vielmehr gar nicht
entgegenstehen.
OGH 23. 4. 2014, 13 Os 55/13g, 56/13d.

" § 231 (früher: § 140) ABGB:
Kein Wahlrecht zwischen Antrag auf Unterhaltsherab-
setzung und Oppositionsklage

Die in der Rsp herrschende „Kombinationstheorie“
führt zwingend dazu, dass ab dem Zeitpunkt, ab dem
ein Exekutionsverfahren über den identen Anspruch
anhängig ist, nur mehr die Oppositionsklage zur
Feststellung des Erlöschens oder der Hemmung
des Anspruchs zulässig ist. Das Gesetz sieht keine
Möglichkeit vor, im Fall einer Unterhaltsexekution
dann davon abzuweichen, auch wenn die Herabset-
zung des Unterhaltsanspruchs grundsätzlich im Au-
ßerstreitverfahren zu erfolgen hat. Durch das an-
hängige Exekutionsverfahren kommt es zu einer
Änderung des Rechtswegs. Die Beurteilung der Ein-
wendungen gegen den Anspruch obliegt nach Ein-
leitung des Exekutionsverfahrens dem Bewilligungs-
gericht, auch wenn ohne das Exekutionsverfahren
der Außerstreitrichter zuständig wäre. Solange das
Exekutionsverfahren anhängig ist, steht dem Herab-
setzungsantrag die Unzulässigkeit des außerstreiti-
gen Rechtswegs entgegen.
Die Unzulässigkeit der Einbringung des Unterhalts-
herabsetzungsantrags nach eingeleiteter Unterhalts-
exekution führt zwar zur Unzulässigkeit des außer-
streitigen Rechtswegs, nicht aber zur Zurückwei-
sung des Antrags. Nach § 40a JN ist, wenn das Ge-
richt für das richtige Verfahren sachlich und örtlich
zuständig ist (§ 35 Abs 2 Satz 1 EO), über den An-
trag als Klage im streitigen Verfahren (nach allfälli-
ger Einleitung eines Verbesserungsverfahrens) zu
verhandeln und zu entscheiden.
OGH 25. 6. 2014, 9 Ob 27/14g Zak 2014/535, 289.

" § 879 ABGB; § 100 Abs 1 TKG:
Automatische Umstellung auf elektronische Rechnung
ist gesetzwidrig

Die AGB des hier beklagten Telekommunikations-
unternehmens sahen vor, dass ihre Kunden sowohl
bei Abschluss des Vertrags als auch danach zwischen
einer Papier- und einer elektronischen Rechnung
wählen könnten. Daraus ergab sich zunächst eine
Gleichrangigkeit von Papier- und elektronischer
Rechnung; weiters war daraus abzuleiten, dass die
Beklagte an eine vom Kunden getroffene Wahl ge-
bunden war. Die Beklagte änderte jedoch gegenüber
jenen Kunden, die bisher Papierrechnungen erhal-
ten hatten, diese Bedingungen ab. Denn nun sollte
vorrangig elektronisch abgerechnet werden, und
ein Kunde, der bisher Papierrechnungen erhielt,
musste (erstmals oder neuerlich) aktiv tätig werden,
um weiterhin Papierrechnungen zu erhalten. Diese
für eine Vielzahl von Fällen geltende Änderung
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wurde nicht ausgehandelt, sondern einseitig von der
Beklagten auferlegt. Daher handle es sich nach Mei-
nung des OGH dabei (ebenfalls) um eine Form von
AGB, die neben die ursprünglich vereinbarten tra-
ten und sie in einem Punkt abändern sollten.
Diese Änderung der Bedingungen verstoße nach
Meinung des OGH im Ergebnis gegen § 100 Abs 1
TKG (idF BGBl I 2011/102).
OGH 17. 7. 2014, 4 Ob 117/14 f Zak 2014/594,
314.

" §§ 9, 37 Abs 1 Z 6 MRG; §§ 16, 523 ABGB:
Videokameraattrappe des Mieters im Außenbereich des
Mietobjekts

Wird eine Klage auf Entfernung einer von einem
Mieter angebrachten Videokamera (auch) auf § 9
MRG (Veränderung des Mietgegenstands) gestützt,
so ist zu beachten, dass gem § 37 Abs 1 Z 6 MRG
über Anträge, die die Veränderung der zum entgelt-
lichen Gebrauch überlassenen Wohnung oder des

Geschäftsraums betreffen, im Außerstreitverfahren
zu entscheiden ist.
Im gegenständlichen Fall wurde von der Beklagten
ein Bereich in Anspruch genommen, der nicht vom
Gebrauchsrecht erfasst ist. Mangels Klarstellung im
Vorbringen der Klägerin ging der OGH davon aus,
dass sie sich auf titellose Benützung stützt. In Bezug
auf die Kameraattrappe an der Garagenwand ist da-
von auszugehen, dass kein einheitliches Mietverhält-
nis vorliegt und in dieser Hinsicht das MRG nicht
zur Anwendung gelangt. Aus diesen Überlegungen
folgt, dass über das zugrunde liegende Begehren
im streitigen Verfahren zu entscheiden ist.
Da hier aber durch die angebrachten Videokame-
raattrappen kein Überwachungsdruck auf andere
Personen ausgeübt wird, der als Eingriff in die Pri-
vatsphäre zu qualifizieren ist, drang der Vermieter
mit seiner Unterlassungsklage nicht durch.
OGH 26. 6. 2014, 8 Ob 47/14 s Zak 2014/599, 315.



Abhandlungen

Die Verjährung von Amtshaftungsansprüchen
nach den Bestimmungen des AHG
Von Mag. Dr. Martin Paar, Wien. Der Autor ist Leitender Prokuraturanwalt der Finanzprokuratur Wien.

Der vorliegende Aufsatz stellt die Rechtslage des Amtshaftungsgesetzes zu Fragen der Verjährung eines Amts-
haftungsanspruchs in seinen wesentlichen Zügen dar.

I. Einleitung
Im Rahmen der anwaltlichen Beratung eines Mandan-
ten iZm der Geltendmachung von Ersatzansprüchen
im Allgemeinen, und nicht nur von Amtshaftungsan-
sprüchen im Besonderen, ist es stets geboten, auch
die Fragen einer möglichen Verjährung des Anspruchs
zu erörtern. In der einen oder anderen Angelegenheit
wird man darauf hinweisen müssen, dass die Frage
der Verjährung rechtlich komplex, schwierig zu beant-
worten und eine abschließende Klärung nur durch die
Entscheidung eines Zivilgerichts möglich ist. Man
wird seinen Mandanten erklären, dass eine entspre-
chende Rsp fehlt bzw die bestehende Rsp nicht ein-
heitlich ist, zuweilen sich widerspricht. Auch wird
man anmerken, dass der OGH von einer bestehenden
langjährigen Rsp wieder abgehen kann. Ein solches an-
waltliches Aufklärungsgespräch setzt die genaue
Kenntnis der gesetzlichen Grundlagen und die Kennt-
nis der Rsp voraus. Gegenständlicher Aufsatz will da-
her die Rechtslage des Amtshaftungsgesetzes (im Fol-
genden kurz: AHG) zu Fragen der Verjährung eines
Amtshaftungsanspruchs in seinen wesentlichen Zügen
darstellen.1) Zu Beginn werden die besonderen Bestim-
mungen der Verjährungsfristen und in weiterer Folge
die Rechtslage hinsichtlich des Beginns der Verjäh-
rungsfristen dargestellt. Hierbei wird aufgrund der
mehr oder weniger überraschenden Änderung der bis-
herigen Rsp des OGH, auch die Frage, wann die Ver-
jährung des Verfahrenskostenaufwands zu laufen
beginnt, näher erörtert werden. Zuletzt werden die
besonderen Hemmungsvorschriften des AHG unter
Beachtung der allgemeinen Hemmungs- und Unter-
brechungsvorschriften des ABGB beschrieben.

II. Verjährungsfristen des AHG
1. Verjährungsfristen nach § 6 AHG

Die wesentlichsten Bestimmungen zur Frage der Ver-
jährung von Amtshaftungsansprüchen lassen sich im
§ 6 Abs 1 AHG finden.2) Nach dieser Bestimmung ist
zwischen einer kurzen dreijährigen und langen zehn-
jährigen Verjährungsfrist zu unterscheiden.

Nach § 6 Abs 1 Satz 1 AHG verjähren Amtshaf-
tungsansprüchen in drei Jahren nach Ablauf des Tages,

an dem der Schaden dem Geschädigten bekanntge-
worden ist. Anders als nach § 1489 ABGB, nach wel-
cher Bestimmung Ersatzansprüche innerhalb von drei
Jahren ab Kenntnis von Schaden und Schädiger verjäh-
ren, stellt das AHG für die Frage des Beginns der Ver-
jährung lediglich auf die Schadenkenntnis des Geschä-
digten ab; die konkrete Kenntnis des Schädigers
entfällt. Da § 2 Abs 1 AHG normiert, dass bei der
Geltendmachung eines Amtshaftungsanspruchs ein
bestimmtes Organ nicht genannt werden muss und
der Beweis ausreicht, dass der Schaden nur durch die
Rechtsverletzung eines Organs des beklagten Rechts-
trägers entstanden sein konnte, hat der OGH eine kor-
rigierende Auslegung des § 6 Abs 1 Satz 1 AHG vor-
genommen, um das zwischen § 6 Abs 1 Satz 1 und
§ 2 Abs 1 AHG bestehende Spannungsverhältnis auf-
zulösen. Nach dem OGH beginnt die Verjährung erst
dann zu laufen, wenn der Geschädigte „auf Grund der
ihm bekannten Tatsachen ohne nennenswerte Mühe auf
das Verschulden irgendeines Organes des beklagten Rechts-
trägers schließen konnte.“3) Diese korrigierende Ausle-
gung des § 6 Abs 1 Satz 1 AHG erfolgte durch den
OGH zu Recht. Die Kenntnis, dass ein Organ eines
nach § 1 Abs 1 AHG genannten Rechtsträgers einen
Schaden verursacht haben könnte, ist unbedingt not-
wendig, um überhaupt einen Anspruch nach dem
AHG begründen zu können.4) Wenn man nicht weiß,
dass der Schaden durch ein Organ eines Rechtsträgers
gem § 1 Abs 1 AHG verursacht worden ist, ist es auch
nicht möglich, einen Amtshaftungsanspruch gegen
den jeweiligen Rechtsträger geltend zu machen und
kann daher die Verjährung desselben noch nicht zu
laufen beginnen.

Nach § 6 Abs 1 letzter Satz AHG verjährt ein Amts-
haftungsanspruch zehn Jahre nach der Entstehung des
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Schadens, wenn dem Geschädigten der Schaden nicht
bekanntgeworden ist oder der Schaden aus einer ge-
richtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich be-
gangen werden kann und mit mehr als einjähriger
Freiheitsstrafe bedroht ist, entstanden ist. Auch hier
zeigt sich der Unterschied zum ABGB, welches mit
§ 1489 ABGB eine lange Verjährungsfrist von dreißig
Jahren normiert. Im Schrifttum wird die Herabsetzung
der Verjährungsfrist für das AHG von dreißig auf zehn
Jahre kritisch gesehen. Dies wird damit begründet,
dass für die unterschiedliche Regelung kein sachlicher
Rechtfertigungsgrund vorliegen würde. Das Schrift-
tum stellt sich die Frage, warum der Haftungsanspruch
gegenüber dem Staat früher verjähren soll als gegen-
über Privaten.5) Der OGH selbst hegt gegen diese Be-
stimmung keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Die
sachliche Rechtfertigung für die Abweichung zu
§ 1489 Abs 2 ABGB sieht der OGH darin, dass das
Amtshaftungsrecht als besonderes Schadenersatzrecht
ua dadurch gekennzeichnet sei, dass der Geschädigte
nicht den Schädiger selbst, sondern die Haftung eines
Dritten, nämlich den Rechtsträger, in Anspruch
nehme.6) Die Argumentation des OGH überzeugt
mE nicht. Einerseits ist nicht nachvollziehbar, warum
der OGH von der Haftung der Rechtsträger als Drit-
ten ausgeht. Bedenkt man, dass juristische Personen
durch ihre Organe handeln können, ist zu bezweifeln,
dass nach dem AHG ausschließlich fehlerfreies und
nicht auch fehlerhaftes Verhalten von Organen dem
jeweiligen Rechtsträger zugerechnet werden soll.7) An-
dererseits ist zu bedenken, dass § 1489 ABGB anders
als § 6 Abs 1 letzter Satz AHG Ersatzansprüche gegen
den unmittelbaren Schädiger und Ersatzansprüche ge-
gen privatrechtliche juristische Personen gleich be-
handelt. Notwendigerweise und vollkommen zu Recht
stellt Sutter in Beachtung dieses Umstands die Verfas-
sungswidrigkeit von § 1489 ABGB in den Raum, wenn
nach Auffassung des OGH § 6 Abs 1 letzter Satz AHG
nicht verfassungswidrig sein soll.8)

Die zehnjährige Verjährungsfrist wird nach herr-
schender Ansicht jedenfalls als absolute Schranke an-
gesehen. Das bedeutet, dass, wenn innerhalb der zehn
Jahre die dreijährige Verjährungsfrist noch nicht abge-
laufen ist, der Amtshaftungsanspruch mit der Zehnjah-
resfrist verjährt.9)

2. Verjährungsfristen für den organisatorischen
Rechtsträger nach § 1 Abs 3 AHG

Gem § 1 Abs 1 AHG haftet der Rechtsträger nach den
Bestimmungen des bürgerlichen Rechts für jene Schä-
den am Vermögen oder an der Person, den die als ihre
Organe handelnden Personen in Vollziehung der Ge-
setze durch ein rechtswidriges und schuldhaftes Verhal-
ten zugefügt haben. Nach der Rsp und herrschender
Lehre stellt das AHG nicht auf den organisatorischen,

sondern auf den funktionellenOrganbegriff ab. Es haftet
demnach jener Rechtsträger, für den das Organ funktio-
nell tätig war bzw tätig hätte sein sollen. Mitunter ist es
jedoch schwierig festzustellen, für welchen Rechtsträger
ein Organ konkret tätig gewesen war. Für diesen Fall
normiert § 1 Abs 3 AHG, dass mit den im § 1 Abs 1 ge-
nanntenRechtsträgern zur ungeteiltenHand auch derje-
nige Rechtsträger haftet, als dessenOrgan die handelnde
Person gewählt, ernannt oder sonst wie bestellt wurde.

§ 6 Abs 1 AHG normiert nun, dass Ersatzansprüche
nach § 1 Abs 1 AHG innerhalb von drei Jahren ab
Kenntnis des Schadens verjähren. Schon der erste Blick
auf diese Bestimmung zeigt, dass die Ersatzansprüche
nach § 1 Abs 3 AHG nicht genannt werden. Im Schrift-
tumwurde daher hierzu vereinzelt die Ansicht vertreten,
dass für die Frage der Verjährung von Ersatzansprüchen
gegenüber demorganisatorischenRechtsträger nicht die
Bestimmung des § 6 Abs 1 AHG zur Anwendung kom-
men könne, sondern die Bestimmung des § 1489 ABGB,
wonach auf die Kenntnis des Schadens und Schädigers
abzustellen ist.10) Dies wurde damit begründet, dass eine
analoge Anwendung des § 6 Abs 1 AHG für Ersatzan-
sprüche nach § 1 Abs 3 AHG nicht in Betracht kommen
könne, weil aufgrund des klarenWortlauts des § 6 Abs 1
AHG keine planwidrige Unvollständigkeit des Gesetzes
bestehe. Zu Recht wird jedoch herrschend die Ansicht
vertreten, dass der Gesetzgeber Ersatzansprüche gegen
den funktionellen als auch gegen den organisatorischen
Rechtsträger in gleicherWeise, nämlich nach der beson-
deren Bestimmung des § 6 Abs 1 AHG, verjähren lassen
möchte, weil kein sachlicher Grund besteht, warum für
den Geschädigten bei Geltendmachung eines Ersatzan-

663Österreichisches Anwaltsblatt 2014/11

Abhandlungen

Die Verjährung von Amtshaftungsansprüchen nach den Bestimmungen des AHG
Autor: Mag. Dr. Martin Paar, Wien

5) Koziol, Haftpflichtrecht II2 (1984) 385; Krejci, Amtshaftung und all-
gemeines Schadenersatzrecht, in Aicher (Hrsg), Haftung (1983)
97 ff (119); Paar (FN 3) 63; Schragel (FN 3) Rz 221, Sutter (FN 4)
315 f.

6) OGH 30. 10. 1969, 1 Ob 199/69; 24. 11. 1998, 1 Ob 151/98g.
7) Ebenso Sutter (FN 4) 316 mwN.
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spruchs gegen den organisatorischen Rechtsträger die
strengere Verjährungsregelung nach dem ABGB als die
weniger strengere Verjährungsregelung nach dem § 6
Abs 1 AHG gelten soll.11) Eine Rsp des OGH zu dieser
konkreten Frage liegt nicht vor. ME geht aber auch
der OGH offenbar davon aus, dass der Ersatzanspruch
gegen den organisatorischen Rechtsträger nach den Be-
stimmungen des § 6 Abs 1 AHG verjährt. Mit Urteil v
13. 12. 2002, 1 Ob 8/02m12) hielt der OGH fest, dass
die Mithaftung des bloß in organisatorischer Hinsicht
zuständigen Rechtsträgers materiellrechtlich eine Haf-
tung für eine fremde Schuld sei und die verfassungskon-
formeAuslegung des § 1 Abs 3AHGeineLoslösung der
Mithaftung des Rechtsträgers, dem das Organ organisa-
tionsrechtlich zugehöre, von der in Folge Verjährung
nicht mehr einklagbaren Forderung gegen den funktio-
nell zuständigen Rechtsträger ausschließe. Indirekt wird
damit festgehalten, dass, wenn die Forderung gegen den
funktionellen Rechtsträger nach den Bestimmungen des
AHG verjährt sind, auch die Forderungen in Folge der
Verjährung nach § 6 Abs 1 AHG nicht mehr gegen
den organisatorischen Rechtsträger geltend gemacht
werden können.13)

III. Beginn der Verjährungsfristen
1. Beginn der Verjährungsfrist im Allgemeinen

Für jeden konkreten Einzelfall stellt sich die Frage,
wann die Verjährung zu laufen begonnen hat und ob
der Anspruch als verjährt gilt oder noch rechtzeitig
vor Ablauf der Verjährungsfrist geltend gemacht
wurde. Unter Pkt II.1. wurde schon darauf hinge-
wiesen, dass die dreijährige Verjährungsfrist gem § 6
Abs 1 AHG in Lauf gesetzt wird, wenn der Geschä-
digte in Kenntnis des Schadeneintritts ist und er auf-
grund der ihm bekannten Umstände zumutbarerweise
ohne nennenswerte Mühe auf das Verschulden eines
Organs eines Rechtsträgers schließen kann.14) Nach
der Rsp des OGH muss dem Geschädigten neben
der Kenntnis des Schadens der gesamte seinen An-
spruch begründende Sachverhalt so weit bekannt sein
oder zumutbarerweise bekannt sein, dass er eine Klage
mit Aussicht auf Erfolg erheben kann.15) Weiß man,
dass man selbst aktiv werden muss, weil keine weitere
Klarheit mehr zu gewinnen ist, ist nach dem OGH
die Klage zu erheben.16) Konkret führt der OGH aus:
„Der Geschädigte darf also mit der Klageführung nicht so
lange zuwarten, bis er im Rechtsstreit zu gewinnen glaubt.
Jeder Kläger muss nämlich damit rechnen, dass sich seine
scheinbare Kenntnis des Schadens und des Ersatzpflichtigen
als irrig herausstellt, weil etwa Zeugen oder Sachverständi-
ge anderes bekunden könnten.“17) Mitunter nimmt der
OGH iZm der Kenntnis des Schadens eine Erkundi-
gungspflicht des Geschädigten an, in dem er judiziert,

dass die Kenntnis des Schadens eine angemessene Er-
kundigung der für die Amtshaftungsklage notwendi-
gen Voraussetzungen voraussetzt.18) Obzwar der
OGH selbst davon ausgeht, dass man die Erkundi-
gungspflicht des Geschädigten nicht überspannen
darf, scheint dieser zuweilen jedoch selbst die Erkun-
digungspflicht ein wenig zu überspannen, wie zB dann,
wenn er von einer Pflicht zur Beiziehung eines Sach-
verständigen ausgeht.19) Wann konkret der Erkundi-
gungspflicht tatsächlich entsprochen worden ist, er-
gibt sich, wie Mader zu Recht festhält, aus den Um-
ständen des jeweiligen Einzelfalls.20)

Hat man grundsätzlich Kenntnis vom Schadensein-
tritt und ist die Höhe des Schadens noch nicht beziffer-
bar, sind aber noch nicht alle Schadensfolgen bekannt
oder noch nicht zur Gänze eingetreten, beginnt die Ver-
jährungsfrist dessen ungeachtet zu laufen. Der OGH
geht davon aus, dass die grundsätzliche Kenntnis, dass
ein Schaden eingetreten ist, für den Beginn der Verjäh-
rungsfrist ausreichend ist. Ist die Schadenshöhe noch
nicht konkret bezifferbar, ist nach der Rsp des OGH
eine Feststellungsklage einzubringen.21) Hinsichtlich
Teilfolgeschäden führte der OGH aus, dass schon ein-
getretene und die aus demselben Schadensereignis vo-
raussehbaren künftigen Schäden eine verjährungsrecht-
liche Einheit bilden und diese Folgeschäden keine be-
sondere Frist auslösen.22) Auch hier ist der drohenden
Verjährungmit einer Feststellungsklage entgegenzutre-
ten. Für nicht vorhersehbare schädigende Wirkungen
eines Ereignisses wird nach der Rsp des OGH erst ab
dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme oder sobald mit
künftigen Schäden mit Wahrscheinlichkeit zu rechnen
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11) Mader (FN 3) § 6 Rz 2; Schragel (FN 3) Rz 220.
12) ZVR 2003, 117.
13) OGH 13. 12. 2002, 1 Ob 8/02m ZVR 2003, 77.
14) Mader (FN 3) § 6 Rz 4; Schragel (FN 3) 224.
15) OGH 5. 5. 2009, 1 Ob 63/09k; 14. 8. 2007, 1 Ob 70/07m uva.
16) ZB OGH 11. 10. 2012, 1 Ob 171/12x JBl 2012, 794 = Zak 2013/

140, 80 = ecolex 2013/5, 29 = RdM‑LS 2013/31 = ZVR 2013/42,
76 (Danzl, tabellarische Übersicht) = RdM 2013/147, 290 (Lei-
schner‑Lenzhofer, Rechtsprechungsübersicht).

17) OGH 25. 5. 1999, 1 Ob 127/99d bbl 1999, 204.
18) ZB OGH 29. 9. 2011, 1 Ob 85/11y ZFR 2012/12, 30 = EvBl-LS

2012/60 = ÖBA 2012, 319/1804 = RdW 2012/210, S 211 = Miet-
Slg 63.102 = MietSlg 63.230 = ecolex 2012/404, 988.

19) OGH 17. 12. 2001, 1 Ob 95/01d; 25. 7. 2000, 1 Ob 151/00p.
20) Mader (FN 3) § 6 Rz 4.
21) OGH 11. 10. 2012, 1 Ob 171/12x JBl 2012, 794 = Zak 2013/140,

80 = ecolex 2013/5, 29 = RdM‑LS 2013/31 = ZVR 2013/42, 76
(Danzl, tabellarische Übersicht) = RdM 2013/147, 290 (Lei-
schner‑Lenzhofer, Rechtsprechungsübersicht); 19. 9. 2013, 1 Ob
148/13 s.

22) OGH 22. 12. 2010, 9 ObA 118/10h infas 2011, 103/A28 = ARD
6155/5/2011 = Arb 12.942; 19. 9. 2013, 1 Ob 148/13 s uva. Kri-
tisch jedoch das Schrifttum, welches die Argumente, die für eine
Verschiedenbehandlung von Primärschäden und späteren Teilschä-
den in der Verjährungsfrage vom OGH vorgebracht werden, nicht
für überzeugend hält. Vgl Mader/Janisch in Schwimann/Kodek,
ABGB Praxiskommentar § 1489 Rz 10.



ist, eine neue Verjährungsfrist in Gang gesetzt. Der Fol-
geschaden ist nach demOGHnicht vorhersehbar, wenn
zum schädigenden Ereignis, das den Erstschaden her-
beigeführt hat, weitere Voraussetzungen hinzukommen
müssen und nicht abzusehen ist, ob es tatsächlich dazu
kommen wird.23)

2. Beginn der Verjährungsfrist
für Verfahrenskosten

a. Verfahrenskosten als Schadenersatzanspruch

Jahrzehnte lang wurde in der Lehre und Rsp die An-
sicht vertreten, dass die Verfahrenskosten für den Ret-
tungsaufwand gem § 2 Abs 2 AHG nicht als Ersatzan-
spruch nach § 1 AHG angesehen werden können. Seit
dem Erk 3. 9. 1986, 1 Ob 30/86 judiziert der OGH in
nunmehr stRsp, dass der Verfahrenskostenaufwand bei
Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen Gegenstand
eines Amtshaftungsanspruchs sein kann, selbst wenn
die in Betracht kommende Verfahrensordnung keine
Kostenersatzpflicht kennt, sofern ein solcher Aufwand
zur Herstellung des rechtmäßigen Zustands tatsächlich
erforderlich ist. Ersetzt werden nach dem OGH die
Verfahrenskosten jedoch nur dann, wenn ein rechts-
widriges und schuldhaftes Verhalten eines Organs vor-
liegt und, wenn diese für die Rechtsverfolgung und
Rechtsverteidigung zweckmäßig und notwendig wa-
ren. Unter diesen Voraussetzungen besteht ein Ersatz-
anspruch auch dann, wenn die Kosten tatsächlich hö-
her sind als der nach den Verfahrensvorschriften zuge-
sprochene Pauschalbetrag.

Als Verfahrenskosten kommen nicht nur die Rechts-
vertretungskosten für die anwaltliche Beratung und
Vertretung in Betracht, sondern auch die Gebühren
des Verfahrens und allfällige Barauslagen. Typisch er-
satzfähiger Schaden iS der oben genannten Rsp sind
sohin alle Verfahrenskosten, die iZm der Rettungs-
pflicht nach § 2 Abs 2 AHG stehen, wie zB Kosten ei-
ner Beschwerde an das Verwaltungsgericht bzw Kos-
ten einer Revision an den VwGH.

b. Verjährung von Verfahrenskosten

Mit E v 1. 9. 2003, 1 Ob 9/03k hat der OGH noch die
Meinung vertreten hat, dass „die Verjährung des An-
spruches auf Ersatz eines auf dem Boden einer ex
ante-Beurteilung aussichtsreichen und daher zweck-
mäßigen Rettungsaufwands zur Abwendung des Ein-
tritts eines bestimmten (anderen) Schadens nicht
schon in Gang gesetzt wird, ehe noch der Erfolg oder
Misserfolg der zweckmäßig ergriffenen Rettungsmaß-
nahme feststeht.“ Vollkommen zu Recht hat der
OGH mit Erk v 29. 8. 2013, 1 Ob 50/13d diese
Rechtsansicht aufgegeben. Unter Hinweis auf die bis-
herige stRsp hielt der OGH fest, dass die Leistungen

eines Rechtsanwalts typischerweise entgeltlich erfol-
gen, mit der Beauftragung die Verpflichtung zur Zah-
lung der entstehenden Vertretungskosten einhergehe
und bereits mit dem Einschreiten des Rechtsanwalts
ein positiver Schaden vorliegt. Nach dem OGH geht
das ABGB von einem weiten Schadensbegriff aus und
liegt ein Schaden auch schon dann vor, wenn sich die
Passiva erhöhen. Damit entsteht nach dem OGH ein
Schaden, wenn eine Verbindlichkeit begründet wird
und sogar dann, wenn diese noch nicht fällig gestellt
worden ist. In Anwendung dieser Grundsätze hatte
der OGH schon mit seiner E v 7. 10. 1992, 1 Ob 3/
92 ausgeführt, dass die Vertretungskosten einen Scha-
den iSd § 1 Abs 1 AHG darstellen würden und dem
Geschädigten die ihn treffenden Kosten bereits mit
der Vornahme der entsprechenden Prozesshandlung
entstanden seien. In Anwendung der allgemeinen
Grundsätze der Verjährung des AHG beginnt daher
nach dem OGH schon mit Eintritt des Schadens und
mit Kenntnis des Schadens, hier konkret mit der Be-
auftragung des Rechtsanwalts zur Rechtsvertretung,
die Verjährung zu laufen. Der OGH hielt in seinem
oben genannten Urteil 1 Ob 50/13d ausdrücklich fest,
dass es an der sachlichen Rechtfertigung fehle, den
durch den Verfahrenskostenaufwand bedingten positi-
ven Schaden gegenüber jedem anderen Nachteil, der
einem durch rechtswidriges und schuldhaftes Verhal-
ten eines Organes eines Rechtsträgers nach § 1 Abs 1
AHG entsteht, zu privilegieren. Der Gesetzgeber habe
darüber hinaus dem Geschädigten aufgrund der Ab-
laufhemmung nach § 6 Abs 1 Halbsatz 2 AHG ausrei-
chend Zeit zur Verfügung gestellt, den Verfahrensauf-
wand geltend zu machen.

Die Entscheidung des OGH ist mE systemimmanent
und es reiht sich die Entscheidung wieder in jene Rsp
ein, nach welcher mit Kenntnis des positiven Schadens
die Verjährungsfrist zu laufen beginnt. Unter Umstän-
den können die Vertretungskosten der erste auftretende
Schaden eines allfälligen rechtswidrigen und schuldhaf-
ten Verhaltens eines Organs eines im § 1 Abs 1 AHG
genannten Rechtsträgers sein. Oft wird demGeschädig-
ten jedoch noch nicht bekannt sein, in welchemUmfang
der Schaden besteht. So kann ein Rechtsmittel an das
Verwaltungsgericht die erste und letzte Rechtsvertre-
tungshandlung sein, die kostenpflichtig ist. Ebenso kön-
nen aber weitere Vertretungshandlungen wie Stellung-
nahmen, Teilnahmen an der mündlichen Verhandlung,
Revision an den VwGH für die Rechtsverteidigung not-
wendig sein, die den Schaden zwangsläufig erheblich

665Österreichisches Anwaltsblatt 2014/11

Abhandlungen

Die Verjährung von Amtshaftungsansprüchen nach den Bestimmungen des AHG
Autor: Mag. Dr. Martin Paar, Wien

23) OGH 24. 2. 2009, 9 ObA 122/07 t RdW 2009/461, S 493 = ecolex
2009/164, 428 = infas 2009, 116/A42 = ARD 5975/4/2009 = ZAS-
Judikatur 2009/86 = DRdA 2009, 428 = RZ 2009, 195 EÜ 282 =
ZAS 2010/37, 228 (Melzer-Azodanloo) = Arb 12.797 = ZVR
2010/43, 79 (Danzl, tabellarische Übersicht) = DRdA 2011, 36/3
(Rebhahn) uva.



vergrößern. Ungeachtet dessen, weiß jedoch der Ge-
schädigte, dass ab der Beauftragung des Rechtsanwalts
mit der Vertretung ein Schaden eingetreten ist, der auch
nicht mehr durch ein weiteres Rechtsmittel beseitigt
werden kann. Was der Geschädigte nicht weiß, ist, wel-
chen Umfang der schon eingetretene Schaden anneh-
men wird und ob das bzw die erhobenen Rechtsmittel
erfolgreich sein werden. Dieser Umstand stellt jedoch
noch keinen sachlichen Grund dar, die Verjährung erst
dann laufen zu lassen, wenn Klarheit besteht, ob ein
Rechtsmittel erfolgreich war oder nicht. Für diesen Fall
hat der Gesetzgeber eben besondere Vorsorge getrof-
fen, und eine eigene Ablaufhemmung nach § 6 Abs 1
Halbsatz 2 AHG vorgesehen. Zu Recht hat der OGH
daher darauf hingewiesen, dass es keine tragfähige
Grundlage für eine Privilegierung gebe, den Schaden
durch Verjährungsaufwand gegenüber anderen Schäden
in Folge eines fehlerhaften Verhaltens eines Organs zu
bevorzugen.

IV. Hemmung und Unterbrechung
der Verjährung

Das AHG kennt zwei Sonderregelungen für die Hem-
mung der Verjährung. Nach § 6 Abs 1 Satz 1 AHG
verjähren Ersatzansprüche in drei Jahren nach Ablauf
des Tages, an dem der Schaden dem Geschädigten be-
kannt geworden ist, keinesfalls aber vor einem Jahr
nach Rechtskraft einer rechtsverletzenden Entschei-
dung oder Verfügung. Gem § 6 Abs 1 Satz 3 AHG
wird die Verjährung durch die Aufforderung nach § 8
Abs 1 AHG für die dort bestimmte Frist oder, wenn
die Aufforderung innerhalb dieser Frist beantwortet
wird, bis zur Zustellung dieser Antwort an den Ge-
schädigten gehemmt. Während es sich im ersten Fall
um eine Ablaufhemmung handelt, besteht im zweiten
Fall eine Fortlaufhemmung.

Bei der Ablaufhemmung nach § 6 Abs 1 zweiter
Halbsatz 1 AHG soll nach Ansicht des OGH dem Ge-
schädigten die Möglichkeit gegeben werden, die Klä-
rung der Frage der Rechtswidrigkeit im zunächst dafür
vorgesehenen Verwaltungsverfahren herbeizuführen.
IZm Eintritt des Schadens und der Ablaufhemmung
nach § 6 Abs 1 Halbsatz 2 AHG ist die Rettungspflicht
gem § 2 Abs 2 AHG zu beachten. Nach dieser Bestim-
mung besteht der Ersatzanspruch nicht, wenn der Ge-
schädigte den Schaden durch ein Rechtsmittel oder
durch eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht und
Revision beim VwGH hätte abwenden können. Daraus
folgt, dass, solange der Schaden mit einem Rechtsmittel
iSd § 2 Abs 2 AHG abgewendet werden kann, kein
Schaden eingetreten ist und daher die Verjährung nicht
zu laufen beginnen kann. Die Ergreifung offenkundig
aussichtloser Rettungsmaßnahmen kann jedoch nach
der Rsp des OGH nicht den Eintritt des Verjährungs-

laufs verhindern.24) Aussichtslos ist eine Rettungsmaß-
nahme nach demOGH ua dann, wenn der Rechtsbehelf
schon abstrakt gesehen zur Schadensabwehr nicht ge-
eignet ist. Kann der Schaden nicht durch ein Rechtsmit-
tel abgewendet werden, wird jedoch ein Rechtsmittel er-
hoben, um zB die Frage der Rechtswidrigkeit abzuklä-
ren, kommt es zur Anwendung der Ablaufhemmung
nach § 6 Abs 1 Halbsatz 2 AHG. Wie oben schon aus-
geführt wurde, bewirken die Ergreifung von Rechtsmit-
teln, die Beschwerde an das Verwaltungsgericht oder die
Revision an den VwGH, dass die Verjährungsfrist je-
denfalls nicht vor dem Ablauf eines Jahres nach Rechts-
kraft bzw Unabänderlichkeit der schadensverursachen-
den Entscheidung oder Verfügung endet. Der Begriff
„nach Rechtskraft“wird von der Rsp weit ausgelegt. Da-
runter ist nicht nur die formelle Rechtskraft einer Ent-
scheidung zu verstehen, sondern wird hierbei darauf ab-
gestellt, dass endgültig über eine bekämpfte Entschei-
dung abgesprochen wurde.

Bei der Fortlaufhemmung nach § 6 Abs 1 Satz 3
AHG beginnt die Hemmung nach herrschender An-
sicht mit dem Einlangen eines Aufforderungsschrei-
bens beim Rechtsträger und endet jedenfalls mit Ab-
lauf der drei Monate.25) Diese Rechtsansicht wird von
Sutter kritisiert.26) Er meint, dass der zu § 1497 ABGB
abgestellte Vergleich, wonach es nach der Rsp für die
Verjährung nicht auf das Absenden der Klage, sondern
auf die Gerichtsanhängigkeit ankomme, nicht zwin-
gend sei. Dies deshalb, weil Aufforderungsschreiben
und Klagseinbringung zwei unterschiedliche Verfah-
ren darstellen. Der herrschenden Ansicht ist jedoch
der Vorzug zu geben, verweist § 6 AHG doch auf § 8
AHG, nach welcher Bestimmung der Rechtsträger
nach Aufforderung des Ersatzes des geltend gemach-
ten Schadens innerhalb von drei Monaten zu entschei-
den hat, ob er den geltend gemachten Ersatzanspruch
anerkennt oder nicht. Da hier die Frist von drei Mona-
ten ab Zugang der Erklärung des Geschädigten beim
Rechtsträger zu laufen beginnt, ist es konsequent, auch
die Fortlaufhemmung erst mit Erhalt des Aufforde-
rungsschreibens beginnen zu lassen.

Weitere Bestimmungen zur Frage der Hemmung
kennt das AHG nicht. Das AHG kennt auch keine eige-
nen Bestimmungen für die Unterbrechung der Verjäh-
rung. Es kommen daher die allgemeinen Hemmungs-
und Unterbrechungsgründe der §§ 1494ff ABGB zur
Anwendung.27) Auch für Amtshaftungsansprüche gilt
daher, dass Vergleichsverhandlungen den Ablauf der
Verjährung verhindern. Haben die Vergleichsverhand-
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24) OGH 30. 1. 1996, 1 Ob 6/95; 10. 5. 2005, 1 Ob 86/05m uva.
25) Mader (FN 3) § 6 Rz 9; Paar (FN 3) 65; Schragel (FN 3) Rz 229 und

236.
26) Sutter (FN 4) 332.
27) Zuletzt OGH 27. 1. 1998, 1 Ob 155/97v JBl 1998, 454. Schragel

(FN 3) 227; Mader (FN 3) § 6 Rz 8; Sutter (FN 4) 332.
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lungen bis zum Ablauf der Verjährungsfrist bzw darüber
hinaus angedauert, wird die Verjährung hinausgescho-
ben. Nach Abbruch der Vergleichsverhandlung ist in-
nerhalb angemessener Zeit Klage beim zuständigen Ge-
richt einzubringen.28) Ebenso kommen die allgemeinen
Unterbrechungsgründe des ABGB wie zB ein Aner-
kenntnis oder eine Klage, wenn das Verfahren gehörig
fortgesetzt wird, direkt zur Anwendung und können
den Lauf der Verjährung unterbrechen. Kein Unterbre-
chungsgrund liegt nach der Rsp des OGH vor, wenn
sich ein Geschädigter dem Strafverfahren gegen ein Or-
gan eines im § 1 Abs 1 AHG genannten Rechtsträgers
als Privatbeteiligter anschließt. Dies wird damit begrün-
det, dass der Schadenersatzanspruch sich gegen den je-
weiligen Rechtsträger richtet und ein Schadenersatzan-
spruch gegen das Organ nicht besteht.29) Keine Unter-
brechungswirkung hat nach der Rsp des OGH auch
der Antrag auf Verfahrenshilfe. Nur dann, wenn der An-
trag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe bereits als ver-
fahrenseinleitender Schriftsatz zu beurteilen ist, wird
nach dem OGH der Lauf der Frist unterbrochen.30)

V. Schlussbemerkung
Der gegenständliche Aufsatz hat gezeigt, dass die Be-
stimmungen des AHG zur Verjährung wesentlich

von den Bestimmungen des ABGB zur Verjährung ab-
weichen. Eklatanter Unterschied ist, dass die Verjäh-
rungsbestimmungen des AHG anders als die Bestim-
mungen des ABGB bloß auf die Kenntnis des Schadens
abstellen und dass die lange Verjährungsfrist nicht
dreißig, sondern zehn Jahre beträgt. Weiters hat sich
gezeigt, dass für die Auslegung der Bestimmungen
des AHG zur Verjährung die Kenntnis der weiteren
Bestimmungen des AHG erforderlich ist, dass sich
die Verjährungsregelungen in das Geflecht der weite-
ren Bestimmungen des AHG einfügen. Zuletzt hat sich
gezeigt, dass bestimmte Fragen des AHG zur Verjäh-
rung einer Klärung durch den OGH bedürfen, wie
zB die Frage der Verjährung von Ersatzansprüchen ge-
gen den organisatorischen Rechtsträger, bzw allenfalls
die bisherige Rsp des OGH zu überdenken ist, wie zB
die sachlich nicht gerechtfertigte Differenzierung der
langen Verjährungsfrist im ABGB und AHG. In dem
einen oder anderen komplexen strittigen Fall wird
man daher nach wie vor seinem Mandanten letztend-
lich erklären müssen, dass eine abschließende Klärung
nur durch das Gericht erfolgen kann. Dieses Restrisiko
wird der Mandant tragen müssen.
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Entbindung von der Amtsverschwiegenheitspflicht
im Gemeindeorganisationsrecht
RA Univ.-Doz. Dr. Wolfgang List, Wien. Der Autor ist Spezialist für öffentliches Recht und hat ein umfassendes Schrift-
tum publiziert. Univ.-Doz. Dr. Wolfgang List ist ua Lehrbeauftragter an der Universität in Innsbruck.
Seit 2005 ist Univ.-Doz. Dr. Wolfgang List als selbständiger Rechtsanwalt tätig.

Art 20 Abs 3 B-VG normiert die allgemeine Amtsverschwiegenheitspflicht für sämtliche Verwaltungsorgane und
Beamte auf Bundes-, Landes- sowie Gemeindeebene, stellt diese Verpflichtung allerdings gleichzeitig unter Geset-
zesvorbehalt („soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist“). Die Landesgesetzgeber, in deren Zuständigkeit die
Regelung des Gemeinderechts fällt, haben sich mit der Problematik der Entbindung von der Amtsverschwiegen-
heitspflicht nur teilweise auseinandergesetzt, sodass in diesem Bereich heutzutage ein uneinheitliches Regime
herrscht, dessen Anwendung in der Praxis mitunter nicht unbedeutende Probleme aufwerfen kann.

I. Verfassungsrechtliche Grundlagen
der Amtsverschwiegenheit

Das Bundesverfassungsgesetz (B-VG) verpflichtet in
seinem Art 20 Abs 3 „Alle mit Aufgaben der Bundes-,
Landes- und Gemeindeverwaltung betrauten Organe
sowie die Organe anderer Körperschaften des öffentli-
chen Rechts (. . .), soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist, zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus-
schließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Tatsachen (. . .), deren Geheimhaltung im In-
teresse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe,
Ordnung und Sicherheit, der umfassenden Landesver-
teidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaft-
lichen Interesse einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im
überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist“ und
nennt diese Verpflichtung „Amtsverschwiegenheit“.

Einerseits steht die Verpflichtung zur Amtsver-
schwiegenheit im Spannungsverhältnis zur im Art 20
Abs 4 B-VG geregelten Auskunftspflicht,1) die durch
die Amtsverschwiegenheit eingeschränkt werden kann,
andererseits ist für die Begründung der Amtsver-
schwiegenheitspflicht gem Art 20 Abs 3 B-VG ein
qualifiziertes Geheimhaltungsinteresse erforderlich,
das sich aus den im Art 20 Abs 3 B-VG taxativ ange-
führten Gründen, nämlich aus den öffentlichen Inte-
ressen bzw überwiegenden Interessen eines Privaten,
ergibt.2) Der im Art 20 Abs 3 B-VG enthaltene Aus-
druck „Parteien“ ist nach stRsp des VwGH nicht mit
dem Parteienbegriff des § 8 AVG zu verwechseln.
Vielmehr umfasst er alle Personen, die aus irgendei-
nem Anlass mit Behörden in Berührung kommen.3)

Die Amtsverschwiegenheitspflicht ist aber nicht nur
aufgrund ihrerRolle als Einschränkung der Auskunfts-
pflicht von Bedeutung. Sie spielt insbesondere eine
wichtige Rolle in der Wahrung des verfassungsgesetz-
lich gewährleisteten Rechts auf Datenschutz (§ 1 Abs 1
DSG: Grundrecht auf Geheimhaltung) sowie als In-
strument zur Geheimhaltung von Informationen, die

für die Gesellschaft als besonders schutzwürdig er-
scheinen (insb betreffend die öffentliche Ordnung
und Sicherheit). Im Strafprozessrecht kann die Amts-
verschwiegenheit zum absoluten Vernehmungsverbot
führen (§ 155 Abs 1 Z 2 StPO), sofern der zu verneh-
mende Beamte von ihr nicht entbunden wird.

II. Einfachgesetzliche Grundlagen
der Amtsverschwiegenheit

Im Rahmen des Gesetzesvorbehaltes des Art 20 Abs 3
B-VG dürfen einfache Gesetzgeber die bundesverfas-
sungsgesetzlich geregelte Amtsverschwiegenheitspflicht
nicht ausdehnen, sehr wohl aber einschränken.4) Auf der
Gemeindeebene sind demnach bereits gem Art 20 Abs 3
B-VG sowohl dieMitglieder des Gemeinderates als auch
alle anderen Organe der Gemeinde (zB Bürgermeister)
zurAmtsverschwiegenheit verpflichtet, sofern einfachge-
setzlich (insb in den Gemeindeorganisationsgesetzen)
nichts anderes vorgesehen ist.

Die einzelnen Gemeindeorganisationsgesetze be-
handeln die Problematik der Amtsverschwiegenheit
sehr unterschiedlich.

Die Regelungen reichen von der Verpflichtung zur
Amtsverschwiegenheit auf indirektem Wege, dh ohne
das Wort „Verschwiegenheit“ zu verwenden, über die
Bestimmungen betreffend die Öffentlichkeit von Ge-
meinderatssitzungen (vgl § 53 Abs 3 Oö GemO 1990:
„Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen sind, unab-
hängig davon, ob sie zu einem Beschluss führen, vertrau-
lich [. . .]“), über (bloße) Gelöbnisformeln (vgl § 18 Abs 1
iVm Abs 2 Bgld GdO [„Ich gelobe (. . .) die Amts-
verschwiegenheit zu wahren (. . .)]“) bis hin zu ausdrück-
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1) Wobei weder Art 20 Abs 3 noch Art 20 Abs 4 B-VG subjektive
Rechte begründen (VfSlg 12.838/1991).

2) Öhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht9 (2012) Rz 575; Berka, Verfas-
sungsrecht3 (2010) Rz 674 f.

3) Vgl jüngst Erk VwGH 23. 10. 2013, 2013/03/0109.
4) Vgl Neuhofer, Gemeinderecht2 (1998) 197.
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lichen Bestimmungen bzw Konkretisierungen der
bundesverfassungsrechtlichen Amtsverschwiegenheits-
pflicht inkl Sanktionsnormen imFalle derVerschwiegen-
heitsverletzung (vgl etwa § 29 iVm § 99 Abs 1 lit e Vlbg
GemG [Geldstrafe bis zu E 700,–] oder § 23 Abs 4,
§ 28 Abs 2, § 33 Abs 7 [Amtsverschwiegenheit jedenfalls
bei nichtöffentlichenSitzungendesGemeinderates sowie
der Ausschüsse gegeben] iVm § 88 Abs 1 Sbg GdO
[Geldstrafe bis zu E 2.200,–]).5)

III. Haftung für Verletzungen der
Amtsverschwiegenheitspflicht

Wird die Amtsverschwiegenheit verletzt, so kann dies uU
als Eingriff in das verfassungsrechtlich gewährleistete
Recht auf Datenschutz (§ 1 DSG) geltend gemacht wer-
den bzw zur Amtshaftung (AHG)6) oder zur strafrechtli-
chenVerantwortlichkeit (§ 304 bzw § 310 StGB) führen.

Mitglieder des Gemeinderates sind Organwalter des
Gemeinderats, die innerhalb des Wirkungsbereichs
der Gemeinde kollektiv die dem Organ Gemeinderat
zugewiesenen Aufgaben erfüllen. Bei Wahrnehmung
dieser in Verwaltungsakten hoheitlicher (zB Erlassung
einer Durchführungsverordnung) oder privatwirt-
schaftlicher (zB Zustimmung zur Auftragsvergabe)
Natur bestehenden Aufgaben handeln die Gemeinde-
räte als Beamte im strafrechtlichen Sinn.7)

Ein Beamter, der Amtsgeheimnisse pflichtwidrig wei-
tergibt, begeht – je nachdem, ob er dafürVorteile fordert,
annimmt oder sich versprechen lässt (§ 304 StGB) oder
nicht (§ 310StGB) – ein strafrechtlichesVergehen (abge-
sehen von der Qualifikation des § 304 Abs 2 StGB) und
ist hierfür mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestra-
fen.Nach § 310 StGB ist der Verrat von Amtsgeheimnis-
sen strafbar (dagegen machen sich gem § 304 Beamte
auch dann strafbar, wenn sie aus amtlichen Dateien
pflichtwidrig Daten weitergeben, auch wenn es keine
Amtsgeheimnisse sind, weil ihr Bekanntwerden gerade
in diesem Fall nicht geeignet ist, ein öffentliches oder
ein berechtigtes privates Interesse zu verletzen). Amtsge-
heimnisse sind Tatsachen, die ein Geheimnis (dh ein
Umstand, der nicht allgemein bekannt und nicht allge-
mein zugänglich ist) sind, die dem Täter ausschließlich
durch seine amtliche Tätigkeit bekannt werden und auf
die sich die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit erstreckt.
Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit erstreckt sich auf
Geheimnisse, deren Wahrung zum Schutz der in Art 20
Abs 3 B-VG aufgezählten Interessen geboten ist.8)

IZm den Regelungen der Gemeindeorganisations-
gesetze ist § 310 StGB insb auf nicht öffentliche („ver-
trauliche“ – vgl § 53 Abs 3 GemO 1990) Sitzungen des
Gemeinderates anzuwenden. Darüber hinaus ist auch
die Weitergabe von vertraulichen Verhandlungsge-
genständen an Dritte umfasst. Auch bezieht sich
§ 310 StGB auf die Geheimhaltung von Tatsachen
im wirtschaftlichen Interesse der Gemeinde und muss

deren Bekanntgabe zur Gefährdung eines öffentlichen
Interesses geeignet sein.9) Im Hinblick auf den Art 20
Abs 3 B-VG ist auch das „überwiegende“ Interesse
der Parteien von Bedeutung.

Wird ein Beamter von der Amtsverschwiegenheit
entbunden, dann entfällt jedenfalls das Tatbestands-
merkmal des „Amtsgeheimnisses“ iSd § 310 StGB, so-
dass die Strafbarkeit nach diesem Tatbestand nicht
mehr in Frage kommt.

Darüber hinaus sehen einzelne Gemeindeorganisa-
tionsgesetze eigene Strafbestimmungen vor, die be-
hördenintern zu verhängen sind (meist von der Auf-
sichtsbehörde bzw von der BVB).

Angesichts dieser sehr weitreichenden Haftung für
Verletzungen der Amtshaftungspflicht ist es für das
einzelne Organ umso wichtiger, sich Rechtssicherheit
darüber zu verschaffen, ob eine bestimmte Angelegen-
heit von der Amtsverschwiegenheit berührt ist oder
nicht. Sonst setzt er sich einem mitunter sehr schwer-
wiegenden Haftungsregime aus. Der Schaffung dieser
Rechtssicherheit dient das Rechtsinstitut der Entbin-
dung von der Amtsverschwiegenheit. Dadurch wird
das Organ formal von der Verpflichtung zur Wahrung
der Amtsverschwiegenheit befreit, sodass ihm später
kein Verletzungsvorwurf gemacht werden und er sich
daher der Haftung entziehen kann.

IV. Absolutes Vernehmungsverbot
gem § 155 Abs 1 Z 2 StPO

Über die Haftungsproblematik hinaus stellt sich im
Strafprozessrecht das Problem, dass gem § 155 Abs 1
Z 2 StPO Beamte (§ 74 Abs 1 Z 4 bis 4 c StGB) über
Umstände, die der Amtsverschwiegenheit unterliegen,
bei sonstiger Nichtigkeit nicht vernommen werden
dürfen, soweit sie nicht von der Verschwiegenheits-
pflicht entbunden wurden.

Wie bereits oben dargelegt, sind Gemeinderäte Or-
ganwalter des Gemeinderates und handeln somit in
Ausübung dieser Funktion als Beamte im strafrechtli-
chen Sinn. Auch Bürgermeister sind als Gemeindeor-
gane als Beamte iSd § 74 StGB und daher auch iSd
§ 155 Abs 1 Z 2 StPO zu qualifizieren.10)
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5) Vgl auch Eckschlager, Rechte und Pflichten der Gemeindevertreter,
in Schriftenreihe Recht und Finanzierungspraxis der Gemeinden
[RFG] 03/2013, 34 f.

6) Vgl Ziehensack, AHG – Amtshaftungsgesetz Praxiskommentar2

(2011) § 1 Rz 1057, allerdings mit dem Hinweis, dass aufgrund
der Beweisproblematik bislang keine veröffentlichte Gerichtsent-
scheidung diesbezüglich vorliegt.

7) Jerabek/Reindl-Krauskopf/Schroll in WK2 StGB § 74 Rz 12 (Stand
Juli 2013, rdb.at).

8) Bertel in WK2 StGB § 310 Rz 4 ff (Stand Mai 2010, rdb.at).
9) Vgl Eckschlager, Rechte und Pflichten der Gemeindevertreter, in

Schriftenreihe RFG 03/2013, 51.
10) Vgl Jerabek/Reindl-Krauskopf/Schroll in WK2 StGB § 74 Rz 11

(Stand Juli 2013, rdb.at).



Die meisten Gemeindeorganisationsgesetze sehen
die Möglichkeit einer Entbindung von der Verschwie-
genheitspflicht vor (vgl Übersicht unten). Allerdings
ist das in Oberösterreich, Tirol und in Wien nicht
der Fall. Hat etwa ein oberösterreichisches Gemeinde-
ratsmitglied mit Bezug auf diese Stellung vor Gericht
auszusagen, so muss es selbst beurteilen, ob bzw inwie-
weit die Tatsachen unter die Pflicht zur Wahrung der
Amtsverschwiegenheit fallen.11)

In diesem Zusammenhang ist vorerst anzumerken,
dass nicht alle Angelegenheiten, die einemBeamten amt-
lich bekannt geworden sind, auch Gegenstand eines ge-
genüber demStrafgericht zuwahrendenAmtsgeheimnis-
ses sind.12) Diesbezüglich ist insb auf das qualifizierte Ge-
heimhaltungsinteresse des Art 20 Abs 3 B-VG sowie auf
die landesgesetzlichen Konkretisierungen dieses Ge-
heimhaltungsinteresses in den einzelnenGemeindeorga-
nisationsgesetzen (vgl Überblick unten) zu verweisen.

Dem Strafgericht obliegt jedenfalls die Prüfung, ob
überhaupt die Gefahr der Verletzung des Amtsge-
heimnisses gegeben ist. Ergeben sich keine Hinweise
in diese Richtung und beruft sich der Beamte auch
nicht auf seine Verpflichtung zur Wahrung der Amts-
verschwiegenheit, so kann das Gericht den Beamten
ohne Verstoß gegen § 155 Abs 1 Z 2 StPO zeugen-
schaftlich vernehmen.13)

§ 155 Abs 1 Z 2 StPO setzt voraus, dass eine Entbin-
dungsmöglichkeit von der Amtsverschwiegenheit be-
steht. Ist eine solche allerdings – aus welchen Gründen
auch immer – nicht vorhanden, so liegt es im eigenen,
von pflichtgemäßen Erwägungen getragenem Ermessen
des Beamten, sich auf das Amtsgeheimnis zu berufen oder
nicht. Jedenfalls aber hat (wie bereits oben erwähnt) das
Strafgericht und nicht etwa die Dienstbehörde eines Be-
amten zuerst zu beurteilen, ob dessen bevorstehende
Zeugenvernehmung Umstände betrifft, die prinzipiell
nicht der Verschwiegenheitspflicht unterliegen.14)

Zu bedenken ist, dass absolute Vernehmungsverbote,
die sich aufgrund des § 155 Abs 1 Z 2 StPO iVm den
einzelnen Gemeindeorganisationsgesetzen ergeben, in
denen keine Möglichkeit der Entbindung von der Amts-
verschwiegenheitspflicht vorgesehen ist, nicht nur für
Beamte (Gefahr der Verletzung der Amtsverschwiegen-
heit), sondern auch für andereProzessbeteiligte, darunter
insbPrivatbeteiligte nachteilig sind, da der betroffeneBe-
amte, der nicht von der ihn (allenfalls) treffenden Amts-
verschwiegenheit entbunden werden kann, sich einer
Aussage idR sicherheitshalber entziehen wird, um nicht
der Gefahr der Verantwortlichkeit für die Verletzung
der Amtsverschwiegenheit ausgesetzt zu werden. Greift
in solchen Fällen nicht bereits das Strafgericht ein, dem
im Allgemeinen die Prüfung obliegt, ob eine Gefahr der
Verletzung von Amtsverschwiegenheit überhaupt gege-
ben ist, so sind solche Beamte (Gemeinderäte, Bürger-
meister) als Zeugen von der Vernehmung ausgeschlos-
sen, wobei sich dies auf den Prozessstandpunkt des Pri-

vatbeteiligten negativ auswirken kann. In diesemZusam-
menhang ist es fraglich, inwiefern das im Art 20 Abs 3 B-
VG verankerte Erfordernis des „überwiegenden Interes-
ses einer Partei“ für die Beurteilung, ob Amtsverschwie-
genheit vorliegt oder nicht, zu berücksichtigen ist, zumal
es idR sehr wohl in einem nicht zu unterschätzenden In-
teresse des Privatbeteiligten (der seinerseits oft „Partei“
iSd Art 20 Abs 3 B-VG sein wird) liegen wird, dass keine
Amtsverschwiegenheit vorliegt. Folgerichtig stellt das
Instrument der Entbindung von der Amtsverschwiegen-
heit nicht nur eine Schutzeinrichtung zugunsten von Be-
amten, sondern auch ein wesentliches Werkzeug zur fai-
ren Prozessführung (Art 6 EMRK) dar. Das freie Ermes-
sen auf die damit verbundene Haftungsgefahr des Beam-
ten bei der Beurteilung, ob Amtsverschwiegenheit
vorliegt oder nicht, wird idR zur Annahme der Amtsver-
schwiegenheit durch den Beamten und folglich zum ab-
soluten Aussageverbot führen.

Von der Frage der Entbindung der einzelnen Or-
ganwalter der Gemeindevertretungskörper bzw Ge-
meindeorgane von der Amtsverschwiegenheit ist die
Frage einer solchen Entbindungsmöglichkeit in Bezug
auf Beamte, die Bundes-, Landes- oder Gemeindebe-
dienstete sind, zu unterscheiden. Diese Frage ist (be-
treffend Gemeindebedienstete) Gegenstand der ein-
zelnen Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetze. So
sieht etwa § 14 Abs 3 Tir Gemeinde-Vertragsbediens-
tetengesetz 2012 (G-VBG 2012) eine solche Entbin-
dungsbefugnis des Dienstgebers vor.

V. Entbindung von der
Amtsverschwiegenheitspflicht im
Gemeindeorganisationsrecht

Wie bereits oben angesprochen, sehen die meisten Ge-
meindeorganisationsgesetze die Möglichkeit der Ent-
bindung von der Amtsverschwiegenheitspflicht vor, die
zu einer größeren Rechtssicherheit der handelnden Or-
gane beiträgt. Allerdings ist dies in den Bundesländern
Oberösterreich, Tirol und Wien nicht der Fall. Im fol-
genden Überblick werden die Ausgestaltung der Amts-
verschwiegenheit sowie die Entbindungsmöglichkeiten
und die hierfür zuständigen Organe in den einzelnen
Gemeindeorganisationsgesetzen dargestellt:
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11) Vgl Putschögl/Neuhofer, OÖ GemO4 (2009) § 18a Erläut 10.
12) RIS-Justiz RS0097786 (T 1).
13) RIS-Justiz RS0097786.
14) Vgl Kirchbacher, WK-StPO § 155 Rz 21, 23 (Stand Oktober 2013,

rdb.at) mit Bezug auf OGH 15 Os 5/91 (dort handelte es sich um
einen Bundesminister, der über Umstände befragt werden sollte,
die unter das Amtsgeheimnis fallen. Problem war, dass der Bundes-
minister keiner Dienstbehörde untersteht, die eine Entbindung ver-
fügen könnte).



Bundesland Rechts-
grundlage

Konkretisie-
rung

Sanktion*) Entbindung**)

Burgenland
(Bgld GemO)

§ 18 Abs 1
und 2 (Gelöb-
nis)

keine keine § 18 Abs 5 (Gemeinderat)

Kärnten

(K-AGO)

§ 21 Abs 3
(Gelöbnis)
iVm § 27
Abs 4

Ja
(§ 27 Abs 4)

keine § 27 Abs 5 (Bürgermeister bzw
Gemeindevorstand)

Niederöster-
reich

(Nö Gemein-
deordnung
1973)

§ 97 Abs 2
(Gelöbnis)
iVm § 21
Abs 2

Ja
(§ 21 Abs 2)

keine § 21 Abs 2 aE (Gemeinderat)

Oberöster-
reich

(Oö GemO
1990)

§ 20 Abs 4
(Gelöbnis),
§ 53 Abs 3

indirekt
(„Vertraulich-
keit“ vgl § 53
Abs 3)

keine keine (!)

Salzburg

(Salzburger
Gemeinde-
ordnung
1994)

§ 20 Abs 3
(Gelöbnis)
iVm §§ 23
Abs 4, § 28
Abs 2, § 33
Abs 7

Ja
(§ 23 Abs 4)

Ja
(§ 88 Abs 1:
Geldstrafe bis
zu E 2.200,–)

§ 23 Abs 4
(Gemeindevorstehung)

Steiermark
(Stmk GemO
1967)

§ 21 Abs 1
(Gelöbnis)
iVm § 33
Abs 4

Ja
§ 33 Abs 4)

Ja
(§ 101c Abs 3
und 4: Geld-
strafe bis zu
E 1.500,–)

§ 33 Abs 5 (Bürgermeister, Gemeinderat
oder Landesregierung)

Tirol
(TGO)

keine
(Art 20 Abs 3
B-VG)

keine keine keine (!)

Vorarlberg
(Vlbg GemG)

§ 37 Abs 1
(Gelöbnis)
iVm § 29
Abs 1

Ja
(§ 29 Abs 1)

Ja
(§ 99 Abs 1
lit e: Geld-
strafe bis zu
E 700,–)

§ 29 Abs 2 (Kollegialorgane gem § 26
Abs 1, Gemeindevorstand, BH)

Wien

(Wiener
Stadtverfas-
sung – WStV)

keine
(Art 20 Abs 3
B-VG)

keine keine keine (!)
außer: § 59d Abs 10 (Untersuchungs-
kommission des Gemeinderates, aller-
dings nur gegenüber diesem selbst),
§ 129 f Abs 10 (Untersuchungsausschuss
des Landtages gegenüber diesem selbst)

Übersicht: Amtsverschwiegenheit und Entbindung davon in Gemeindeorganisationsgesetzen
*) Bezieht sich auf behördeninterne Sanktionen. Verfassungs-, zivil- und strafrechtliche Haftung bleiben unberührt.
**) Organ, das für die Entbindung zuständig ist.
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VI. Zusammenfassung
In der Suche nach Entbindungsmöglichkeiten von der
Amtsverschwiegenheit im Gemeinderecht ist vorerst
zwischen den Gemeindeorganen und den Gemeindebe-
diensteten zu unterscheiden. Für die Gemeindeorgane
sind die genannten Entbindungsmöglichkeiten (meis-
tens) in den einzelnen Gemeindeorganisationsgesetzen
enthalten. Für die Gemeindebediensteten gelten geson-
derte Bestimmungen in Gemeindebedienstetengeset-
zen. Die Möglichkeit der Entbindung von der Amtsver-
schwiegenheit stellt im Allgemeinen ein wichtiges In-
strument zur Schaffung der Rechtssicherheit für Beamte

dar, da sie sie vor der Verantwortlichkeit wegen der Ver-
letzung der Amtsverschwiegenheitspflicht schützt. Sie
ist aber auch ein wesentliches Instrument, das zum fair
trial iSd Art 6 EMRK beiträgt. Demgemäß sind die
Möglichkeiten der Entbindung von der Amtsverschwie-
genheit, die in den meisten, aber nicht allen Gemeinde-
organisationsgesetzen enthalten sind, zu begrüßen. De
lege ferenda wäre die Verankerung dieser Entbindungs-
möglichkeiten in sämtlichenGemeindeorganisationsge-
setzen der Länder wünschenswert. Es bleibt somit zu
hoffen, dass diese Problematik von den Landesgesetzge-
bern bald aufgegriffen wird.
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Der befangene Sachverständige im Strafverfahren –
ein Dauerproblem
Von RA Dr. Stefan Prochaska und RA Dr. Mathias Preuschl, Wien. Stefan Prochaska ist Gründungspartner bei Pro-
chaska Havranek (PHH) Rechtsanwälte. Er befasst sich mit Wirtschaftsrecht, insbesondere mit Transaktionen sowie Lie-
genschaftsprojekten und der strategischen Beratung von Unternehmen im Zuge ihrer Neuausrichtung, Umstrukturierung
oder Sanierung und Krisenberatung. Er ist zudem seit 2008 auch Vizepräsident der Wiener Rechtsanwaltskammer sowie
als Vorstand von Privatstiftungen, als Aufsichtsrat und Beiratsmitglied von Gesellschaften tätig.
Mathias Preuschl ist Partner bei Prochaska Havranek (PHH) Rechtsanwälte. Er ist auf Compliance, Verfahrensführung und
Strafrecht, insbesondere Wirtschaftsstrafrecht, spezialisiert.

Durch die Neuregelung des § 126 Abs 5 hat das Justizministerium im Rahmen der Strafprozessnovelle versucht, die
Problematik der Bestellung ein und desselben Sachverständigen im Ermittlungs- wie im Hauptverfahren zu ent-
schärfen. Im Folgenden wird analysiert, ob dies gelungen ist oder ob noch zusätzlicher legistischer Bedarf besteht.

I. Allgemeines zum Sach-
verständigen in der StPO

Sachverständige sind Personen, die besonderes Fach-
wissen haben, über welches die Strafverfolgungsbehör-
den/Gerichte selbst nicht verfügen (§ 126 Abs 1 StPO)
und die deshalb von diesen zur Erstattung eines Gutach-
tens herangezogen werden, um die prozessual erhebli-
chen Umstände und Erfahrungstatsachen wahrheitsge-
mäß zu bekunden, die ihnen kraft ihrer besonderen
Fachkenntnisse bekannt sind.1) Somit ist es Aufgabe
der Sachverständigen, die Richter in Fragen zu unter-
stützen, in denen sie keine fachliche Kompetenz haben,
um ihre Entscheidung nachvollziehbar begründen zu
können, wozu sie im kontinentaleuropäischen Strafpro-
zesssystem verpflichtet sind. Anders ist die Lage in den
Ländern des Common Law, wo eine Laienjury von die-
ser Begründungsobliegenheit befreit ist und das System
somit seinen Schwerpunkt eher auf die soziale Akzep-
tanz setzt.2) Hierzulande haben deswegen gerichtliche
Sachverständige insofern eine besondere Stellung inne,
dass sie einerseits keine Organe der Gerichtsbarkeit
sind,3) sondern als persönliches Beweismittel einzustu-
fen sind,4) jedoch das Ziehen von Schlussfolgerungen
ein zentrales Element des Sachverständigenbeweises
ist,5) was sie vom gemeinen Zeugen unterscheidet.

Sachverständige, die nicht vom Gericht/der Staats-
anwaltschaft bestellt werden, sondern etwa vom Ange-
klagten selbst, sog „Privatsachverständige“, haben le-
diglich die Aufgabe, dem Angeklagten oder seinem
Verteidiger Information zu verschaffen, die über ihr
eigenes Wissen hinausgehen, und es ihnen dadurch
zu ermöglichen, „sachdienliche Anträge an das Gericht
oder entsprechende Fragen an den gerichtlich bestellten
Sachverständigen zu stellen.“6) Da der österreichische
Strafprozess der Findung der „materiellen Wahrheit“
verpflichtet ist, sieht die StPO echte Privatsachverstän-
dige nicht vor,7) Sachverständige iSd StPO sind nur
Personen, die vom Gericht/der Staatsanwaltschaft als

solche beigezogen wurden.8) Das Gericht/die Staatsan-
waltschaft bestellt und führt somit den Sachverständi-
gen;9) dem Angeklagten steht explizit ein Fragerecht zu
und außerdem, eine Person mit besonderem Fachwis-
sen (= Privatsachverständigen) beizuziehen, wobei die-
sem zwar ein Sitz neben dem Verteidiger zu gestatten
ist, die Person selbst jedoch keine Fragen an den Sach-
verständigen richten darf (§ 249 Abs 3 StPO). Im Zuge
der Ausübung dieses Fragerechts an den Sachverstän-
digen ist es durchaus zulässig, diesen mit einer wissen-
schaftlich fundierten Lehrmeinung zu konfrontieren
und sich dabei des Privatsachverständigen zu bedie-
nen, um so Zweifel an den von ihm gezogenen Schlüs-
sen entstehen zu lassen.10) Ein etwaiges erstattetes Pri-
vatgutachten muss jedoch nicht zum Akt genommen11)

oder verlesen werden.12) Kommt es jedoch zur Verle-
sung eines Privatgutachtens in der Hauptverhandlung,
wird es zumGegenstand des Beweisverfahrens, der In-
halt desselben ist nach § 258 Abs 2 StPO auf Glaub-
würdigkeit und Beweiskraft zu prüfen.13)

§ 126 Abs 4 bestimmt mit ausdrücklicher Nichtig-
keitssanktion, dass für Sachverständige undDolmetscher
im gesamten Strafverfahren dieselben Befangenheits-
gründe wie für die Kriminalpolizei und Staatsanwalt-
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schaft gelten.14) Die Bestimmung soll an sich verhindern,
dass in Verfahren trotz unveränderter Sachlage zwei
Sachverständige herangezogen werden müssen, was eine
Verfahrensverzögerungbewirkenwürde.15)NachderRsp
des OGH ist ein Sachverständiger dann befangen, wenn
„er nicht mit der vollen Unvoreingenommenheit und Unpar-
teilichkeit an eine Sache herantritt“, wobei bereits der äu-
ßere Anschein einer Befangenheit genügt, um aus objek-
tiver Sicht „die volle Unbefangenheit des Sachverständigen in
Zweifel [zu] ziehen“.16) Die bloße Tätigkeit im Ermitt-
lungsverfahren bewirkt jedoch im Hauptverfahren gem
§ 126 Abs 4 letzter Satz StPO keine derartige Unvorein-
genommenheit und somit auch keinen Anschein einer
Befangenheit des Sachverständigen.

II. Problematik der „doppelten“
Sachverständigenbestellung und
Meinungsstand

Seit die Leitung des Ermittlungsverfahrens mit 1. 1.
2008 der Staatsanwaltschaft übertragen wurde (§ 20
Abs 1 StPO), ging auch die Bestellungskompetenz von
Sachverständigen in diesem Verfahrensabschnitt vom
Untersuchungsrichter auf die Staatsanwaltschaft über.
In der Praxis wird sehr häufig, da es angesichts des für
die Einarbeitung in einen Fall erforderlichen Zeit- und
Arbeitsaufwands naheliegend scheint, der mit dem
Sachverhalt und der Problematik bereits vertraute Sach-
verständige auch im Hauptverfahren bestellt,17) zumal
dem Gericht diese Vorgehensweise aufgrund des Ge-
bots der Sparsamkeit,Wirtschaftlichkeit und Zweckmä-
ßigkeit vorgegeben scheint.18)

Dies ist angesichts des Rollenwechsels der Staatsan-
waltschaft nach Anklageerhebung zur Verfahrensbe-
teiligten freilich nicht unproblematisch: Der Sachver-
ständige war im Ermittlungsverfahren für die spätere
Anklagepartei tätig, für die das Gutachten oftmals eine
wesentliche Grundlage der eingebrachten Anklage-
schrift war. In diesem Zusammenhang hat die Vollver-
sammlung des OGH bereits 2011 ein Spannungsver-
hältnis mit Art 6 Abs 3 lit d EMRK erkannt.19) Es ist
dem Beschuldigten zwar möglich, Einwendungen ge-
gen die Bestellung zu erheben. Beruft man sich jedoch
nur auf die ständige Geschäftsbeziehung mit der
Staatsanwaltschaft, wird dieser Einwand wenig erfolg-
versprechend sein, da diese auch auf eine „besondere
Vertrauenswürdigkeit“20) schließen lassen kann. Der
Einwand der Befangenheit allein aufgrund der Tätig-
keit im Ermittlungsverfahren ist dem Beschuldigten
(und seinem Vertreter) aufgrund der insofern sprach-
lich unmissverständlichen Bestimmung des § 126
Abs 4 letzter Satz StPO verwehrt. Freilich kann ins
Treffen geführt werden,21) dass die Staatsanwälte „Or-
gane der ordentlichen Gerichtsbarkeit“ (Art 90 a B-VG)

und folglich verpflichtet sind, „ihr Amt unparteilich
und unvoreingenommen auszuüben“ (§ 3 Abs 2 StPO)22)
und somit eine Bestellung im Hauptverfahren nach
Tätigkeit für den Staatsanwalt grundrechtlich unbe-
denklich ist. Jedoch muss dem entgegengehalten wer-
den, dass mit Beginn des Hauptverfahrens der Staats-
anwalt aufgrund seiner Position als Verfahrensgegner
des Angeklagten naturgemäß alles andere als unpartei-
lich ist.23)

Für Mayer/Haidenhofer besteht die Konventionswid-
rigkeit nicht allein aufgrund der Tatsache, dass der
Sachverständige bisher für die Staatsanwaltschaft tätig
war und somit nicht in gleicher Weise unabhängig ist
wie etwa das Gericht. Der Grundsatz der Waffen-
gleichheit strebt nämlich insofern keine Gleichheit
der Verfahrensparteien, sondern eine „vernünftige Ba-
lance zwischen den Befugnissen der Anklage und Verteidi-
gung“24) an. Die Grundrechtsverletzung bestehe viel-
mehr darin, dass dem Angeklagten nicht gemäß dem
Grundsatz der Waffengleichheit die Möglichkeit ge-
geben wird, seinerseits einen Privatsachverständigen
unter denselben Bedingungen wie die des Gerichts-
sachverständigen erwirken zu können.25) Ebenso stellt
für Schmoller die Bestellung eines bereits im Ermitt-
lungsverfahren tätigen, im Hauptverfahren wiederbe-
stellten gerichtlichen Sachverständigers aufgrund sei-
ner Stellung als Belastungszeuge iSd Art 6 Abs 3 lit d
EMRK eine Verletzung dar, da eben auf der anderen
Seite kein der Verteidigung nahestehender (Privat-)-
Sachverständiger zugelassen wird. Er schlägt einerseits
vor, die Bestellungskompetenz dem Gericht einzuräu-
men, wenn der Sachverständige auch im Hauptverfah-
ren tätig werden soll. Außerdem soll sowohl Staatsan-
waltschaft als auch Verteidigung dieselbe Möglichkeit
zur Mitsprache in Form eines Antragsrechts an das
Gericht hinsichtlich der konkreten Fragen zukommen.
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Im Ermittlungsverfahren soll die Staatsanwaltschaft
wie bisher einen Sachverständigen bestellen können,
der im Hauptverfahren jedoch kein Gerichtssachver-
ständiger mehr sein kann.26) Auch Ratz befürwortet
eine stärkere Einbindung der Verteidigung in den Be-
stellungsprozess des Sachverständigen, es sollen die
Rechtsanwaltskammern an der Aufnahme einzelner
Personen in die Sachverständigenliste und die Krite-
rien derselben beteiligt werden. Zudem solle es durch
ein direktes Fragerecht insofern zu einer Stärkung der
Position des Privatsachverständigen in der Hauptver-
handlung kommen.27) Die Bestellungskompetenz soll
bereits im Ermittlungsverfahren gänzlich dem Gericht
zukommen.28) Todor-Kostic sieht die gängige Praxis der
Wiederbestellung mit Hinblick auf Art 6 EMRK als
bedenklich an und setzt sich einerseits ebenfalls für
die Bestellung des Sachverständigen bereits im Ermitt-
lungsverfahren durch das Gericht ein. Außerdem for-
dert er die komplette Gleichstellung von Privat- mit
gerichtlichen Sachverständigen, da die bloße Möglich-
keit der Beiziehung iSd § 249 Abs 3 StPO die Beweis-
kraft eines schriftlichen Gutachtens nicht ersetzen
kann.29)

Staatsanwalt Riffel sieht naheliegenderweise jedoch
kein grundrechtliches Defizit und begründet dies mit
der Einräumung und Ausgestaltung einiger Kontroll-
und Rechtsschutzmechanismen. So begründet er dies
mit dem Einwendungsrecht (§ 126 Abs 3 StPO) und
der Möglichkeit, stets Beweisanträge stellen und so
die Beantwortung relevanter Fragen an den Sachver-
ständigen verlangen zu können (§ 55 StPO). Die Ein-
haltung dieser Rechte könne bereits im Ermittlungs-
verfahren gerichtlich überprüft werden, wobei als
Rechtsmittelinstanz ein Drei-Richter-Senat des Ober-
landesgerichts entscheidet. Gegen die inhaltliche
Richtigkeit des Gutachtens könne während des Er-
mittlungsverfahrens mittels § 127 Abs 3 StPO und
nach Erhebung der Anklage mit dem Einspruch gegen
diese vorgegangen werden.30) In der Hauptverhand-
lung stehe dem Angeklagten wiederum ein Recht zur
Beweisantragsstellung zu, mit dem sich das Gericht in-
haltlich auseinandersetzen muss.31) Dem ist entgegen-
zuhalten, dass derartige Einwendungen nur erfolg-
reich sein werden, wenn das Gutachten für sich gese-
hen fachlich mangelhaft ist, die Verteidigung hat jedoch
keine Möglichkeit, einen eigenen gleichwertigen
Sachverständigen samt Gutachten zu präsentieren,
der eine andere, für den Prozessstandpunkt des Ange-
klagten positive – aber dennoch fachlich ebenso rich-
tige – Ansicht vertritt.32) Dies deshalb, weil mit dem
OGH ein Sachverständigengutachten „nur aus sich
selbst heraus, nicht aber durch den Vergleich mit einem ei-
genständig erhobenen Befund (zB jenem eines Privatgut-
achters) in Frage gestellt werden“ kann.33) Dass ein Sach-
verständiger jedoch ein derart mangelhaftes Gutach-
ten vorlegt (sei es im Ermittlungs- oder auch im

Hauptverfahren), das „unschlüssig, unklar oder unbe-
gründet ist, den Gesetzen der Logik widerspricht oder nicht
mit den gesicherten Erkenntnissen der Wissenschaft über-
einstimmt“,34) wird jedoch in der Praxis äußerst selten
vorkommen. Besteht somit de facto eine Beschwerde-
möglichkeit nicht, so kann diese keinesfalls eine – im
Ermittlungsverfahren wie erwähnt noch konventions-
konforme – Schieflage zu Ungunsten des Angeklagten
im Hauptverfahren ausgleichen und somit Waffen-
gleichheit herstellen. Darüber hinaus ist in der Praxis,
insbesondere aufgrund der restriktiven Rsp hinsicht-
lich der Stattgebung von Anklageeinsprüchen, erfah-
rungsgemäß dieser Rechtsbehelf eher zahnlos.

Der OGH hat jüngst35) zu dieser Frage ebenfalls
Stellung genommen und im Anlassfall auf die konkrete
Tätigkeit des Sachverständigen abgestellt. Wird dieser
demnach bei einem sehr allgemeinen Anfangsverdacht
beauftragt, nicht weiter determinierte Erhebungen
vorzunehmen, und übernimmt er Handlungen, die ty-
pischerweise von Ermittlungsbehörden übernommen
werden, so wird er zum verlängerten Arm derselben.
Dies hat zur Folge, dass der tätig gewordene Sachver-
ständige im Hauptverfahren befangen ist. Gestützt
wird diese Befangenheit auf § 126 Abs 4 iVm § 47
Abs 1 Z 2 StPO: „Wer in derselben Strafsache als Krimi-
nalbeamter tätig war, darf nicht später als Staatsanwalt
agieren und umgekehrt. Wer daher inhaltlich als Ermitt-
lungsorgan gewirkt hat, darf nicht später als Sachverständi-
ger einschreiten.“ Als Kriterien, wann ein Sachver-
ständiger im Ermittlungsverfahren funktional wie
Ermittlungsbehörden tätig wird, nennt der OGH die
Beauftragung ohne Nennung eines konkreten Beweis-
themas oder etwa die Aufarbeitung von nicht ohne
weiteres aussagekräftigen Beweismaterial. Wesentlich
ist somit die Formulierung des Auftrags: Je unkonkre-
ter der Auftrag der Staatsanwaltschaft ist, „desto eher
muss die darauf aufbauende Befundaufnahme inhaltlich
als Ermittlungstätigkeit des beauftragten Gutachters ge-
wertet werden.“

Tendenziell macht der OGH mit dieser Entschei-
dung einen Schritt in die richtige Richtung. Es soll ver-
hindert werden, dass der Sachverständige zuerst wie
eine Ermittlungsbehörde und für diese das oftmals
für die Anklageerhebung entscheidende Gutachten er-
stellt und in weiterer Folge im Hauptverfahren für das
neutrale Gericht, beeinflusst von den Ermittlungser-
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gebnissen, die Sachlage erneut begutachtet. In Wirk-
lichkeit geht der OGH jedoch nicht weit genug. Er-
fasst werden nunmehr jene Fälle, in denen der Sach-
verständige quasi als Ermittlungsbehörde selbst tätig
geworden ist. Dies betrifft zwar die gröbsten Verstöße
gegen die Waffengleichheit, aber auch nur diese. Es
bleibt das Problem, dass Sachverständige schlicht nicht
mehr objektiv einen Sachverhalt begutachten können,
nachdem sie bereits im Ermittlungsverfahren mit der
Staatsanwaltschaft – ungeachtet des Konkretisierungs-
grads des Gutachtensauftrags – zielgerichtet auf die
Anklageerhebung hingearbeitet haben.

In einer erst kürzlich ergangenen Entscheidung36)

nahm der OGH Bezug auf diese Argumentation und
sprach sich gegen eine solche einschränkende, teleolo-
gisch reduzierende Auslegung des § 126 Abs 4 letzter
Satz StPO aus. Einerseits würden der klare Wortlaut
und andererseits auch die eindeutige Intention des Ge-
setzgebers gegen diese Vorgehensweise sprechen. Es
wurden an dieser Stelle zu Recht die bestehenden ver-
fassungsrechtlichen Bedenken geäußert. Zu begrüßen
ist es zudem, dass der 11. Senat des OGH nunmehr
an den VfGH den Antrag gestellt hat, die gegenständ-
liche Passage des § 126 Abs 4 letzter Satz StPO für
verfassungswidrig zu erklären. Die derzeitige Rechts-
lage ist im Hinblick auf den Grundsatz der Waffen-
gleichheit bedenklich.37)

III. Würdigung des neuen
§ 126 Abs 5 StPO

Mit Wirkung ab dem 1. 1. 2015 wird dem § 126 StPO
ein neuer Abs 5 angefügt. Dieser räumt dem Beschul-
digten im Ermittlungsverfahren das Recht ein, binnen
14 Tagen ab Zustellung oder Kenntnis der Bestellung
eines Sachverständigen begründete Zweifel an der
Sachkunde des Sachverständigen zu äußern, dessen
Enthebung zu beantragen und eine andere Person
zur Bestellung vorzuschlagen. Teilt die Staatsanwalt-
schaft die Bedenken, kann sie eine andere Person
zum Sachverständigen bestellen. Andernfalls hat sie
zu begründen, warum sie dem Antrag des Beschuldig-
ten keine Folge leistet. Jedoch geht auch diese Bestim-
mung amKern des Problems vorbei, zumal hier wiede-
rum nur auf die Sachkunde bzw deren Fehlen des
Sachverständigen eingegangen wird. Obwohl es stets
begrüßenswert ist, wenn dem Beschuldigten Gelegen-
heiten geboten werden, um Bedenken zu äußern, stellt
sich im Endeffekt dasselbe Problem dar wie bei Anträ-
gen nach § 127 Abs 3 StPO. Die fachliche Eignung
und Sachkunde dürfte nur in Ausnahmefällen in Zwei-
fel stehen. Das eigentliche Problem ergibt sich erst
später, indem der Sachverständige nicht mehr unvor-
eingenommen im Hauptverfahren tätig wird. Der

problematische Regelfall bleibt somit von dieser neuen
Bestimmung unberührt.

IV. Lösungsvorschlag
Eine – auch konventionskonforme – Lösung des
Dauerproblems der „doppelten“ Sachverständigenbe-
stellung kann nur dadurch erfolgen, dass grundsätzlich
die Bestellung desselben Sachverständigen wie im Er-
mittlungsverfahren im Hauptverfahren ausgeschlossen
ist. Dazu muss der letzte Satz des § 126 Abs 4 StPO ge-
ändert und in diesem normiert werden, dass der Sach-
verständige, der im Ermittlungsverfahren für die
Staatsanwaltschaft tätig war, im Hauptverfahren aus-
geschlossen ist. Diese Regelung entspräche auch der
Systematik des österreichischen Strafverfahrens, zumal
sie nur das wiedergibt, was früher für den Untersu-
chungsrichter galt. Auch dieser war von einer Tätigkeit
im Hauptverfahren ausgeschlossen, ohne dass eine
Prüfung einer eventuellen Befangenheit oder des An-
scheins derselben vorgesehen war. Von Seiten der Jus-
tiz(verwaltung) wird diesem Vorschlag sicherlich das
Argument der Verdopplung der Gutachtenkosten ent-
gegengehalten werden. Diesem Einwand ist aber da-
durch zu begegnen, dass der Sachverständige im
Hauptverfahren den Befund, welcher vom Sachver-
ständigen im Ermittlungsverfahren erhoben worden
ist, zu verwenden hat. Dies setzte jedoch voraus, dass
im Ermittlungsverfahren auch der Verteidigung Mit-
spracherechte eingeräumt werden. Sie soll bei der Um-
schreibung des Gutachtenauftrags und der Formulie-
rung konkreter Fragen agieren, der Befund soll auch
später im Hauptverfahren verwendet werden können.
Wenn der Befund jedoch so mangelhaft ist, dass seine
Verwendung im Hauptverfahren nicht akzeptabel ist,
wäre eine Regelung analog zum neuen § 126 Abs 5
StPO einzusetzen, die sicherstellt, dass ein derartiger
fachlich mangelhafter Befund seitens der Verfahrens-
parteien, aber auch seitens des Gerichts nicht zur Ver-
wendung in der Hauptverhandlung zugelassen wird.
Nur so kann der derzeitige Verstoß gegen das Gebot
der Waffengleichheit verhindert werden. Durch die
Zulassung eines „vollwertigen“ Privatsachverständigen
nach angloamerikanischemVorbild kann dies nicht ge-
schehen, ein solcher passt nicht in die Konzipierung
des österreichischen Strafprozesses, zumal ein weiterer
gleichwertiger Sachverständiger in der Mehrzahl aller
Verfahren eine erhebliche Verlängerung der Verfah-
rensdauer verursachen würde. Der Verteidigung und
dem Angeklagten wäre dadurch nicht geholfen, man
würde lediglich eine Konventionsverletzung durch
eine andere ersetzen.
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Das demoskopische Gutachten als wirkungsvolles
Beweismittel der Verkehrsgeltung
Ein Blick in die Arbeit eines demoskopischen Gutachters

Von Dr. Gudrun Auinger, Linz. Die Autorin ist beim Institut für statistische Analysen, Jaksch & Partner GmbH in Linz als
Statistikerin und Demoskopin tätig und beschäftigt sich intensiv mit rechtsdemoskopischer Forschung und Rechtstatsa-
chenforschung.

Die rechtsempirische Forschung ermöglicht die Feststellung der Verkehrsauffassung für spezielle Fragestellun-
gen des Marken-, Wettbewerbs- oder Urheberrechts. Für ein demoskopisches Gutachten als Beweismittel be-
sonderer Art für den Nachweis der Verkehrsgeltung sind qualitative Anforderungen an den Demoskopen ge-
nauso entscheidend wie eine effiziente Zusammenarbeit zwischen Jurist und Demoskop.

I. Einleitung
Die empirische Rechtsforschung bzw Rechtsdemosko-
pie vereint zwei wissenschaftliche Disziplinen: zum ei-
nen die Sozialforschung und zum anderen die Rechts-
wissenschaft. Das Forschungsgebiet beschäftigt sich
mit Fragestellungen aus dem Markenrecht, dem Wett-
bewerbsrecht oder dem Urheberrecht. Aus der empiri-
schen Rechtsforschung heraus resultiert das demoskopi-
sche Gutachten1) als Beweismittel für Rechtsfragen, insb
im Patent-/Markenrecht2) für die Feststellung der Ver-
kehrsgeltung3) von Waren oder Dienstleistungen.

Verkehrsgeltungsnachweise können durch Werbe-
aufwendungen, Umsatzzahlen und Benutzungsbelege
oder durch das Vorliegen eines demoskopischen Gut-
achtens erbracht werden.4) Je nach Art des Zeichens
wird es sinnvoll sein, verschiedene Nachweisunterla-
gen zu kombinieren. Dies hängt auch vom Freihalte-
bedürfnis des Zeichens ab, also vom Interesse der Öf-
fentlichkeit an der ungehinderten Benutzung dieses
Zeichens. Denn je höher das Freihaltebedürfnis anzu-
setzen ist, desto höher ist das Ausmaß der erforderli-
chen Verkehrsgeltung zu bewerten. Grundsätzlich
muss der Nachweis der Verkehrsgeltung für ganz Ös-
terreich (für alle Bundesländer) erbracht werden.

Demoskopische Gutachten werden in der Regel
durch unabhängige Sozialforschungsinstitute erstellt.
Es werden zahlreiche qualitative Forderungen an den
Forscher gestellt. Sämtliche (methodischen) Doku-
mentationen müssen darin genauso enthalten sein,
wie die detaillierte und neutrale Ergebnisdarstellung
und sachverständige Interpretation der Umfrage und
Umfrageergebnisse.

II. Die Zusammenarbeit zwischen
Demoskop5) und Jurist6)

Demoskopische Gutachten werden entweder als Par-
tei- bzw Privatgutachten oder als Gerichtsgutachten

beauftragt.7) In der Regel geht es in einem ersten Ge-
spräch zwischen Jurist und Demoskop um die Rah-
menbedingungen des Auftrags. Dazu ist es für den De-
moskopen von Vorteil, wenn die genaue Darlegung
der Streitfrage bzw des Beweisschlusses vorliegt. Ist
es für den Juristen nicht möglich, alle Informationen
preiszugeben, dann sollten zumindest alle nötigen An-
gaben, die zur Umsetzung des Gutachtens erforderlich
sind, an den Demoskopen weitergereicht werden (s
dazu Ausführungen in Abschnitt III.). Die Aufgabe
des Demoskopen ist es nun, aus den vorhandenen Un-
terlagen den Forschungsauftrag herauszuarbeiten, sich
eingehend mit der Materie auseinanderzusetzen und
ein Offert für den Juristen zu erstellen, in dem zumeist
bereits ein erster Fragebogenentwurf mit genauer De-
finition des Auswahl- und Erhebungsverfahrens ent-
halten ist. Nach endgültiger Beauftragung des Instituts
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1) Ein Gutachten wird im Münchener Rechtslexikon (Tilch 314) defi-
niert als „. . . die schriftliche Aussage eines Sachverständigen. Mit
ihm soll dem Richter auf seine Anordnung hin die ihm fehlende
Kenntnis von Rechtsnormen oder Erfahrungssätzen vermittelt wer-
den.“

2) Das Markenregister wird vom Patentamt geführt (§ 16 Abs 1 Mar-
kenSchG).

3) Verkehrsgeltung liegt dann vor, wenn sich durch die Benutzung ei-
nes nicht unterscheidungskräftigen Zeichens in den betroffenen
Verkehrskreisen die Meinung gebildet hat, dass dieses Zeichen auf
lediglich eine bestimmte Ware oder Dienstleistung eines bestimm-
ten Unternehmens/Dienstleisters/Anbieters hinweist. Infolge der
Benutzung kann dieses Zeichen als Marke registriert werden, wenn
der Markenanmelder bereits vor dem Anmeldetag die Verkehrsgel-
tung nachweist (§ 4 Abs 2 MarkenSchG).

4) Siehe dazu Erläuterungen zum Begriff „Verkehrsgeltungsnachweis“
auf www.patentamt.at

5) Als Demoskopen sind jene qualifizierten und wissenschaftlich aus-
gebildeten Personen gemeint, die bei unabhängigen Meinungsfor-
schungsinstituten arbeiten und ausreichend qualifiziert sind, ein de-
moskopisches Gutachten zu erstellen und den Juristen zu beraten.

6) Als Jurist sind in weiterer Folge die Auftraggeber eines demoskopi-
schen Gutachtens gemeint, das sind bei Privatgutachten zumeist
die Hausanwälte bzw Anwaltskanzleien von Unternehmen und
bei Gerichtsgutachten die juristischen Vertreter bei Gericht.

7) Vgl zB Levin 50.
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für das demoskopische Gutachten werden der Jurist
und der Demoskop nochmals die Spezifika des Gut-
achtens gemeinsam besprechen, sodass das Institut
mit der Durchführung der demoskopischen Befragung
starten kann. Nach Abschluss der Erhebungsphase
wird der Demoskop das Gutachten erstellen und an
den Juristen übermitteln.8) Damit ist zumeist die Zu-
sammenarbeit zwischen den beiden Parteien beendet.
In seltenen Fällen kommt es vor, dass der demoskopi-
sche Experte als Parteigutachter zu einem späteren
Termin nochmals vor Gericht zum Gutachten Stel-
lung nehmen muss. Dieser Fall tritt zumeist dann
ein, wenn die Gegenpartei das Gutachten bezweifelt
oder Schwachpunkte entdeckt.

III. Die Spezifika des
demoskopischen Gutachtens

Dem demoskopischen Gutachten liegt demzufolge eine
empirische Studie zugrunde. Ausgehend vom For-
schungsauftrag konkretisiert derDemoskop die eigentli-
che Forschungsfrage, das Forschungsdesign und den
Fragenkatalog. Auch wenn es so scheinen mag, als seien
demoskopische Gutachten immer nach demselben Pa-
tentrezept gestrickt, so ist es dennoch wichtig, dass sich
der Forscher eingehendmit demForschungsauftrag aus-
einandersetzt. Andernfalls könnten durch die Befragung
wesentliche Punkte übersehen, Fragen unklar oder nicht
präzise gestellt werden und es so durch die Fragebogen-
konzeption zu einer irrtümlichen Ermittlung der Ver-
kehrsmeinung kommen. Würde das passieren, könnte
der Fall eintreten, dass das Gutachten vom Gericht als
ungültig qualifiziert9) wird. Durch die intensive Ausei-
nandersetzung mit der Beweisfrage hat der Demoskop
darüber hinaus die qualifizierte Möglichkeit, sein fachli-
ches Wissen für die Bestimmung der zu befragenden
Verkehrskreise mit einzubringen und den Juristen bei
der Frage der Definition der Verkehrskreise zu beraten.

1. Die Verkehrskreise

Die exakte Definition und Festlegung der Verkehrs-
kreise wird üblicherweise vom Juristen festgelegt. Sie
ist entscheidend für die Gültigkeit des demoskopi-
schen Gutachtens und die Beweiskraft vor Gericht.10)
Dies ist in der Rechtsdemoskopie ebenso wichtig, wie
in allen anderen Forschungsdisziplinen. Ein Beispiel:
Bei einer Untersuchung, in der die durchschnittliche
Zahl der Kinder in Familien ermittelt werden sollte,
sind als Ergebnis überraschend hohe Werte errechnet
worden. Diese Werte kamen dadurch zustande, dass
die Befragung in Schulen durchgeführt wurde. Hier-
durch waren jedoch Familien mit Kindern überdurch-
schnittlich in der Stichprobe vertreten, wogegen Fami-
lien ohne Kinder nicht vertreten waren.

Bei der Bestimmung der Verkehrskreise ist es somit
entscheidend, dass alle möglichen Befragungsgruppen
in denVerkehrskreisen berücksichtigt werden, damit re-
präsentative Ergebnisse resultieren. Es geht hier nicht
nur darum, welche Verkehrskreise durch das jeweilige
Zeichen/Produkt/Dienstleistung angesprochen werden,
sondern es geht um die Beteiligung11) der Verkehrs-
kreise. Die Aufgabe des Demoskopen liegt darin, die
vomJuristen vorgegebeneDefinition derVerkehrskreise
zu überprüfen und zu überdenken, und gegebenenfalls in
Zusammenarbeit mit dem Juristen anzupassen.

2. Die Stichprobe

Sind nun die Verkehrskreise definiert, ist der nächste
Schritt, das Auswahlverfahren für die Befragung fest-
zulegen. Unter einem Auswahlverfahren ist zu verste-
hen, welche und wie viele Personen zum Sachverhalt
befragt werden, da in der Regel eine Vollerhebung al-
ler beteiligten Personen in den Verkehrskreisen auf-
grund der zu erwartenden Kosten und des Zeitauf-
wands nicht möglich ist. Dabei gibt es verschiedene
Stichproben- bzw Auswahlverfahren,12) je nach Aus-
gangslage und Definition der Verkehrskreise liegt es
am Demoskopen, die geeignete Methode zu wählen.
Wichtig ist, dass Repräsentativität der Verkehrskreise
gewährleistet ist, und davon kann ausgegangen wer-
den, wenn ein statistisches Stichprobenverfahren an-
gewendet wird. Repräsentativität bedeutet, dass zwi-
schen der definierten Grundgesamtheit (= Verkehrs-
kreise) und den befragten Personen (= Stichprobe)
möglichst große Übereinstimmung hinsichtlich der
Stichprobenmerkmale besteht. Die Stichprobe sollte
also ein möglichst gelungenes Abbild der Grundge-
samtheit darstellen. Trotzdem ist festzuhalten, dass ei-
ner Stichprobenbefragung auch immer ein gewisser
Stichprobenfehler zugrunde liegt, da eben nicht alle
Personen befragt werden können. Der Stichproben-
fehler gibt dabei an, wieweit die ermittelten Ergebnisse
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8) Gerstenmaier 82 ff hat in ihrer Dissertation eine Befragung von de-
moskopischen Sachverständigen durchgeführt, die auch die Zusam-
menarbeit zwischen Demoskop und Jurist thematisiert.

9) Ein Gutachten wird dann als ungültig qualifiziert, wenn es mangel-
haft ist, insb unvollständig, widersprüchlich oder nicht überzeugend,
wenn es von unzutreffenden tatsächlichen Voraussetzungen aus-
geht oder wenn der Gutachter nicht über die notwendige Sach-
kunde verfügt (Levin 249).

10) Vgl Gerstenmaier 110 f.
11) Unter beteiligten Verkehrskreisen sind jene Personengruppen zu

verstehen, die mit den relevanten Waren/Dienstleistungen/Produk-
ten in Berührung kommen. Dies können zB Händler und Verbrau-
cher eines Produkts sein. Nicht zu den beteiligten Verkehrskreisen
zählen jedoch Personen, die sich weder als Käufer noch als Interes-
senten für den künftigen Erwerb des Produktes sehen (vgl Spliethoff
104 ff).

12) Die Stichprobenverfahren reichen von der einfachen Zufallsstich-
probe, über die geschichtete Auswahl bis hin zum Quotenverfahren
(Schnell et al 273 ff).



maximal von den tatsächlichen Ergebnissen in der Po-
pulation abweichen können.13)

3. Die Erhebungsmethode

Zum Auswahlverfahren zählt auch die Festlegung der
Erhebungsmethode der rechtsempirischen Befragung.
Diese wird zumeist telefonisch durchgeführt, da dies
relativ schnell und kostengünstig umgesetzt werden
kann. Die zu befragenden Personen werden am Tele-
fon von einem/r Interviewer/in über ein computerge-
stütztes System14) (CATI = Computer-Assisted-Tele-
fone-Interview) mittels eines standardisierten Frage-
bogens interviewt. Den Vorteilen der telefonischen
Befragung steht der Nachteil der Erreichbarkeit der
Zielpersonen gegenüber, denn viele Personen lassen
ihre Telefonnummer (egal ob Festnetz- oder Mobil-
funkanschluss) mittlerweile nicht mehr in das öffentli-
che Telefonbuch eintragen. Um dem entgegenzuwir-
ken, hat sich das RDD-Verfahren15) („Random-Digit-
Dialing“) entwickelt. Bei dem Verfahren werden von
vorhandenen Telefonnummern aus dem öffentlichen
Telefonbuch einzelne Ziffern per Zufallsgenerator
verändert und durch Computer testweise angewählt.
Erst wenn eine Telefonnummer existiert, wird diese
dem Interviewer zur Verfügung gestellt. Durch das
RDD-Verfahren können somit auch Personen erreicht
werden, die nicht im Telefonbuch verzeichnet sind. Je
nach Beweisschluss und Forschungsfrage wird der De-
moskop demnach zumeist auf das telefonische Inter-
view als Erhebungsmethode zurückgreifen. Aber auch
die persönliche Befragung16) kommt für demoskopi-
sche Gutachten zur Verwendung, besonders dann,
wenn es sich um Produkte handelt, die visuell den Per-
sonen für die Befragung vorgelegt werden sollten.

4. Der Fragebogen

Bis zu diesem Punkt hat sich der Demoskop bereits in-
tensiv mit der Materie, dem rechtlichen Beweisschluss
und den Verkehrskreisen auseinandergesetzt, sodass er
nun genügend Hintergrundinformationen gesammelt
hat, um den rechtsempirischen Fragebogen zu kon-
struieren. Bei der Frageformulierung wird der Demos-
kop darauf achten, dass diese neutral und wertfrei ge-
stellt werden, und dass keine juristischen Fachausdrü-
cke in der Fragestellung enthalten sind, denn den
Befragten sind diese meist nicht vertraut. Um Neutra-
lität zu gewährleisten empfiehlt es sich, das Drei-
schritt-Abfragemodell anzuwenden.17) Im ersten
Schritt wird die allgemeine Bekanntheit des Zei-
chens/Produkts ermittelt. In einem zweiten Schritt,
der den Kern des Modells darstellt, wird die Herstel-
lerzuordnung ermittelt, also ob das Zeichen/Produkt
nur einer einzigen und bestimmten Herkunftsquelle
zugeordnet wird. Diese wird im dritten Schritt über

die Namensnennung identifiziert. Wird das Gutachten
als Beweismittel für die Irreführung eingesetzt, wird
der Forscher zusätzlich eine spezifische Frage zur irre-
führenden Handhabung des Zeichens/Produkts an-
schließen. Dieser Fragebogenkern kann dann noch be-
liebig erweitert werden. Um die Aussagekraft und Be-
deutung der ermittelten Werte noch zu unterstreichen
empfiehlt es sich zB, Vergleichswerte von Mitbewer-
bern (hinsichtlich Bekanntheits- und Zuordnungs-
grad) zu erheben.

In jedem Fall sollte der Demoskop einen Pretest des
Fragebogens durchführen. Ein Pretest18) ist eine
Vorab-Befragung die der Qualitätssicherung dient, in
der der Fragebogen an nur einigen wenigen Personen
des Verkehrskreises getestet wird.19) Während der Pre-
test-Befragung notieren die Interviewer sämtliche Fra-
gen/Unklarheiten/Anmerkungen der interviewten
Personen. Der Demoskop wird diese Informationen
nach dem Pretest auswerten und den Fragebogen
eventuell nochmals anpassen. Nach dieser Phase kann
die eigentliche empirische Hauptbefragung starten.

5. Die Befragung

Die Befragung wird nach den zuvor definierten Merk-
malen von qualifizierten Interviewern des Sozialfor-
schungsinstituts durchgeführt. Für die Durchfüh-
rungsphase müssen die Interviewer eingehend geschult
und laufend kontrolliert werden. Die Interviewer wer-
den auch dazu angehalten, laufend Rückmeldung an
den Demoskopen zu liefern. Der Interviewer spielt
eine zentrale Rolle im Befragungsprozess, denn durch
den Interviewer können die Befragten beeinflusst wer-
den.20) Diese Beeinflussung kann sowohl in positiver als
auch negativer Richtung passieren, oder dahingehend,
dass die Befragten ihre Meinung nicht preisgeben
möchten. Durch intensive Schulung und Kontrolle
der Interviewer wird dieser Beeinflussungseffekt mini-
miert. Während der Befragung müssen die Interviewer
auch sämtliche Verweigerungs- und Abbruchgründe
eines Interviews genau dokumentieren. Diese Doku-

679Österreichisches Anwaltsblatt 2014/11

Abhandlungen

Das demoskopische Gutachten als wirkungsvolles Beweismittel der Verkehrsgeltung
Autorin: Dr. Gudrun Auinger, Linz

13) Der Stichprobenfehler bewegt sich bei rechtsdemoskopischen Be-
fragungen meist zwischen 3 und 5%. Je geringer der Stichproben-
fehler, desto größer ist die Stichprobe (Diekmann 325 ff).

14) Vgl Diekmann 433 ff.
15) Vgl Schnell et al 291.
16) Die persönliche Befragung wird ebenso computerunterstützt durch-

geführt, mittels CAPI-System (Computer-Assisted-Personal-Inter-
view) (vgl Schnell et al 376 f).

17) Vgl Pflüger 654 ff.
18) Vgl Schnell et al 347 ff.
19) Für einen Pretest werden meistens ca 20 bis 30 Personen interviewt

(Schnell et al 349 schlagen für die Pretest-Stichprobe mind 25 Per-
sonen vor, falls professionelle Interviewer verwendet werden und
mind 50 Interviews, wenn Studenten als Interviewer arbeiten).

20) Vgl Schnell et al 351 ff.



mentationen wird der Demoskop für die Erstellung
des Gutachtens benötigen.

6. Das demoskopische Gutachten

Das demoskopische Gutachten vereint nun alle bishe-
rigen Arbeiten des Demoskopen. Es enthält sämtliche
Definitionen und Dokumentationen aller Projektpha-
sen. Die Aufgabe des Demoskopen ist, eine sachver-
ständige und neutrale Interpretation der Umfrage
und der Umfrageergebnisse für den Juristen zu erstel-
len. Zu den Aufgaben des Demoskopen zählt jedoch
nicht die Beantwortung der Frage, ob Verkehrsdurch-
setzung des Zeichens/Produkts vorliegt oder nicht.
Das demoskopische Gutachten soll nur Auskunft über
die Verkehrsmeinung geben, dem Amt/Gericht ob-
liegt dann die Beurteilung der Ergebnisse.21)

Ein demoskopisches Gutachten hat folgende inhalt-
lichen Schwerpunkte:22) die Beschreibung der Aus-
gangslage, das konzipierte Forschungsdesign des De-
moskopen, die Dokumentation der Feldarbeit und
die tabellarische und grafische Ergebnisdarstellung.

Die Beschreibung der Ausgangslage enthält sämtli-
che Informationen, die der Demoskop vom Juristen er-
halten hat. Das Kapitel soll in die Problemstellung ein-
führen und die Sachlage wertfrei erläutern. Das konzi-
pierte Forschungsdesign des Demoskopen erläutert
sämtliche Festlegungen zur Umsetzung der Feldarbeit:
die verwendeten Verkehrskreise, Auswahl- und Erhe-
bungsmethode und der verwendete Fragebogen. In
der Dokumentation der Feldarbeit werden sämtliche
Ereignisse der Befragung dargestellt: wie viele Inter-
views konnten durchgeführt werden und wie hoch ist
die daraus resultierende Ausschöpfungsquote,23) wie
viele Interviews wurden abgebrochen und warum,
wie wurde der Fragebogen für die Durchführung co-
diert, welche Methoden der Datenerfassung und Kon-
trolle wurden angewendet, sowie Angaben zu den In-
terviewern und deren Einschulung. Der Hauptteil
des Gutachtens beinhaltet die tabellarische und grafi-
sche Ergebnisdarstellung. Hierbei wird der Demoskop
die wesentlichen Kennzahlen der Befragung, die sich
aus dem Dreischritt-Abfragemodell ergeben, über-
sichtlich darstellen und auch detailliert ausweisen. Je
übersichtlicher die Ergebnisse präsentiert werden,
desto leichter wird es dem Juristen fallen, die für sich
wesentlichen Ergebnisse aus demGutachten herauszu-
lesen.

IV. Ausblick/Nutzen
Demoskopische Gutachten gelten sowohl in Öster-
reich, als auch im internationalen Kontext als Beweis-
mittel besonderer Art bzw sind als Sachverständigen-
beweis zu klassifizieren.24) Um Verkehrsgeltung eines
Zeichens, einer Ware oder Dienstleistung nachzuwei-

sen, können verschiedene Belege verwendet werden,
wie Umsatzzahlen, Angaben zu Werbemaßnahmen
oder Benutzungsbelege. Das demoskopische Gutach-
ten hat für die Frage der Verkehrsgeltung gegenüber
den anderen Nachweismethoden den Vorteil, dass es
von einem unabhängigen Dritten in Form eines
Rechtsdemoskopen erstellt wird, während sämtliche
anderen Methoden als Nachweise aus der Sphäre des
Inhabers/Unternehmers zu betrachten sind.25)

Der Rechtsdemoskop gewährleistet eine neutrale
und wertfreie Bearbeitung der Rechtsfrage und die
Demoskopie bietet für die Frage der Verkehrsgeltung
den Vorteil, dass durch Wissenschaftlichkeit, Objekti-
vität undNeutralität gesicherte Aussagen über die Auf-
fassung der beteiligten Verkehrskreise getroffen wer-
den können. Ein demoskopisches Gutachten ist daher
für die Abbildung der Verkehrsmeinung in besonde-
remMaße geeignet, da es „[. . .] direkt, wissenschaftlich
fundiert und ohne etwaige Vermutungen genau ermit-
telt, was die beteiligten Verkehrskreise kennen, wie sie
die Bedeutung einer Marke auffassen und inwieweit sie
verschiedene Zeichen tatsächlich verwechseln“ (Utz
2011). Die Erstellung eines demoskopischen Gutach-
tens ist aber auch mit Kosten verbunden, diese setzen
sich zusammen aus dem Aufwand für die Feldarbeit
und für die Auswertung. Je nach Umfang der Umfrage,
der sich aus dem Stichprobenfehler und den Verkehrs-
kreisen ermittelt, können für den Juristen bzw das be-
auftragende Unternehmen erhebliche Kosten anfallen,
die den Aufwand der anderen Nachweismethoden er-
heblich übersteigen. Die Ergebnisse des Privatgutach-
tens können jedoch vom beauftragenden Unterneh-
men nicht nur für die Frage der Verkehrsgeltung
verwendet werden. Das Unternehmen bekommt wert-
volle Informationen zum Bekanntheits- und Zuord-
nungsgrad seines Produkts/Dienstleistungen, und es
besteht auch die Möglichkeit, den Fragebogen zu er-
weitern und weitere interessierende Fragen in Form
einer Markt- oder Imageanalyse anzuhängen. Dadurch
erhöhen sich die Kosten, die für die Befragung anfal-
len, nur geringfügig, der daraus resultierende Nutzen
für das Unternehmen steigert sich aber um ein Vielfa-
ches.
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21) Vgl Levin 203 ff.
22) Vgl Gerstenmaier 138.
23) Die Ausschöpfungsquote gibt das Verhältnis der Befragungsteilneh-

mer gemessen am Stichprobenumfang als Prozentwert an. Diese
Brutto-Ausschöpfungsquote (die sich auf die gezogene Stichprobe
bezieht) wird für die Berechnung der endgültigen Ausschöpfungs-
quote durch stichprobenneutrale Ausfälle (das sind zB Personen,
die krankheitsbedingt nicht teilnehmen können oder aus anderen
Gründen von der Befragung von vornherein auszuschließen sind)
bereinigt (vgl Schnell et al 367 f).

24) Vgl Levin 49.
25) Vgl Levin 58.
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V. Literatur
Andreas Diekmann, Empirische Sozialforschung.
Grundlagen, Methoden, Anwendungen (Rowohlt-Ta-
schenbuch-Verlag 2007);

Claudia Gerstenmaier, Umfrageforschung in der
wettbewerbsrechtlichen Praxis. Eine Analyse zur Qua-
litätsprüfung demoskopischer Beweismittel in den Fäl-
len irreführender Werbung (Deutscher Universitäts-
verlag 2003);

Andrej Levin, Der Nachweis der Verkehrsdurchset-
zung im Markenrecht (Verlag Peter Lang 2010);

Anne Niedermann, Empirische Erkenntnisse zur
Verkehrsdurchsetzung, GRUR 2006/5, 367–374;

Almut Pflüger, Rechtsforschung in der Praxis: Der
demoskopische Nachweis von Verkehrsgeltung und

Verkehrsdurchsetzung – Teil 1, GRUR 2004/8,
652–656;

Rainer Schnell/Paul B. Hill/Elke Esser, Methoden der
empirischen Sozialforschung8 (Oldenbourg Wissen-
schaftsverlag 2008);

Hans Peter Spliethoff, Verkehrsauffassung und Wett-
bewerbsrecht. Ein Beitrag zu Begriff, Ermittlung und
Relevanz eines lauterkeitsrechtlichen Zentralbegriffs
(Nomos-Verlag-Ges 1992);

Horst Tilch, Münchener Rechtslexikon (Verlag C.H.
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Rainer Utz, Die demoskopische Befragung als Be-
weismittel im Markenrecht (Heymanns Verlag 2011).
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Die Gerichtsbarkeit muss heute mit neuen Phänomenen fertig werden, etwa mit Großverfahren

in Strafsachen oder Massenverfahren in Zivilsachen, vor allem in Anlegerstreitigkeiten. Diese

Verfahren stellen beträchtliche Anforderungen an die innerjustizielle Logistik. Speziell die

Zunahme von Groß- und Massenverfahren bildete den Anlass für den OGH, das Symposium

„Die Beschleunigung von Zivil- und Strafverfahren zwischen Richtigkeitsgewähr, Fairness und

Effi zienz“ zu veranstalten. Im Vordergrund stand dabei nicht nur die Frage, wie die einzelnen

Ziele im Spannungsfeld zwischen den Anforderungen an ein rechtsstaatliches Verfahren und 
seiner Dauer gewichtet werden sollen, sondern auch das praktische Herangehen an die damit 

einhergehenden Probleme.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Europa aktuell

Entwurf einer neuen Verfahrensordnung
des Gerichts der EU
D urch die Errichtung des Gerichts der EU („EuG“)

im Jahr 1988 wurde einerseits der Rechtsschutz
des Einzelnen innerhalb der EU durch die Einführung
eines zweiten Instanzenzugs verbessert als auch ande-
rerseits eine Entlastung des EuGH bewirkt. Gem
Art 256 AEUV ist das Gericht der EU für Klagen
von natürlichen und juristischen Personen sowie von
Mitgliedstaaten, mit Ausnahme derjenigen Klagen,
welche den Fachgerichten übertragen sind, und der
Klagen, welche dem EuGH vorbehalten sind, zustän-
dig. Darüber hinaus entscheidet das Gericht als
Rechtsmittelgericht über Rechtsmittel gegen Ent-
scheidungen der Fachgerichte.

Um die Effektivität des Gerichts und die Bearbeitung
von neuenKategorien von Streitsachen entsprechend zu
gewährleisten, wurde die ursprünglich am 2. 5. 1991 er-
lassene Verfahrensordnung des Gerichts bereits mehr-
fach umfassend geändert. Die Anzahl der beim Gericht
anhängigen Rechtssachen steigt jedoch stetig an und
wird die durchschnittliche Verfahrensdauer von 27 Mo-
naten (46,4 Monate in Wettbewerbsstreitigkeiten) als
zu lange angesehen, sodass weitere Maßnahmen zur
Verbesserung und Vereinfachung der Verfahrensord-
nung notwendig erscheinen. In diesem Zusammenhang
sei ebenso erwähnt, dass der EuGH bereits im März
2011 eine Erhöhung der Richterzahl des EuG vorge-
schlagen hat, um mehr Entlastung zu erreichen. Bislang
wurde dieser Vorschlag jedoch aufgrund des Wider-
stands einiger Mitgliedstaaten nicht umgesetzt.

Durch den Entwurf der neuen Verfahrensordnung
des Gerichts der EU soll unter anderem eine raschere
und einfachere Verfahrensabwicklung ermöglicht und
durch mehr Klarheit auch mehr Rechtssicherheit ge-
währleistet werden.

Die beim EuG anhängigen Rechtssachen sollen
nunmehr in drei neue Kategorien, nämlich in Klage-
verfahren, Klagen auf dem Gebiet des geistigen Eigen-
tums und Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Ge-
richts des öffentlichen Dienstes, klarer eingeteilt und
so deutlicher unterschieden werden. Durch diese voll-
ständige Umstrukturierung der Verfahrensordnung
soll der Text zusätzlich besser lesbar und verständli-
cher gemacht werden.

Des Weiteren soll beispielsweise durch die Erweite-
rung des Anwendungsbereichs der Vorschriften über
den Einzelrichter, durch vereinfachte Bestimmungen
zur Verfahrenssprache und durch den Wegfall des
zweiten Schriftsatzwechsels bei Rechtssachen des geis-
tigen Eigentums, die Effizienz und Effektivität des Ge-
richtes erhöht werden. Darüber hinaus soll die Mög-
lichkeit geschaffen werden, unter bestimmten Voraus-

setzungen in Klageverfahren sowie in Rechtsmittelver-
fahren ohne mündliches Verfahren zu entscheiden.

Auch hinsichtlich der Organisation des Gerichts der
EU sind einige Änderungen geplant. Beispielsweise soll,
in Anlehnung an die Richteranzahl der Großen Kammer
des EuGH, dieZahl derRichter derGroßenKammer des
EuG ebenso von 13 auf 15 Richter erhöht werden. Des
Weiteren soll künftig das Amt des Vizepräsidenten ge-
schaffenwerden,welcher imWesentlichen denPräsiden-
ten bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen soll.
Darüber hinaus enthält die neue Verfahrensordnung
nun auch Bestimmungen betreffend die Selbstablehnung
eines Richters und dessen Entbindung. Eine weitere Prä-
zisierung der Verfahrensordnung soll unter anderem
auch durch die Schaffung einer eigenen Bestimmung be-
treffend des Grundsatzes des kontradiktorischen Verfah-
rens erfolgen, welcher somit in den Rang einer allgemei-
nen Verfahrensbestimmung gehoben werden soll.

Die Bestrebungen, durch eine neue Verfahrensord-
nung die Transparenz und Effektivität des Gerichts der
EU zu erhöhen, stellt besonders imHinblick auf die stei-
gende Anzahl anhängiger Rechtssachen ein notwendiges
Unterfangen dar. ImRahmen der derzeitigen Begutach-
tungsphase der neuen Verfahrensordnung hat unter
anderem der Rat der europäischen Anwaltschaften
(„CCBE“) als Vertreter der europäischen Anwaltskam-
mern und -verbände am 16. 7. 2014 eine umfangreiche
Stellungnahme abgegeben. Unter anderem wird dabei
sowohl auf einige bestehende Unklarheiten, beispiels-
weise das Erfordernis weiterer Präzisierungen im Hin-
blick auf die Bestimmungen zuAnonymität undWeglas-
sen bestimmter Angaben gegenüber der Öffentlichkeit,
hingewiesen als auch auf das Spannungsverhältnis zwi-
schen einem schnelleren und einfacheren Verfahrensab-
lauf und einer ausführlichen Darlegung undWürdigung
der anhängigen Rechtssachen vor Gericht aufmerksam
gemacht. Der ÖRAK begrüßt im Hinblick auf den Ent-
wurf der neuen Verfahrensordnung des EuG die Bestre-
bungen, die Effektivität des Gerichts merklich zu stei-
gern, jedoch wird es seitens des ÖRAK als besonders
wichtig angesehen, dabei die Erfordernisse eines fairen
Verfahrens zu beachten und weiterhin zu gewährleisten.

Das Gericht der EU erlässt seine Verfahrensordnung
im Einvernehmen mit dem EuGH und bedarf diese zu-
sätzlich der Genehmigung des Rates. Der Entwurf der
neuen Verfahrensordnung befindet sich derzeit noch in
der Begutachtungsphase und steht die Genehmigung
des Rates noch aus. Es bleibt sohin das Resultat der lau-
fenden Begutachtungsphase abzuwarten.

Mag. Stefanie Mühl,
ÖRAK-Büro Brüssel

Mag. Stefanie Mühl
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Anwaltsakademie
Moderne und zielgerichtete Vorbereitung für die Anwaltsprüfung

Innovative Lernzielkontrolle der Anwaltsakademie geht online

Exklusiv und kostenlos steht Teilnehmern der
AWAK-Seminare ab sofort das neueste Produkt der
Anwaltsakademie zur Verfügung, ein umfassendes
elektronisches Programm zur Überprüfung des eige-
nen Lernfortschritts. Es ist im Ausbildungsportal der
Homepage www.awak.at abrufbar.
„Aus einem Pool von mehr als 1.200 Fragen kann man
sein Wissen in den Bereichen Öffentliches Recht,
Standes- und Honorarrecht, Strafrecht und Zivilrecht
testen und anhand der Ergebnisse schnell bestätigen
oder korrigieren und verfeinern“, erklärt ao.Univ.-
Prof. Dr. Michael Enzinger, Präsident der Anwaltsaka-
demie. „Damit soll eine objektive Überprüfung des
Lernstoffes erreicht werden, die wiederum ein Bau-
stein für eine erfolgreiche Prüfung ist.“
Zusammengestellt wurden die Fragen von namhaften
Autoren, die zumTeil auch als Prüfer tätig sind: Richter,
Staatsanwälte, Professoren, erfahrene Anwälte und Ju-
risten, allesamt Spezialisten auf ihremGebiet. „Der Fra-
genkatalog wird natürlich ständig erweitert und aktuali-
siert. Dabei legenwir besonderes Augenmerk auf Praxis-
bezug. Daher sind viele Fragen mit Beispielen angerei-
chert, die die Problemlösung von einer abstrakten
Ebene in ein reales Szenario führen. Eine Eigenschaft,
die angehende Anwälte nicht früh genug lernen kön-
nen“, betont Enzinger.
Die Lernzielkontrolle funktioniert als Web-Applika-
tion mit allen gängigen Internet-Browsern, auch ältere
Versionen werden unterstützt. „Eine klare, aufgeräumt
wirkende Struktur, die den Blick auf das Wesentliche
lenkt, zur Konzentration beiträgt und die Bedienung
vereinfacht“, so skizziert Enzinger die Usability und
Menüführung.

Es gibt einen Demofilm und einen Didaktik-Guide für
Neueinsteiger. Nach dem Login auf der Startseite
wählt man das gewünschte Fachgebiet und die Anzahl
der Fragen. Aus der dahinterliegenden Datenbank
wird daraufhin ein entsprechender Fragenkatalog er-
stellt. Die Auswahl der Fragen erfolgt nach dem Zu-
fallsprinzip, da das System bewusst keine personenbe-
zogenen Daten speichert. Aufgrund des großen Pools
an Fragen ergibt sich bei jedem Durchlauf eine neue
Zusammenstellung, selbst Wiederholungen einzelner
Fragen sind nur selten zu erwarten.
Die Antworten erfolgen – je nach Fragetyp – durch
Anklicken oder Auswählen einer oder mehrerer Lö-
sungen, Reihen bzw Anordnen von Elementen, Einge-
ben oder Auswählen von Text. Nach Auswertung des
Tests erhält man eine Übersicht und kann im Analyse-
modus Details zu den eigenen Antworten und Lö-
sungstexte abrufen, zB Verweise auf Entscheidungen,
Zeitschriften oder Gesetze. Gerade die Auseinander-
setzung mit den falschen Antworten ist essentiell für
den Lernfortschritt und hilft, den eigenen Kenntnis-
stand im Vorfeld der Prüfung realistisch einzuschät-
zen.
ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger: „Natürlich kann
die elektronische Lernzielkontrolle nicht die Prü-
fungssituation simulieren. Aber die Fragen erstrecken
sich auf jenes Wissen, das man für eine Prüfung benö-
tigt. Wer dieses Instrument in der Vorbereitung nützt
und erfolgreich durchläuft, wird auf jeden Fall deutlich
entspannter und mit der ‚Gewissheit des Wissens‘ aus-
gestattet zur Prüfung antreten können.“



Terminübersicht November 2014 bis Dezember 2014

November

3. 11. WIEN
Update
Fremdenrecht: Das neue BFA und das BVwG
Seminarnummer: 20141103/8

4. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 11. Insolvenz und
Steuern
Seminarnummer: 20141104/8

6. bis 8. 11. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20141106/6

6. bis 8. 11. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles, was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20141106/8

7. und 8. 11. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
Verfahren Teil III: Die Verfahren vor den Verwal-
tungsgerichten (LVwG, BVwG, BFG, VwGH,
VfGH)
Seminarnummer: 20141107/8

7. und 8. 11. WIEN
Gesellschaftsrecht II (Der Gesellschaftsvertrag –

Schwerpunkt GmbH)
Seminarnummer: 20141107A/8

10. 11. WIEN
Update
Einführung in das Vergaberecht
Grundlagen – Neuerungen und Tendenzen –

Aktuelle Rechtsprechung
Seminarnummer: 20141110/8

11. 11. GRAZ
Extra
Professional Legal Writing in English: Three Key
Skills for New Associates
Seminarnummer: 20141111/5

14. und 15. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht
Seminarnummer: 20141114B/8

14. und 15. 11. ST. GEORGEN i.A.
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20141114/3

14. und 15. 11. WIEN
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmens-
bewertung
Seminarnummer: 20141114/8

14. und 15. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminarnummer: 20141114A/8

17. 11. WIEN
Privatissimum
Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20141117/8

18. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 12. Vermögensveranla-
gung und Steuern
Die Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermögen
Seminarnummer: 20141118/8

20. bis 22. 11. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20141120/2

20. bis 22. 11. WIEN
Special
start-up für Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte
Wasser
Seminarnummer: 20141120/8

21. und 22. 11. FELDKIRCH
Special
Schwerpunkt Leistungsstörungen: Gewährleistung
und Schadenersatz
Seminarnummer: 20141121/7

21. und 22. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminarnummer: 20141121/8

24. 11. WIEN
Privatissimum
Aktueller Zwischenbericht: Wirtschaftsdelikte aus
staatsanwaltlicher Sicht
Seminarnummer: 20141124/8

26. 11. LINZ
Update
Aktuelle Judikatur des OGH zum Wirtschaftsstraf-
recht (Schwerpunkt: Untreue) – Analyse und Bewer-
tung
Seminarnummer: 20141126/3
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27. bis. 29. 11. IGLS
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20141127/6

28. und 29. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminarnummer: 20141128A/8

28. und 29. 11. WIEN
Key qualification
Erfolgreich kommunizieren mit Mandanten
Seminarnummer: 20141128B/8

Dezember 2014

2. 12. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 13. Abgaben in der RA-
Kanzlei
Seminarnummer: 20141202/8

4. 12. SALZBURG
Privatissimum
Achtung: Verjährung! – Wichtiges für die Advoka-
tur
Seminarnummer: 20141204/4

5. 12. WIEN
Update
Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Seminarnummer: 20141205/8

5. und 6. 12. BREGENZ
Special
Steuern und Abgaben – „must knows“
Seminarnummer: 20141205/7

5. und 6. 12. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Zivilverfahren II
Seminarnummer: 20141205/3
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Prozessführung ist nicht frei von schadensrechtlicher Verantwortung.

Das Buch bietet erstmals eine umfassende monographische Untersuchung betreffend folgender 

Schwerpunkte:

• Historische Grundlagen von Sanktionen gegen verpönte Prozessführung

• Möglicher Einfl uss des Kostenrechts der ZPO auf Schadenersatzansprüche

• Untersuchung der wichtigsten Haftungsgründe wegen Prozessführung

• Haftung bei außergerichtlicher Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung

• Zurechnung des Verhaltens von berufl ichen Parteienvertretern

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Aktuelle Judikatur des OGH zum Wirtschaftsstrafrecht
(Schwerpunkt: Untreue) – Analyse und Bewertung

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Wohl in kaum einem Bereich des Strafrechts hat sich
die Judikatur des OGH so dynamisch entwickelt wie
zum Straftatbestand der Untreue (§ 153 StGB). Dieses
Delikt ist aus seinem Dasein als „schlafender Riese“
durch viele grundlegende Entscheidungen des OGH
(BAWAG, Telekom, Libro, Styrian Spirit, Hypo Alpe
Adria, um nur einige zu nennen) in den letzten Jahren
erwacht. Diese Rechtsprechung wird von der Straf-
rechtswissenschaft zT kritisch bewertet, hat aber vor
allem in der Wirtschaft zu nicht unerheblicher Verun-
sicherung bzw Rechtsunsicherheit geführt. Viele Ent-
scheidungsträger von Unternehmen stellen sich zu-
nehmend die Frage: Wenn ich das so oder so ent-
scheide, ist das nicht Untreue? Gerade hier kommt

nicht selten der Rechtsanwalt ins Spiel, von dem dies-
bezüglich verlässliche Aufklärung und Information er-
wartet wird. Das Seminar soll dazu beitragen, dass Sie
diese an Sie gestellten Erwartungen auch erfüllen kön-
nen, indem über den Stand der Rechtsprechung des
OGH zur Untreue fundiert informiert wird. Dabei
werden auch einige andere zentrale Judikate aus dem
Bereich des Wirtschaftsstrafrechts vorgestellt, die für
Rechtsanwälte von Interesse sein könnten.
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz
Referent: Univ.-Prof. Dr. Hubert Hinterhofer, Univer-
sität Salzburg, Fachbereich Öffentliches Recht
Termin: Mittwoch, 26. 11. 2014 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Linz, COURTYARD BY MAR-
RIOTT
Seminarnummer: 20141126/3

Strafverfahren

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
In den ersten beiden Tagen des Seminars wird von ei-
ner vorsitzenden Richterin eines Rechtsmittelsenats
des OLG und einem Verteidiger schwerpunktmäßig
auf die Vorbereitung und Durchführung von Rechts-
mittelverfahren unter Anführung von Praxisbeispielen
eingegangen.
Der dritte Tag widmet sich den Aufgaben und Hand-
lungsmöglichkeiten des Verteidigers nach Rechtskraft
des Strafurteils.

Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Mag. Mathias Kapferer, RA in Innsbruck
Mag. Markus Knapp, Richter des Oberlandesgerichtes
Innsbruck
Dr. Ursula Pernfuss, LL.M., RA in Innsbruck
Termin: Donnerstag, 27. 11. 2014 und Freitag,
28. 11. 2014 und Samstag, 29. 11. 2014 = 6 Halbtage
Veranstaltungsort: Igls, Sporthotel Igls
Seminarnummer: 20141127/6

Erfolgreich kommunizieren mit Mandanten

Key qualifications
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars ist es, die Kommunikation mit Man-
danten zu optimieren.
– Maximierung der Mandantenzufriedenheit
– Verbesserung der Kommunikation mit Mandanten
in der entscheidenden Situation von Erstkontakt/Erst-
gespräch und in der laufenden Betreuung
– Verbesserung der Fähigkeit zur Erfassung der Be-
dürfnisse und Interessen von Mandanten

– Objektivere Sicht und bessere Einschätzung der ei-
genen Verhaltensmuster in der Kommunikation mit
Mandanten
Der Schwerpunkt liegt auf praktischen Übungen und
dem Training von Tools zur Kommunikationsverbes-
serung – wir arbeiten va an mitgebrachten Fallbeispie-
len von „schwierigen“ Mandanten aus der Praxis der
Teilnehmer. Die nötige Theorie wird ergänzend bzw
aufbauend vermittelt.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 20 Personen beschränkt ist.
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Planung: Dr. Maria In der Maur-Koenne, RA in Wien
Mag. Christoph Koder, Coach und Trainer in Wien
Referenten: Dr. Maria In der Maur-Koenne, RA in Wien
Mag. Christoph Koder, Coach und Trainer in Wien

Termin: Freitag, 28. 11. 2014 und Samstag,
29. 11. 2014 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, Modul
Seminarnummer: 20141128B/8

Achtung: Verjährung! – Wichtiges für die Advokatur

Privatissimum
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar informiert praxisgerecht, kompakt,
kompetent und rechtsprechungsorientiert über
privat- und prozessrechtliche Verjährungsfragen.
Besonders berücksichtigt werden Konstellationen, die
zu persönlichen Haftungen führen können.
Selbstverständlich werden auch andere Verjährungs-
fragen besprochen, die mit der berufsmäßigen Par-
teienvertretung zusammenhängen.
Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und
Kollegen, die trotz unerlässlicher Spezialisierung

als Allrounder durch übergreifende Information
auf dem Laufenden bleiben wollen und müssen.
Planung: Dr. Brigitte Piber, RA in Salzburg
Referent: O. Univ.-Prof. em. Dr. Wolfgang Jelinek,Be-
rater und Autor in den Rechtsgebieten österreichisches
und internationales Zivilverfahrensrecht, Exekutions-
recht und Insolvenzrecht, Liegenschafts- und Kreditsi-
cherungsrecht, Schiedgerichtsbarkeit
Termin: Donnerstag, 4. 12. 2014 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Salzburg, Arena City Hotel Salz-
burg
Seminarnummer: 20141204/4

Einbringung – Verschmelzung – Spaltung

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar „Update Einbringung – Verschmelzung
– Spaltung“ vermittelt Ihnen einen fundierten Über-
blick über Neuerungen im Bereich der wichtigsten
Transaktions- und Umstrukturierungskonzepte.
Aus gesellschaftsrechtlicher, unternehmensrechtlicher
und steuerlicher Sicht werden die aktuellen Normen
und Praktiken bei Verschmelzungen, Spaltungen und
Einbringungen dargestellt. Besonderes Augenmerk
wird auf die grenzüberschreitende Verschmelzung so-
wie die Rechtsformänderung gerichtet. Spaltungen
werden unter dem Blickwinkel des Gesellschafteraus-
schlussgesetzes und den unternehmensrechtlichen so-
wie steuerlichen Aspekten von Squeeze-out-Szenarien
behandelt.
Darüber hinaus werden Neuerungen des Umgrün-
dungssteuergesetzes sowie Aktuelles aus den Umgrün-

dungssteuerrichtlinien sowie zur umgründungsrechtli-
chen Judikatur behandelt, soweit sie für die anwaltliche
Beratung von Einbringungen von Bedeutung sind.
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in
Wien
Referenten: Dr. Clemens Hasenauer, LL.M. (NYU),
RA in Wien und New York
ao. Univ.-Prof. MMag. Dr. Klaus Hirschler, Wirt-
schaftsuniversität Wien – Institut für Revision-, Treu-
hand- und Rechnungswesen, Abteilung für Betriebs-
wirtschaftliche Steuerlehre, Steuerberater
Mag. Dr. Petra Hübner-Schwarzinger, Steuerberaterin
in Wien, Gerichtlich beeidete und zertifizierte Sach-
verständige
Termin: Freitag, 5. 12. 2014 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, Modul
Seminarnummer: 20141205/8
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Steuern und Abgaben – „must knows“

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Ab-
gabenrechts ein. Insbesondere werden jene Steuerbe-
reiche beleuchtet, die für den Anwalt von Bedeutung
sind, sei es als Parteienvertreter, sei es als Vertragsver-
fasser oder auch als Steuerzahler.
Planung: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz Peg-
ger, Institut für Rechnungs-, Treuhand- und Revi-
sionswesen – Universität Wien, RA in Innsbruck

Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, Institut für Rechnungs-, Treuhand- und Revi-
sionswesen – Universität Wien, RA in Innsbruck
Mag. Dr. Oliver Kempf, Partner und Geschäftsführer
der Stauder Schuchter Kempf Wirtschaftsprüfungs-
und Steuerberatungsgesellschaft mbH in Innsbruck,
Mitglied des Fachsenats für Steuerrecht der Kammer
der Wirtschaftstreuhänder
Termin: Freitag, 5. 12. 2014 und Samstag, 6. 12. 2014
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Bregenz, Hotel Schwärzler
Seminarnummer: 20141205/7
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Verständlich auf bereitet durch ausführliche Kommentierung im Anmerkungsteil, relevante
Judikatur im Entscheidungsteil sowie Materialien und Schrifttum.

Jetzt in der 17. Lieferung:

• die DSG-Novelle 2014 eingearbeitet

• viele neue Entscheidungen und Anmerkungen (zB zu „Big Data“, ELGA)

• der Prüffragenkatalog komplett überarbeitet

• das Stichwortverzeichnis aktualisiert

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
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Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Dr. Rupert Wolff als ÖRAK-Präsident wiedergewählt

D er 57-jährige Salzburger und seine drei Vize-
präsidenten wurden von der Delegiertenver-

sammlung des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages (ÖRAK) einhellig im Amt bestätigt.

Foto: Fotostudio Pfeifer
VPDr. ArmenakUtudjian, VPDr.Marcella Prunbauer-Glaser, PräsidentDr. RupertWolff, VPDr. JosefWeixelbaum (vlnr)

Am 27. 9. 2014 wurde Dr. Rupert Wolff von den De-
legierten des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages (ÖRAK) einstimmig für drei weitere Jahre zum
ÖRAK-Präsidenten gewählt. Auch die bisherigen Vi-
zepräsidenten Dr. Marcella Prunbauer-Glaser, Dr. Josef
Weixelbaum und Dr. Armenak Utudjian wurden einhel-
lig in ihren Funktionen bestätigt. DieWahl erfolgte im
Rahmen des diesjährigen Anwaltstages in Hall in Ti-
rol. Der Präsident des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages (ÖRAK) ist oberster Repräsentant
der 6.000 heimischen Rechtsanwälte und 2.000
Rechtsanwaltsanwärter.

Rechtsstaatlichkeit verbessern und
messbar machen

„Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen für das
mir entgegengebrachte Vertrauen“, fühlte sich Wolff

geehrt. Er werde sich weiterhin mit Kräften für den
Schutz und Ausbau des Rechtsstaates und die Weiter-
entwicklung des Berufsstandes einsetzen. Die
Schwerpunkte seiner zweiten Funktionsperiode sieht
Wolff darin, die notwendigen Verbesserungen in der
Justizverwaltung, der Rechtspflege, aber auch im Be-
reich Rechtspolitik mit einem optimierten Wahrneh-
mungsbericht sichtbar und die Qualität des Rechts-
staates messbar zu machen. „Ich will die beste Justiz
Europas für Österreich. Ich will den stabilsten
Rechtsstaat Europas. Weil das die Wirtschaft beflü-
gelt und weil das die Menschen beflügelt. Wir
Rechtsanwälte werden jede Arbeit auf uns nehmen,
dieses Ziel gemeinsam mit der behördlichen Justiz
zu erreichen. Wir werden aber auch nicht davor zu-
rückschrecken, unserem Rechtsstaat regelmäßig das
Fieber zu messen und bei entsprechender Diagnose
Therapieempfehlungen abzugeben“, so Wolff, der ge-
meinsam mit seinem Präsidium und Experten an ei-
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nem Indikatorprojekt zur Messung der Rechtsstaat-
lichkeit in Österreich arbeitet. Dieser Indikator soll
fester Bestandteil des jährlichen Wahrnehmungsbe-
richtes werden und die Rolle der Rechtsanwaltschaft
als justizpolitischer Fürsprecher der Bürgerinnen
und Bürger manifestieren.

Dringend notwendige Anpassung
des Rechtsanwaltstarifes

Ein zweiter Punkt, den Wolff als oberster Standesver-
treter der Rechtsanwälte bereits mit Nachdruck bear-
beitet, ist die überfällige Anpassung des gesetzlichen
Rechtsanwaltstarifes. Dieser ist seit nunmehr sechs
Jahren nicht mehr an die Geldentwertung angeglichen
worden. Ein Umstand, der den Rechtsanwalt sowohl
als Unternehmer als auch in seiner Unabhängigkeit
und Freiheit massiv beeinträchtigt. Seit 2008 ist die ta-
rifliche Entlohnung von Rechtsanwälten um mehr als
14% weniger geworden, während die Gerichtsgebüh-
ren in demselben Zeitraum achtmal erhöht wurden.
„Das schädigt nicht nur unseren Berufsstand und un-
sere Unabhängigkeit, sondern auch die Allgemeinheit:
Wer sich in einem Zivilprozess erfolgreich durchsetzt
oder verteidigt, erhält um 14% weniger Kostenersatz
als im Jahr 2008“, stellte Wolff unmissverständlich fest.
„Der Staat schraubt zwar die Gerichtsgebühren jedes
Jahr nach oben, die adäquate Entlohnung derer, die
den rechtsuchenden Bürgern zur Seite stehen, wird
hingegen auf die lange Bank geschoben“, kritisierte
Wolff.

Wolff ist vierter Präsident der 40-jährigen
ÖRAK-Geschichte

Foto: Julia Hammerle

Rupert Wolff ist der vierte ÖRAK-Präsident in der be-
reits 40-jährigen Geschichte der anwaltlichen Dachor-
ganisation. Seine Vorgänger an der Spitze der heimi-
schen Rechtsanwaltschaft waren Dr. Walter Schuppich
(1974–1993), Dr. Klaus Hoffmann (1993–2002) und
Dr. Gerhard Benn-Ibler (2002–2011). Wolff blickt auf
langjährige Erfahrung sowohl als Rechtsanwalt als
auch als Standesvertreter zurück: Seit 1987 ist er als
Rechtsanwalt tätig und bereits seit 2002 im Präsidium
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages. Im
Jahr 2001 war der Träger des großen Ehrenzeichens
für Verdienste um die Republik Österreich auch Präsi-
dent des Rates der Europäischen Anwaltschaften
(CCBE) und wurde im September 2011 erstmals zum
Präsidenten des ÖRAK gewählt.

BH

Symposium „Datenschutz als Herausforderung
für das rechtsanwaltliche Berufsgeheimnis“

Am Abend des 20. 10. 2014 fand im Dachgeschoss
des Juridicums das gemeinsam vom Juridisch-po-

litischen Leseverein und dem Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag veranstaltete Symposium
zum Thema „Datenschutz als Herausforderung für
das rechtsanwaltliche Berufsgeheimnis“ statt. Die Be-
grüßung der zahlreichen interessierten Zuhörer fand
durch den neuen Dekan der Rechtswissenschaftlichen
Fakultät Univ.-Prof. Dr. Paul Oberhammer statt. Nach-
dem Dr. Marcella Prunbauer-Glaser als Vizepräsidentin
des Juridisch-politischen Lesevereins mit einleitenden
Worten zur Veranstaltung begrüßte und der Präsident
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages Dr.

RupertWolff in das Thema einführte, trug als erster Re-
ferent Univ.-Prof. DDr. Christoph Grabenwarter zum
Thema „Das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung im Europarecht und im Verfassungsrecht“ vor.

Daran schloss Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Forgó mit
seinem Vortrag „Scio te omne scire: Informationssym-
metrien, ihre Bewahrung und ihr Ausgleich im Daten-
schutzrecht“ an. Anschließend verglichen der Präsi-
dent der Rechtsanwaltskammer Luxemburg René Die-
derich („Schutz rechtsanwaltlicher vertraulicher Daten
–Rechtslage und Erfahrungen imGroßherzogtum Lu-
xemburg“) und Prof. Dr. Wolfgang Heufler („Schutz
rechtsanwaltlicher vertraulicher Daten – Rechtslage
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und Erfahrungen in Österreich“) die Rechtslage in
den beiden Ländern. Nach einer Podiumsdiskussion
mit reger Publikumsbeteiligung unter Leitung von
Univ.-Prof. DDr. Christoph Grabenwarter fasste dieser
die Ergebnisse des Abends zusammen und gab einen
kurzen Ausblick.

Im Anschluss an das Symposium gab es für die Teil-
nehmer noch Gelegenheit, sich zu einem informellen
Gedankenaustausch zusammenzufinden.

Sämtliche Vorträge, welche im Rahmen der Veran-
staltung gehalten worden sind, finden Sie in einer der
kommenden Ausgaben des Anwaltsblattes.

Fotos: Matias Damjanovic
Univ.-Prof. DDr. Christoph Grabenwarter, Präsident
Dr. Rupert Wolff, Prof. Dr. Wolfgang Heufler, René Die-
derich, Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Forgó (vlnr)
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht
§ 1 DSt – Auflistung der Gesellschafter am Kanzlei-Briefpapier

Es ist zulässig, wenn amBriefpapier einer RA-GmbH Substituten ohneHinweis darauf angeführtwerden,
dass sie nicht Gesellschafter und Geschäftsführer sind, und stellt dies weder einen Verstoß gegen eine
konkrete gesetzliche Regelung, insb gegen eine Bestimmung der RAO, noch gegen die RL-BA dar.

OGH 20. 5. 2014, 20 Os 6/14d

Sachverhalt:

Der DR der RAK erkannte die DBDr.W, Dr. P, Mag.
V, Mag. S und Dr. L für schuldig, sie hätten Dr. W
vom Oktober 2011 bis zu dessen Eintritt in die Gesell-
schaft am Briefpapier der Rechtsanwälte GmbH wie
einen tatsächlichen Gesellschafter dieser GmbH ange-
führt und dadurch den unrichtigen Eindruck erweckt,
er wäre Gesellschafter dieser Gesellschaft. Der DR
verhängte über die DB wegen der DisVergehen der
Berufspflichtenverletzung und der Beeinträchtigung
von Ehre und Ansehen des Standes die DisStrafe des
schriftlichen Verweises. Der DR stellte hierbei Fol-
gendes fest: Dr. W arbeitete als Substitut der Rechts-
anwälte GmbH vom 6. 10. 2011 bis zu seinem Eintritt
als Gesellschafter und selbständig vertretungsbefugter
Gesellschafter per 1. 2. 2012. In diesem Zeitraum be-
zog er ein Substitutionspauschale, war berechtigt, ei-
gene Mandate direkt zu übernehmen und das Honorar
daraus selbst zu vereinnahmen, tat dies auch mit Ho-
norarnoten mit eigener UID-Nummer auf einem eige-
nen Briefpapier.

Im Oktober 2011 wurde Dr. W in den Briefkopf am
Briefpapier der Rechtsanwälte GmbH derart aufge-
nommen, dass sein Name in derselben Schrift, ohne
Zeilenabstand und ohne sonstige grafische oder textli-
che Unterscheidung zwischen die Namen des GmbH-
Gesellschafters Dr. L und einem weiteren Substituten,
Mag. T, abgedruckt wurde.

Der DR vertrat die Meinung, dass es beim Außen-
auftritt am Briefpapier der Rechtsanwälte GmbH not-
wendig gewesen wäre, durch eindeutigen Zusatz
kenntlich zu machen, insoweit dort aufscheinende Per-
sonen nicht Gesellschafter sind. In Ermangelung eines
solchen sei beim Leser des Briefpapiers der Eindruck
erweckt worden, Dr. W wäre ebenfalls GmbH-Gesell-
schafter. Dass die wahre Situation aus dem Firmen-
buch zu ersehen gewesen wäre, entlaste die DB nicht,
weil für einen Einblick in das Firmenbuch kein Anlass
bestand. Ein solcher wäre nur vorgelegen, wenn am
Briefpapier kein RA persönlich angeführt gewesen
wäre, sodann der Leser zur Feststellung, wer Gesell-
schafter ist, in das Firmenbuch Einsicht nehmen hätte
müssen. Das Briefpapier sei ein solches der GmbH ge-
wesen, die Anführung von Nicht-Gesellschaftern sei
somit irreführend gewesen.

Den Berufungen aller DB gab der OGH Folge und
traf die ergänzende Feststellung, dass bei einer RA-

GmbH, bei der der DB früher gearbeitet hatte, eine
Vielzahl von RAen am rechten Seitenrand des Briefpa-
piers genannt werden, welche nicht Gesellschafter der
jeweiligen Gesellschaft sind.

In rechtlicher Hinsicht führte er aus:
Zutreffend bringen die DB vor, einer Verurteilung

müsse – verfassungskonform iSd Art 6 MRK – zu
Grunde liegen, dass sie wegen einer Verletzung von
Berufspflichten oder wegen eines Verstoßes gegen
Ehre und Ansehen des Standes erfolgt, die sich aus ge-
setzlichen Regelungen oder aus verfestigten Standes-
auffassungen (wozu allenfalls Richtlinien oder die bis-
herige Standesjudikatur Bedeutung besitzen) ergeben,
die in einer dem Klarheitsgebot entsprechenden Be-
stimmtheit feststehen (Feil/Wennig, Anwaltsrecht7 § 1
DSt S 831 f; RIS-Justiz RS0055188).

Diesen Anforderungen genügt die gegenständliche
Verurteilung jedoch nicht. In der festgestellten Gestal-
tung des Briefpapiers durch die DB liegt weder ein
Verstoß gegen eine konkrete gesetzliche Regelung,
insb gegen eine Bestimmung der RAO, noch gegen
die RL-BA 1977 vor. Im angefochtenen Erkenntnis
wird auch nicht aufgezeigt, dass die festgestellte Vor-
gangsweise in Widerspruch zur bisherigen (Standes-)
Judikatur stünde. Die bloße Behauptung, eine Unter-
scheidung zwischen jenen am Briefpapier angeführten
RAen, die Gesellschafter sind, und jenen, auf die dies
nicht zutrifft, sei ersichtlich zu machen gewesen – ohne
im Übrigen anzuführen, welche konkreten nachteili-
gen Folgen sonst zu befürchten wären – reicht für eine
Verurteilung nicht aus.

In Österreich ist es allgemein üblich, in den einzel-
nen Kanzleien tätige Juristen ohne Hinweis auf ihr
Verhältnis zu den anderen genannten RAen oder einer
allfälligen Rechtsanwalts-GmbH am Briefpapier anzu-
führen. Es liegt daher weder eine Verletzung gesetzli-
cher Bestimmungen noch ein Verstoß gegen die ver-
festigte Standesauffassung vor. Es war daher mit Frei-
spruch vorzugehen.

Anmerkung:
In Bezug auf die Anführung von eingetragenen RAen auf
dem Kanzlei-Briefpapier entspricht die Entscheidung der
bestehenden Usance im Stand.

Zur Anführung von RAA („irreführendes Briefpapier“)
hat die OBDK judiziert:

Österreichisches Anwaltsblatt 2014/11692
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– RAA als „Konzipient“ in der Fußzeile, räumlich ge-
trennt von den RAen: standesrechtlich noch zulässige Infor-
mation (10 Bkd 5/95 AnwBl 1997, 144);

– RAA im Briefkopf, aber räumlich abgegrenzt von den
RAen: zulässig (14 Bkd 11/98 AnwBl 1999, 263);

– RAA im Briefkopf unter der Berufsbezeichnung
„RAA“, ohne räumliche Trennung: geeignet zur Irrefüh-
rung, daher unzulässig (6 Bkd 2/93 AnwBl 1999, 263).

Hahnkamper

Gebühren- und Steuerrecht

§ 11 UStG 1994 – VwGH lockert Formstrenge der Rechnung

Geringfügige Schreibfehler wie etwa ein Ziffernsturz bei Angabe der Hausnummer der Leistungsemp-
fängerin, die einer eindeutigen Rechnungszuordnung nicht im Wege stehen, sind kein Grund, von ei-
ner fehlenden Rechnungslegung iSd § 11 UStG und einem deswegen unzulässigen Vorsteuerabzug
auszugehen.

VwGH 27. 2. 2014, 2013/15/0287

Sachverhalt:

Die Bf ist ein Unternehmen mit Sitz in Frankreich, das
in den Jahren 2002 und 2003 steuerpflichtige Inlands-
umsätze ausgeführt hat, welche sie (gemeinsam mit
den Umsätzen für das Jahr 2004 in der Umsatzsteuer-
erklärung für 2004) im Jahr 2005 erklärt hat. Ebenso
hat die Bf Vorsteuern aus ihr in den Jahren 2002 und
2003 zugegangenen Rechnungen für in den Jahren
2002 und 2003 an sie erfolgte Lieferungen im Zuge
der Umsatzsteuerveranlagung für das Jahr 2004 abge-
zogen. Im Zuge einer Außenprüfung im Jahr 2009
wurden nach Wiederaufnahme des Verfahrens sowohl
die Umsätze als auch die Vorsteuern der Jahre 2002
und 2003 aus der USt-Veranlagung 2004 ausgeschie-
den (da nicht periodengerecht erklärt) und aufgrund
von Verjährung nicht für die Jahre 2002 und 2003 fest-
gesetzt. Der Umsatzsteuerbescheid für das Jahr 2004
erwuchs in Rechtskraft.

Für das Jahr 2009 wurde seitens der Bf eine Umsatz-
steuervoranmeldung für Dezember übermittelt und
Vorsteuer in der Höhe von E 142.215,99 geltend ge-
macht. Ergänzend wurde unter Vorlage der Rechnun-
gen dargelegt, dass diese Vorsteuer aus der Korrektur
von Rechnungen betreffend die Jahre 2002 und 2003
resultiere. Die Vorsteuer aus den ursprünglichen
Rechnungen sei zunächst versehentlich im Jahr 2004
geltend gemacht worden. Im Zuge der Prüfung der
Jahre 2004 bis 2008 seien diese Vorsteuern jedoch we-
der im Jahr 2004 noch in irgendeiner Periode zum Ab-
zug zugelassen worden. Nun sei festgestellt worden,
dass die Rechnungen seinerzeit auf eine falsch lautende
Adresse des Leistungsempfängers ausgestellt worden
seien, wobei die Hausnummer der Bf mit 27 statt rich-
tig mit 28 angegeben worden sei. Bei dieser Adresse

handle es sich weder um die Geschäftsanschrift laut
Firmenbuch, noch werde an dieser von der Bf tatsäch-
lich eine Geschäftstätigkeit ausgeübt. Die beiliegenden
korrigierten Rechnungen lauteten nunmehr auf die
richtige Anschrift.

Das FA setzte die Umsatzsteuer für 12/2009 (Fest-
setzungsbescheid v 10. 5. 2010) mit E 0,00 fest, die
Vorsteuer in der Höhe von E 142.215,99 wurde nicht
gewährt. Begründend wurde ausgeführt, dass, wie vom
Prüfer bereits mitgeteilt, die Vorsteuer der Jahre 2002
und 2003 verjährt und nicht korrigierbar sei. Die Vor-
steuer aus der „Korrektur 2009“ stehe daher nicht zu.

Spruch:
Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:
Im Beschwerdefall ist strittig, wann die Bf die Umsatz-
steuer aus den Rechnungen, welche über Lieferungen
der Jahre 2002 und 2003 erfolgten, als Vorsteuer ab-
ziehen konnte. Die bel Beh ging davon aus, dass – un-
geachtet einer falschen Angabe der Hausnummer der
Bf (Nr 27 statt Nr 28) auf den Rechnungen – bereits
ursprünglich Rechnungen iSd § 11 UStG 1994 vorla-
gen und sohin der Vorsteuerabzug aus diesen Rech-
nungen periodengerecht in den Veranlagungsjahren
2002 und 2003 hätte erfolgen müssen. Die Beschwerde
vertritt dagegen den Standpunkt, dass angesichts der
falschen Angabe der Hausnummer in den Veranla-
gungsjahren 2002 und 2003 keine Rechnungen iSd
§ 11 UStG 1994 vorlagen und der Vorsteuerabzug da-
her erst im Jahr 2009 geltend zu machen war, als die
Rechnungen für die Lieferungen in den Jahren 2002
und 2003 berichtigt und mit der richtigen Hausnum-
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mer neu ausgestellt wurden. Mit diesem Vorbringen
gelingt es der Bf jedoch nicht, eine Verletzung in ihren
Rechten durch den angef B aufzuzeigen.

Gem § 12 Abs 1 Z 1 UStG 1994 kann der Unter-
nehmer die von anderen Unternehmern in einer Rech-
nung (§ 11) an ihn gesondert ausgewiesene Steuer für
Lieferungen oder sonstige Leistungen, die im Inland
für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als
Vorsteuer abziehen. Voraussetzung dafür ist ua, dass
der Rechnung eindeutig die Unternehmer zu entneh-
men sind, die einander als Leistungsempfänger einer-
seits und als Leistungserbringer andererseits gegen-
übergestanden sind. § 11 Abs 1 Z 1 und Z 2 (idF vor
BGBl I 2012/112) UStG 1994 erfordern für die ein-
deutige Feststellung der beteiligten Unternehmer bei
Rechnungslegung nicht nur die Angabe des Namens,
sondern auch der Adresse. Wie der VwGH im hg
Erk v 1. 6. 2006, 2004/15/0069, ausgesprochen hat,
kann somit auch die Angabe „nur“ einer falschen Ad-
resse nicht als „kleiner“, dem Vorsteuerabzug nicht
hinderlicher Formalfehler angesehen werden. Sowohl
Name als auch Adresse sind notwendige Rechnungsan-
gaben iSd § 11 Abs 1 Z 1 UStG 1994. Allerdings ent-
hält § 11 Abs 3 UStG 1994 ausdrücklich Erleichterun-
gen bei deren Angabe und normiert, dass „jede
Bezeichnung ausreichend (ist), die eine eindeutige
Feststellung des Namens und der Anschrift des Unter-
nehmens sowie des Abnehmers der Lieferung oder des
Empfängers der sonstigen Leistung ermöglicht“. Ent-
scheidend ist die eindeutige Feststellbarkeit von Na-
men und Anschrift (vgl auch VwGH 11. 11. 2008,
2006/13/0013, zur Spezifizierung des Lieferungs-
und Leistungsgegenstandes).

Im Beschwerdefall hat weder eine Adresse gefehlt
noch war eine Adresse angegeben, die zur Unauffind-
barkeit des Unternehmens geführt hätte; es war bei
der Anschrift der Bf lediglich die Hausnummer um
eine Ziffer zu niedrig angegeben worden. Damit blieb
die Leistungsempfängerin aber eindeutig feststellbar.
Eine Verwechslungsgefahr bestand nicht, zumal an
der Anschrift mit der Hausnummer 27 – wie auch die
Beschwerde ausführt – kein gleich lautendes oder ähn-
liches Unternehmen festgestellt werden konnte. Die
Adressierung der Rechnungen hinderte im Übrigen
auch nicht deren Zustellung.

Der EuGH anerkennt in stRsp, dass das Recht auf
Vorsteuerabzug grundsätzlich nur ausgeübt werden
kann, wenn der Steuerpflichtige eine Rechnung besitzt
(vgl die Urteile des EuGH v 1. 3. 2012, C-280/10, Pol-
ski Trawertyn, sowie v 8. 5. 2013, C-271/12, Petroma
Transports SA ua). Angesichts dieser Rsp sind geringfü-
gige Schreibfehler wie etwa ein Ziffernsturz bei An-
gabe der Hausnummer der Leistungsempfängerin,
die einer eindeutigen Rechnungszuordnung nicht im
Wege stehen, kein Grund, von einer fehlenden Rech-
nungslegung iSd § 11 UStG und einem deswegen un-

zulässigen Vorsteuerabzug auszugehen. Im Beschwer-
defall kann der bel Beh vor diesem Hintergrund nicht
entgegengetreten werden, wenn sie davon ausgegan-
gen ist, dass ungeachtet der Angabe einer falschen
Hausnummer (27 statt richtig 28) auf den Rechnungen
eine eindeutige Rechnungszuordnung zum Unterneh-
men der Bf möglich gewesen ist und die in den Jahren
2002 und 2003 ausgestellten Rechnungen über er-
folgte Lieferungen daher die Bf (ausschließlich) in die-
sen Jahren zum Vorsteuerabzug berechtigt hätten.

Dass dies im Ergebnis für die Bf zu einem Unter-
bleiben des Vorsteuerabzuges führt, ist ihr selbst zuzu-
schreiben, weil sie nach eigenem Vorbringen infolge
von unternehmensinternen Abstimmungsproblemen
die erforderlichen Schritte zur steuerlichen Registrie-
rung in Österreich verspätet gesetzt hat und den Vor-
steuerabzug aus ihr in den Jahren 2002 und 2003 zuge-
gangenen Rechnungen für in den Jahren 2002 und
2003 an sie erfolgte Lieferungen erst im Zuge der Um-
satzsteuerveranlagung für das Jahr 2004 abgezogen
hat. Es ist nicht Aufgabe des Rechtsinstituts der Rech-
nungsberichtigung, eine Übertragung von Vorsteuer-
ansprüchen in spätere Perioden zur Nachholung eines
ursprünglich bereits zulässigen, aber versäumten Vor-
steuerabzuges zu ermöglichen.

Anmerkung:
1. Streitigkeiten über die Anerkennung von Rechnun-
gen als Grundlage für den Vorsteuerabzug gehören leider
zum Alltagsgeschäft der Berater nach Betriebsprüfun-
gen, wenn Prüfer bei ihren Kontrollen formmangelhafte
Rechnungen entdecken und deswegen im Nachhinein den
Vorsteuerabzug versagen. Dies führt regelmäßig zu wenig
Verständnis bei in ordnungsgemäßen Geschäftsbeziehungen
stehenden Abgabepflichtigen, die sich in der Folge um Rech-
nungsberichtigungen beim Vertragspartner bemühen müs-
sen, um den Vorsteuerabzug neuerlich geltend machen zu
können. Für den Vorsteuerabzug bedeutet dies im Allgemei-
nen nur eine Periodenverschiebung (vgl jedoch die von der
Finanzverwaltung eingeräumte, idR einmonatige Berichti-
gungsfrist für eine Beibehaltung des bisherigen Vorsteuer-
abzugs gem UStR Rz 1831).

2. Die Rsp hat diese Anknüpfung des Vorsteuerabzugs an
das Vorliegen einer ordnungsgemäßen Rechnung angesichts
des ausdrücklichen Rechnungserfordernisses in MwStSys-
RL und UStG bestätigt, wobei sich die Formstrenge des
Umsatzsteuerrechts wohl mit den hohen Betrugsrisken er-
klärt, die der Vorsteuerabzug in sich birgt und die rasche
und klare abgbeh Kontrollmöglichkeiten bedingen. So ent-
spricht es der stRsp des VwGH, dass ein Vorsteuerabzug
nach § 12 Abs 1 Z 1 UStG 1994 nur bei Vorliegen einer
ordnungsgemäßen Rechnung iSd § 11 UStG 1994, auf
deren Ausstellung auch ein zivilrechtlicher Anspruch
besteht (vgl § 11 iVm § 31 Abs 2 UStG 1994), in Betracht
kommt (vgl etwa VwGH 30. 3. 2006, 2003/15/0015;
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11. 11. 2008, 2006/13/0013; 28. 10. 2009, 2005/15/
0006; 24. 2. 2011, 2007/15/0004; 28. 9. 2011, 2006/
13/0064). Auch nach der Rsp des EuGH kann das Recht
auf Vorsteuerabzug nur dann ausgeübt werden, wenn der
Steuerpflichtige eine Rechnung besitzt, die die in Art 22
Abs 3 der Sechsten Richtlinie idF der RL 2001/115/EG
bzw in Art 226 der MwStRL 2006/112/EG normierten
Kriterien enthält (vgl etwa die Urteile des EuGH v
1. 4. 2004, C-90/02, Bockemühl, Rn 40; 15. 7. 2010,
C-368/09, Pannon Gep., Rn 39ff; 8. 5. 2013, C-271/
12, Petroma Transports SA, Rn 25). Freilich ist eine Viel-
zahl unterscheidbarer Fallkonstellationen denkbar, die
durchaus weitere Ausdifferenzierungen der Rsp bewir-
ken können (vgl Schinnerl, ÖStZ 2014, in Druck).

3. In diesem Sinne hat der VwGH mit dem vorliegen-
den Erk der Formstrenge der Rechnung bereits eine
klare Grenze gezogen und dazu in Erinnerung gerufen,

dass es ebenfalls bereits nach seiner bisherigen Rsp auf die
eindeutige Feststellbarkeit der notwendigen Rechnungs-
merkmale (aus der Rechnung heraus) ankommt, um von
einer ordnungsgemäßen Rechnung ausgehen zu können.
Geringfügige Schreibfehler in der Rechnung, die keine
Verwechslungsgefahr mit sich bringen, rechtfertigen da-
her nicht die Aberkennung des Vorsteuerabzugs. Diese
Klarstellung wird Unternehmer in allfälligen Auseinan-
dersetzungen mit der Betriebsprüfung vor überzogenen
Formalismen schützen. Im Beschwerdeverfahren hat
sie dem AbgPfl aber ausnahmsweise nicht genutzt, weil
hier untypischerweise der AbgPfl den Scheinwerfer auf ei-
nen Tippfehler in der Rechnung hielt, um eine vergessene
Geltendmachung eines Vorsteuerabzugs in einer viel späte-
ren Periode auf Basis einer berichtigten Rechnung nachho-
len zu können.

Franz Philipp Sutter
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I
Wer heute von Grundlagen spricht, setzt
sich fortwährend dem Verdacht aus, kein
Fachmann, kein Spezialist und kein Experte
zu sein: Nichts schlimmer als dies, nicht zu
jenen zu gehören, deren Expertise nicht

etwa aus sich selbst Bedeutung erlangt – nämlich durch
das Denken, das sie verbürgt –, sondern deshalb, weil sie
sich ausmünzen lässt, in Geld und geschäftlichen Vorteil.
Zudem verschleift die Expertise auch den Adressaten ihrer
Arbeit nicht. Wer rasch auf den Punkt kommt, der braucht
weniger Aufmerksamkeit. Freilich zeitigt dieser Horror vor
den Fundamenten allenthalben schon seine Folgen. Wo die
Sicht auf das Ganze, das Bedenken der Grund- und Aus-
gangslagen in den Hintergrund und schließlich ganz in
das Vergessen eintreten, dort ist es nicht weit zu einem
Punkt, an dem das Recht nur noch als der mechanische
und funktionalistische Betriebsstoff verstanden wird, der
unterschiedlichen Interessen zu dienen in der Lage ist, ohne
sich zu verbiegen und bald für dies und bald für das nicht
mehr zuständig ist.
II
Derlei ist eine Folge desWohlstandes, eine Folge der Ab-

wesenheit von Krieg, Not und Gefahr. Offensichtlich sind
die meisten Menschen – der Rezensent schließt sich hier
nicht aus – auf eine Weise angelegt, die dazu führt, dass
die Gefahr rasch in Vergessenheit gerät und dasWohlbefin-
den, vor allem das je eigene Wohlbefinden, sich in den Vor-
dergrund drängt. Was nun die Voreltern unserer heutigen
Rechtskultur in Kauf genommen haben, um dem Recht
zum Durchbruch zu verhelfen, wird nicht mehr gesehen.
Auch das Bedenken seiner Grundlagen scheint längst zu ei-
nem passatime verschlissen zu sein: zur Akkzidenz, zu einer
nur noch als Spiegelspiel gebrauchten Sache, zu einem Zeit-
vertreib. Nichts Schlimmeres als das kann demRecht wider-
fahren: dass der Ernst fehlt, es zu bedenken, und dass der
Antrieb fehlt, immer wieder auf seine Grundlagen zurück-
zukommen, um sich zu vergegenwärtigen, dass die Errun-
genschaften, für die es in der Übereinkunft der rechtsstaat-
lichen Tradition steht, keineswegs geschenkt sind und kei-
neswegs nicht immer auf’s Neue errungen werden müssen.

Das Bedenken der Grundlagen reicht in seinen Auswirkun-
gen bis in die kleinste und letzte Emanation des konkreten
Lebenssachverhalts; es füllt die Begriffe mit wirklichem Le-
ben und ist eine Richtschnur auch des eigenen Verhaltens
zu den Menschen und zu den Dingen.
III
Der Rechtsstaat, die rule of law, fußt in und auf der zwin-

genden Überzeugung der gleichen Würde aller Menschen,
der Unantastbarkeit der Person, des Schutzes der Grundgü-
ter eines jeden Menschen, der Durchsetzbarkeit des Rechts,
auf der Figur des gerechten Richters, der mehr Schlichter
ist, als er verurteilt. Er fußt auf der Idee des Gesetzes als
der für alle verbindlichen Grundlage des Zusammenlebens
und auf der Einsicht, dass die basalen Verwerfungen des
20. Jahrhunderts – Weltkriege, Shoa und Stalinismus, um
die wesentlichen herauszunehmen – unvergessbare Mahn-
zeichen sind, wohin und wozu Menschen andere Menschen
(ver-)führen können. Dieser Rechtsstaat, wie er sich in den
zentralen Dokumenten der Menschenrechte als verbindli-
chen Rechtsquellen manifestiert, ist sperrig, nüchtern,
kennt kein Schulter- und kein Schenkelklopfen, kennt zu-
gleich aber bei aller Mühseligkeit kein Zurückschrecken
im Einsatz für ihn.
IV
Oft und oft gewinnt man den Eindruck, dass der mate-

riale Rechtsstaat in dem Sinne der Formel von Radbruch
und die eben geschilderte geschichtliche Erfahrung so weit
in denHintergrund treten – oder schon getreten sind –, dass
vorwiegend so genannte ökonomische Forderungen, auch
im Umgang mit der Rechtspflege, die zur Entschlackung,
Beschleunigung, Vereinfachung und dergleichen führen,
die Oberhand gewinnen, weil das kostbare Gut des Rechts-
staates als der Klammer aller Demokratie nicht mehr er-
kannt wird. Wenn man bedenkt, dass der Gesetzgeber des
Jahres 1850 bereits erkannt hat, dass es sinnvoll und nötig
sei, dass der Ankläger sich jeder Ermittlung enthalte, und
betrachtet, was heute Stand der Gesetzgebung ist, dann
hat man ein, wenngleich besonders ärgerliches, Beispiel
vor sich.
V
Immer und immer wieder tut es daher Not, sich mit Per-

sonen zu befassen, die durch ihr Leben und ihr Beispiel ei-
nen bewussten Gegenentwurf zu dem (auf-)geboten haben,
was hier nur grob gezeichnet werden konnte. Nun zeigt das
Frankfurter Jüdische Museum eine Ausstellung über den
hessischen Generalstaatsanwalt Fritz Bauer (1903–1968),
zu der auch im Campus Verlag ein instruktiver, übersichtli-
cher, reich ausgestatteter Katalog erschienen ist, der hier
angezeigt werden soll.

In geordneten, früher hätte man gesagt „bürgerlichen“
Verhältnissen anfangs des 20. Jahrhunderts in Stuttgart ge-
boren – wer würde hier nicht auch an Walter Benjamins
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„Kindheit und Jugend um Neunzehnhundert“ denken –,
legt Bauer ein glänzendes Abitur ab und wird, mit weit unter
dreißig Jahren, Amtsrichter; der einzige, der zugleich zur
SPD gehört. 1933 wird er sofort seines Amtes entsetzt, un-
ter den Augen seiner Kollegen aus dem Amtsgebäude direkt
in die SA“Haft“ geführt und kommt nur mit Mühe frei.
Über Dänemark und Schweden führt ihn die Emigration,
aus der er – gegen Widerstände – nach der BRD zurück-
kommt. Zuerst Staatsanwalt in Braunschweig wird er so-
dann hessischer Generalstaatsanwalt.
VI
Sein Wirken bleibt dauerhaft mit einigen Schlagworten

verbunden: In dem von ihm gegen großen Widerstand
durchgesetzten Verfahren gegen den ehemaligen General
Otto Ernst Remer, der die Opfer des 20. 7. 1944 als Verrä-
ter verhöhnt hatte, setzt Bauer durch, dass, zum ersten Mal,
ein deutsches Gericht explizit die Grenzen des Eides dar-
stellt. Weil das so genannte Dritte Reich kein Rechtsstaat,
sondern ein Unrechtsstaat war, kann eine wirksame Bindung
an den Eid nicht bestanden haben. Dass ein deutsches Ge-
richt in den Fünfzigerjahren zu einer solchen Feststellung

gelangte, muss als ein Durchbruch in einer Zeit des Still-
standes gewertet werden, in der viele Ehemalige längst rein-
tegriert waren.

Mit dem Frankfurter Auschwitzprozess, der anfangs der
Sechzigerjahre begonnen hat und der auf Bauers Initiative
und stetiges Bemühen allein zurückgeht, wurde zum ersten
Mal der ganze Umfang der Barbarei der NS-Zeit vor einem
deutschen Gericht ausgesprochen und vor der deutschen
Gesellschaft in einem sehr tiefen Sinne zur Sprache gebracht,
bis an die Grenze des noch Sagbaren gebracht. Gerade dieses
Verfahren hatte eine wesentliche Bedeutung als eine Weg-
marke in der Abkehr vom Verschweigen, das, bis dahin,
gleichsam wie in einer stillen Übereinkunft, die Gesellschaft
der Nachkriegs-BRD geprägt hatte.

Schließlich ist es überwiegend Bauers Einsatz und
Schweigen zu danken, dass Adolf Eichmann gefangen und
vor Gericht gestellt werden konnte.

Alle diese äußeren Wegmarken und Marksteine seines
Tuns aber waren durchdrungen von einem zutiefst huma-
nen und humanistischen Weltbild, das, ausgerichtet an
dem einfachen, aber ungleich schwerer zu lebenden Grund-
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satz orientiert war: Was Du nichts willst, was man Dir tu, das
füge auch keinem anderen Menschen zu.

Als Fritz Bauer als Kind seine Mutter nach Gott fragte,
antwortete diese ihm, sie wisse nicht, ob es einen Gott gebe,
aber sie könne ihm diesen Satz mitgeben.
VII
Der Rechtsstaat und dieWürde eines jeden Menschen als

Güter, die jeden Tag neu errungen werden müssen und um
die man sich jeden Tag neu bemühen müsse, standen im
Zentrum der rechtspolitischen Tätigkeit Bauers im Bereich
des Strafrechts, der Strafverfahrensgesetzgebung und des
Strafvollzuges.

Diese Würde war nicht der Inhalt von Sonntagsreden,
sondern das tägliche, widerständige Bemühen, in dem Bauer
gänzlich aufging. Außenseiter, ganz in dem Sinne der gro-
ßen Studie des JuristenHans Mayer, der als Literaturwissen-
schafter und Essayist berühmt geworden ist, war Bauer als
Jude, als Remigrant, als Homosexueller und als Linker, zu-
dem als ein brillanter Kopf, sein Leben lang. Fünfmal stig-
matisiert in einer Gesellschaft, die sich unendlich viel auf ihr
Wirtschaftswunder zugutehielt und die geistige Entwick-
lung dem geheimen Raunen eines Denkers aus Todtnau-
berg überließ.

Der Satz nämlich, wonach nur ein Gott uns noch retten
könne, den Martin Heidegger in das von andächtigen Redak-
teuren des Spiegel gehaltene Mikrophon raunte, wurde zu
derselben Zeit gesprochen, zu der Fritz Bauer an Erschöp-
fung, Entkräftung und Verzehrung für das ganz konkrete
Recht einsam in seiner Frankfurter Wohnung gestorben
ist, wohl in der Nacht vom 29. auf den 30. 6. 1968, ehe eine
andere Lawine losbrach, die – ganz direkt – mit dem Rück-
stau durch Verschweigen zu tun hatte, den Bauer immer be-
kämpft hat. Fritz Bauer wartete nicht auf den letzten Gott,
sondern handelte aus der nüchternen und doch so schmerz-
haft selbst erfahrenen Einsicht, dass nur der Mensch des
Hier und Heute in der Lage sein kann, sich dem täglichen
Kampf um das Recht zu stellen; alles andere ist Warten
auf Godot. Es nimmt nicht Wunder, dass auch dies Werk
um jene Zeit seine großen Erfolge hatte.

In diesem Sinne sind die beiden angezeigten Werke je-
dem, vor allem aber einem jeden und einer jeden jungen
Juristen und Juristen ebenso dringend wie direkt an das
Herz zu legen.
VIII
Der angezeigte, im Campus Verlag erschienene Katalog

führt mit guten und vor allem sehr gut gemischten und zu-
sammengestellten Beiträgen, die Erinnerung, Chronik und
Würdigung miteinander verbinden, durch das Leben
Bauers. Er verbindet gute Texte mit Dokumenten, Bildern
und anderen Zeugnissen und verschweigt dabei zugleich
nicht jene Seiten in Bauers Leben, die seine Rolle als Außen-
seiter besonders akzentuieren. Die Verweise auf die Litera-
tur, die mittlerweile umfangreich geworden ist, und auf wei-
terführende Arbeiten sind nützlich und übersichtlich.

Michael E. Sallinger

" Verbraucherrecht. Von Hanns D. Hügel/Christian Macho/Barbara
Pogacar/Bernhard Schatz. WEKA-Verlag, Stand Februar 2014,
LoBla und CD, E 198,– zzgl 10% MwSt.
GmbH-Beratung in der Praxis. Von Andrea Futterknecht/Angela
Perschl/Gerda Schönsgibl. WEKA-Verlag, Stand November 2013,
LoBla und CD, E 198,– zzgl 10% MwSt.
Unterhaltsrecht. Von Alexandra Cervinka/Susanna Perl. WEKA-
Verlag, Stand Oktober 2013, LoBla und CD, E 198,– zzgl 10%
MwSt.

Im WEKA-Verlag sind in der Kategorie
Praxiswissen drei Loseblattsammlungen
erschienen, welche sich, wie der Katego-
riename schon sagt, an die Praxis wenden
und von Praktikern für Praktiker ge-
schrieben worden sind. Jedem Band liegt
eine CD-ROM bei, welche den gesamten
Inhalt digital zugänglich macht, was ins-
besondere den Vorteil der Volltextsuche
mit sich bringt, da das Zurechtfinden in-
nerhalb eines Bandes oftmals eher kom-
pliziert ist.

Der Band über das Verbraucherrecht,
herausgegeben und bearbeitet von
MMag. Pogacar, gliedert sich in die Berei-
che Konsumentenschutzgesetz, Bauen
und Wohnen, Pauschalreisen und Heim-
vertragsrecht. Diese Bereiche haben mehr
oder weniger zahlreiche Unterkategorien,
wodurch das Verbraucherrecht nicht sys-
tematisch behandelt wird, sondern der
Anwender eher seine Frage in eine dieser
Unterkapitel einordnen muss und dann

dort zusammengefasst und mit Verweisen auf andere Mate-
rien die Antwort finden soll. Das hat den Vorteil, dass man
diverse Bestimmungen und Grundlagen eines Themas
übersichtlich in einem Kapitel findet, die Kehrseite ist je-
doch, dass die gegebene Information nicht umfangreich
ist. Aufgrund zahlreicher Verweise findet man aber gut wei-
terführende Literatur.

Die vorliegende Auflage entstand Februar 2014 und bein-
haltet daher klarerweise noch nicht die Neuregelungen des
Fernabsatzes im neuen Fern- und Auswärtsgeschäftegesetz
(FAGG). Im Kapitel über „Pauschalreisen“ ist die Frankfur-
ter Tabelle abgedruckt und die Bestimmungen des KSchG
über die Pauschalreise (Reiseveranstaltungsvertrag §§ 33bff
KSchG) übersichtlich bearbeitet.

Die auf der Titelseite versprochenen Checklisten und
Muster beschränken sich auf die in der Verbraucherrechte-
richtlinie abgedruckte Widerrufsbelehrung und das ebenso
dort abgedruckteMusterwiderrufsformular sowie im letzten
Kapitel über das „Heimvertragsrecht“ auf den Musterheim-
vertrag des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Ge-
nerationen und Verbraucherschutz. Checklisten sind offen-
sichtlich nicht enthalten. Die vorhandenen drei Muster sind
nicht gesondert in einem eigenen Kapitel enthalten, son-
dern sind beim jeweiligen Thema eingeordnet.
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Der Band „GmbH-Beratung in der Praxis“ vonMag. Fut-
terknecht, Mag. Schönsgibl und DDr. Perschl ist in zwölf Re-
gister unterteilt, welche sozusagen das Leben der GmbH
von der Errichtung inkl Vorgründungsstadium bis zur Li-
quidation beschreiben und auch den Geschäftsführer, den
Gesellschafter, die Generalversammlung, den Aufsichtsrat
und Beirat, das Stammkapital und die Stammeinlage, den
Geschäftsanteil, das Steuerrecht in Grundzügen, die Sozial-
versicherung und das Arbeitsrecht, den laufenden Betrieb
und den Unternehmenskauf beinhalten. Mithilfe des In-
halts- und Stichwortverzeichnisses bzw der Volltextsuche
der mitgelieferten CD-ROM findet man sich schnell zu-
recht und kann alltägliche Fragen des GmbH- Rechts lösen.
Insbesondere die Ausführungen über den Geschäftsführer
der GmbH sind äußerst umfangreich und behandeln über-
sichtlich und detailliert die Haftungsfragen des Geschäfts-
führers auch mit verschiedenen Aspekten der Haftung bei
Insolvenz, bei Wettbewerbsverstößen oder strafrechtlichen
Auswirkungen. Andere Kapitel sind nicht derart umfang-
reich gehalten, so zB das Kapitel „Sozialversicherung und
Arbeitsrecht“, welches sich im Großen und Ganzen auf Fra-
gen der Versicherungspflicht eines Geschäftsführers, Ge-
sellschaftergeschäftsführers oder bloßen Gesellschafters be-
schränkt.

Die im letzten Kapitel enthaltenen zahlreichen Muster
sind dank der mitgelieferten CD-ROM digital verwertbar.

Der von Mag. Cerwinka und Mag. Perl herausgegebene
und bearbeitete Band „Unterhaltsrecht“ ist in der Form auf-
gebaut, dass die Inhalte alphabetisch gereiht sind. Hat man
daher eine Frage zum Auslandswohnsitz des Unterhalts-
pflichtigen, zum Naturalunterhalt oder zur Privatstiftung,
wird man unter dem jeweiligen Schlagwort fündig. Kann
man seine Frage nicht unter einen der alphabetisch sortier-
ten Beiträge einordnen bzw die gewählte Bezeichnung erah-
nen, kann man sich mit dem Inhaltsverzeichnis oder der
Volltextsuche der mitgelieferten CD-ROM helfen. Die ein-
zelnen Beiträge beinhalten dann überwiegend und gut
strukturiert Judikaturbeispiele und Rechtssätze. Ebenso
werden die gesetzlichen Grundlagen am Anfang des einzel-
nen Beitrags genannt.

Insgesamt enthalten alle Bände für die Praxis tatsächlich
hilfreiche Beiträge, die mehr oder weniger in die Tiefe ge-
hen. Über die Art des Aufbaus, insbesondere die alphabeti-
sche Einteilung, kann man geteilter Meinung sein, letztend-
lich findet man sich dank der Volltextsuche an Hand der
mitgelieferten CD-ROM aber zurecht.

Jakob Hütthaler-Brandauer

" Handbuch Aktiengesellschaft – Grundriss und Beispiele. Von
Rupert Brix. Facultas WUV Verlag, Wien 2014, 712 Seiten, geb,
E 129,–.

Der Autor Dr. Brix, öffentlicher Notar in
Wien, hat mit seinem Werk dankenswerter-
weise eine Lücke der wirtschaftsrechtlichen
Literatur geschlossen. Dieses Handbuch
über die Aktiengesellschaft gliedert sich in
einen allgemeinen Teil (21–278) sowie in
Beispiele (281–691). Abgeschlossen wird
das Buch durch ein Abkürzungs- und ein
sehr gutes Stichwortverzeichnis.

Der allgemeine Teil zeichnet sich durch eine sehr praxis-
gerecht geschriebene Darstellung des Aktienrechts aus. Als
Beispiel sei angeführt, dass beim Punkt „bedingte Kapitaler-
höhungen“ übersichtlich die Erfordernisse des Hauptver-
sammlungsbeschlusses (Rn 12/19 – 12/24) dargestellt wer-
den. Zur Erleichterung und zur Vertiefung der rechtlichen
Fragen zitiert der Autor auch die führenden deutschen und
österreichischen Kommentare, sodass auch für den Prakti-
ker eine Vertiefung in das betreffende Rechtsproblem er-
möglicht wird.

Die Beispiele gehen von der Gründung bis zur Liquida-
tion, beinhalten die Dokumente, welche man zur Gründung
einer Aktiengesellschaft benötigt, bis hin zu den Urkunden
bei Hauptversammlungsbeschlüssen, Bestellungen des Auf-
sichtsrates, Bestellungen des Vorstandes und den dazugehö-
rigen Firmenbucheingaben.

Für einen Praktiker, der eine AG berät oder eine solche
gründet, ist dies ein unverzichtbarer Bestandteil seiner Arbeit.

Wolf-Georg Schärf

" Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit. Jahrbuch
2013. Von Peter Lewisch (Hrsg). NWV Neuer Wissenschaftlicher
Verlag, Wien-Graz 2013, 350 Seiten, br, E 48,–.

Das im dritten Jahr in Folge erschienene
Jahrbuch Wirtschaftsstrafrecht und Organ-
verantwortlichkeit knüpft nahtlos an die ge-
lungene Mischung der Jahrbücher 2011 und
2012 an. In 20 Beiträgen werden aktuelle
Entwicklungen nachgezeichnet und durch
vertiefte Analysen Vorschläge für die Bewäl-
tigung komplizierter Fragen des strafrechtli-
chen Alltags angeboten.

Dem nach wie vor höchst aktuellen Thema der Untreue
widmet sich Ernst Eugen Fabrizy mit einer kurzen Übersicht
über an den OGH in jüngerer Zeit herangetragene Fälle der
Untreue in Unternehmen, Christian Pelz schildert die Rsp
zu Untreue und Betrug in Deutschland, und Helmut Fuchs
widmet sich teils durchaus kritisch speziellen Problemen
von Untreue und Korruption wie bspw dem Begriff der
Pflichtwidrigkeit. Korruptionsrechtliche Fragen im weite-
ren Sinne sind das gemeinsame Thema der Beiträge von
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Eva Marek über Judikaturtendenzen zum Amtsmissbrauch
und zur Amtsträgerbestechung, und Peter Lewisch über die
wechselseitigen Beziehungen von Korruptionsstrafrecht
und Compliance. Das durch prominente Berichterstattung
in den Medien aktuelle Thema des Doping- und Wettbe-
trugs untersucht Alexander Tipold mit dem Ergebnis, dass
dem Betrug bei Doping nur wenig Anwendungsbereich zu-
komme, außer es geht um die Erschleichung von Gewinn-
prämien; sehr wohl komme dem Betrug jedoch beiWettma-
nipulationen eine Rolle zu. Hingegen sei die Sauberkeit des
Sports für die Frage der Betrugshaftung nicht relevant. Mit
dem zunehmenden Einfluss des EU-Rechts auf das natio-
nale Strafrecht als Folge des Inkrafttretens der EU-Grund-
rechtecharta befasst sich Fritz Zeder anhand der Entschei-
dungen Bonda und Åkerberg Fransson. Im Anwendungsbe-
reich des EU-Rechts kann die Grundrechtecharta dazu füh-
ren, dass widersprechendes nationales Recht im konkreten
Fall vom Gericht nicht anzuwenden ist, wie bspw in einem
Rechtspanorama-Beitrag von Liane Hirschbrich im Novem-
ber 2013 zutreffend dargelegt wurde.

Vier Beiträge widmen sich finanzstrafrechtlichen The-
men. Kurt Kirchbacher und Rudolf Lässig befassen sich in ei-
nem allerdings bereits in der ÖJZ erschienenen Beitrag mit
der Urteilsfindung und Urteilsanfechtung in Finanzstrafsa-
chen, Martin Stricker beschäftigt sich mit der Frage des
strafbaren Unterlassens im Finanzstrafgesetz und verneint
die Anwendbarkeit des § 2 StGB im Finanzstrafrecht. Um-
satzsteuerkarusselle und deren Erfassung als Abgabenbe-
trugstatbestand analysiert Sabrina Tomisser, und finanzstraf-
rechtliche Aspekte der Steuerabkommen Österreichs mit
der Schweiz undmit Liechtenstein sindGegenstand der Ab-
handlung von Alexander Lang und Patrick Decke.

Einen Schwerpunkt dieses Jahrbuchs bilden Beiträge zum
Verfahrensrecht im weitesten Sinne. Günther Rebisant ana-
lysiert die Sicherstellung von Beweisgegenständen im Er-
mittlungsverfahren. Michael Rohregger kommt in seinem
Beitrag über Kontenöffnung beim beschuldigten Kreditin-
stitut zum Ergebnis, dass Kontoöffnungsanordnungen nicht
gegen das Verbot des Zwangs zur Selbstbelastung verstoßen
dürfen und jedem Kreditinstitut neben der Beschwerde ge-
gen die Bewilligung der Anordnung auch die Möglichkeit
eines Widerspruchs gem § 112 StPO iVm § 116 Abs 6
StPO zur Verfügung stehen muss. Ein sehr informativer
Beitrag von Stefan Wenaweser schildert das liechtensteini-
sche Recht zur internationalen Strafrechtshilfe in Wirt-
schaftsstrafsachen im Spannungsfeld zwischen Beschleuni-
gungsgebot und Rechtsschutz, wobei zutreffend auf das
oft beträchtliche Spannungsverhältnis zwischen Unschulds-
vermutung und umfangreicher medialer Berichterstattung
bei großen Wirtschafsstrafsachen verwiesen wird. Das
Whistleblower-System derWKStA einschließlich einer frü-
hen ersten Bilanz nach sechsWochen ab Inbetriebnahme ist
Gegenstand des Beitrags von Friedrich A. Koenig, und die
computerforensische Untersuchung einschließlich ausge-
wählter Untersuchungspraktiken wird von Karin Mair/Sha-
hanaz Müller/Hubert Wolfschwenger geschildert. In ihrem

Beitrag über strafrechtliche Grundsatzfragen sog interner
Untersuchungen befürwortet Ingeborg Zerbes die Anwen-
dung des Konzepts der Beweisverwerwertungsverbote auch
für solche Untersuchungen. Ergänzt wird dies durch den
Beitrag von Hans Kristoferitsch, der interne Untersuchungen
als rechtliche Querschnittsmaterie des Arbeits-, Daten-
schutz- und Strafrechts beleuchtet.

Eine zivilrechtliche Abrundung erfährt das Werk durch
zwei Beiträge. Susanne Kalss analysiert die neuen „Fit and
Proper“-Voraussetzungen für Vorstand, Aufsichtsrat und
Mitarbeiter mit Schlüsselfunktionen im Banken- und Versi-
cherungsbereich, wobei sie nicht nur darauf hinweist, dass
das europäische System des Bank- und Versicherungsauf-
sichtsrechts auf ein einstufiges Verwaltungssystem ausge-
richtet ist und daher mit dem zweistufigen System des öster-
reichischen Aktienrechts (Vorstand – Aufsichtsrat) nicht zu-
sammen passt, sondern auch eine deutliche Anhebung der
Sorgfaltsanforderungen und Verschärfung der Sanktionen
konstatiert wird. Allen Vorständen und Aufsichtsräten zu
denken geben muss dann der Beitrag von Irene Welser und
Michaela Siegwart über D&O-Versicherungen und ihre
Warnung, eine D&O-Versicherung als „Allheilmittel“ zu
sehen, da oft erst im Anlassfall die Anwendung von Aus-
schlussklauseln erkannt wird, denen bei Abschluss der Ver-
sicherung keine besondere Bedeutung beigemessen wurde.

Das Jahrbuch Wirtschaftsstrafrecht und Organverant-
wortlichkeit 2013 sorgt wiederum für eine spannende Lek-
türe, indem sowohl aktuelle Judikaturentwicklungen kurz
und übersichtlich dargestellt wie auch aktuelle und praxisre-
levante Themen vertieft aufgearbeitet werden. Dem in
Wirtschaftsstrafsachen wie auch in der Beratung von Ge-
sellschaftsorganen tätigen Rechtsanwalt kann dieses Werk
vorbehaltlos empfohlen werden.

Markus Heidinger

" Arbeitskräfteüberlassung. Von Theodor Tomandl. Leitfaden,
2. Auflage, Verlag Manz, Wien 2014, Leitfaden, XII, 186 Seiten,
br, E 42,–.

Der Verfasser dieses Werkes ist eine ausge-
wiesene Kapazität im Bereich des Arbeits-
und Sozialrechts. Dr. Theodor Tomandl, em.
o. Univ.-Prof. für Arbeits- und Sozialrecht
an der Universität Wien, trägt mit diesem
Leitfaden, bereits in der zweiten Auflage er-
schienen, jedenfalls zum besseren und leich-
teren Verständnis auf dem Gebiet der Ar-
beitskräfteüberlassung – einer sicherlich de-

likaten Materie im Bereich des Arbeitsrechtes – bei.
Dieser als Leitfaden konzipierte Wegweiser richtet sich

sowohl an Laien, welche sich einen Überblick über die Ma-
terie verschaffen wollen, als auch an diejenigen, die in ihrem
täglichen Geschäft anspruchsvolle rechtliche Aufgabenstel-
lungen zu bearbeiten haben und dazu Informationen und
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Hinweise über den Stand der aktuellen Rsp und Literatur
benötigen.

Inhaltlich gliedert sich das Buch in vier Teile, schematisch
folgt es dem Aufbau des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes.

Der ersteTeil befasst sichmit den grundlegendenBegriffen
der Arbeitskräfteüberlassung, diese werden erläutert und von-
einander abgegrenzt.Vor allemauch die einzelnenmit derAr-
beitskräfteüberlassung verbundenen Rechtsverhältnisse und
verschiedenen Ausformungen werden dargestellt und auch
wesentliche Begleitfragen besprochen. Teil zwei und drei be-
handeln die für die privilegierte und reglementierte Arbeits-
kräfteüberlassung anzuwendenden Rechtsvorschriften; die
Administrativ- und Strafbestimmungen bilden den vierten
Teil. Um dem Bearbeiter eine einwandfreie Handhabung zu
gewährleisten, sind im hinteren Teil des Buches das AÜG
und die Leiharbeitsrichtlinie abgebildet.

Hervorzuheben ist, dass dieses Werk nicht bloß die Ar-
beitskräfteüberlassung isoliert betrachtet, sondern insb auch
die damit in Zusammenhang stehenden Begleitfragen – wie
die unionsrechtliche Einordung oder auch die mit Arbeits-
prozessen in Zusammenhang stehenden sozialrechtlichen
Folgen – abhandelt. Somit werden die Arbeitskräfteüberlas-
sung und ihre Einbettung in die gesamte Rechtsordnung so-
wie die damit korrespondierenden Rechtsbeziehungen ver-
anschaulicht.

Dieses gut verständliche Werk bietet jedem sich mit dieser
Materie Beschäftigenden ein hervorragendes Hilfsmittel.

Georg Schönberger

" AGB-Recht. Von Manfred Wolf/Walter F. Lindacher/Thomas Pfeif-
fer (Hrsg). Kommentar, 6. Auflage, Verlag C.H. Beck, München
2013, XXXI, 2.560 Seiten, geb, E 205,–.

Ein in Österreich tätiger Rechtsberater ist
nahezu tagtäglich mit dem Recht der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (AGB) be-
fasst; sei es im Rahmen der Vertragsgestal-
tung, bei der Prüfung oder Abwehr von An-
sprüchen oder beim Vorbereiten und
Durchführen von Prozessen. Dabei stellen
sich die üblichen Fragen der Geltungs- und
Inhaltskontrolle und der Konsumenten-

schutzkonformität. Überlagert wird dies durch die EU-RL
93/13 über missbräuchliche Klauseln und die dazu ergan-
gene, teils strenge EuGH-Judikatur (etwa zum amtswegigen
Aufgreifen durch Gerichte; s Pfeiffer, 2418 mwN zur
EuGH-Rsp). In Österreich fehlt eine umfassende systemati-
sche Darstellung des AGB-Rechts; der Praktiker ist auf die –
inhaltsreiche, aber doch schon 14 Jahre alte – Kommentie-
rung von Krejci im Rummel-Kommentar oder auf andere
gängige Erläuterungen der §§ 864a, 879 ABGB und § 6
KSchG verwiesen.

In Deutschland ist das AGB-Recht eine eigene Wissen-
schaft, wie das hier zu rezensierende Werk beweist. Auf

über 2.500 Seiten kommentiert das aus Wissenschaft und
Praxis stammende Autorenteam zunächst die AGB im inter-
nationalen Geschäftsverkehr (S 55–91); daran anschließend
folgt die tiefgründige Darstellung der §§ 305–310 BGB zu
Einbeziehungs- und Geltungsvoraussetzungen (S 91–947).

Für den Praktiker besonders wertvoll ist aber das daran
anschließende „ABC der Klauseln und Vertragstypen“ auf
über 1.000 Seiten (S 1041–2207). Die Autoren zeichnen
dort ein umfassendes Bild (ca 120 [!] Verträge) über zuläs-
sige und unzulässige Klauseln; reichend vom Abonnement-
vertrag über Fitnessstudioverträge und Möbelkäufe bis
Zulieferverträge.

Auch wenn das deutsche AGB-Recht und insb die Rsp
nach Ansicht des Rezensenten weitaus strenger sind als
das österr Recht (vgl etwa zum unzulässigen Gewährleis-
tungsausschluss bei Werkverträgen zwischen Unterneh-
mernDammann Rz 74ff zu § 309 Nr 8 lit b aa oder zum un-
zulässigen Ausschluss der Rügeobliegenheit bei AGB des
Käufers dersRz 80ff zu § 309Nr 8 lit b ff), ist dasWerk eine
wahre Fundgrube. Die österr Praxis tut freilich gut daran,
das „Grundrecht im Zivilrecht“ – die Vertragsfreiheit – zu
stärken und nicht zu viele „Ideen“ aus Deutschland zu über-
nehmen. Gleichwohl lohnt sich die Anschaffung allemal.

Alexander Wittwer

" Kommentar zum Außerstreitgesetz. Von Edwin Gitschthaler/
Johann Höllwerth (Hrsg). Verlag Manz, Wien 2013, XXXII, 2.186
Seiten, geb, E 378,–.

Es ist einfach beeindruckend! Die Heraus-
geber haben die Leistungen von 18 Autoren
in diesem umfangreichen Werk versammelt.
Dieser erste Großkommentar zum AußStrG
2003 erschien zum 10-Jahresjubiläum, und
im Vorwort erörtern die Herausgeber hu-
morvoll, dass sich vor allem in der Endphase
der Gesetzgeber redlich bemüht hat, das Er-
scheinen des Kommentars zu verzögern

durch das KindNam-RÄG 2013, das B-KJHG (Bundes-
Kinder- und Jugendhilfegesetz) 2013, das PStG (Personen-
standsgesetz) 2013 und das ErwSchG (Erwachsenenschutz-
Gesetz). Die Rezensentin gesteht, von letzterem noch nicht
gehört zu haben, es findet seinen Niederschlag in den
§§ 131a–g AußStrG. All diese im Jahr 2013 erschienenen
Gesetze wurden noch berücksichtigt, der Kommentar be-
findet sich auf dem Stand 1. 11. 2013.

Er verfügt: Über ein ausführliches Inhaltsverzeichnis,
beinhaltend die Bestimmungen der JN von der Gerichtsbar-
keit in Geschäften außer Streitsachen und das AußStrG, sys-
tematisch nach Hauptstücken, Abschnitten und einzelnen
Paragrafen mit jeweils – soweit existent – Pragrafenüber-
schrift abgedruckt auf immerhin neun Seiten. Angenehm
übersichtlich!Weiters findet sich ein Literatur- und ein Ab-
kürzungsverzeichnis. Am Ende des dicken Bandes aus sehr
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feinem Papier gibt ein detailliertes Stichwortverzeichnis auf
62 Seiten wirklich alles her, was das nachschlagende Herz
begehrt.

Nach fettgedrucktem Abdruck der einzelnen Gesetzesbe-
stimmung gibt eine Übersicht den Inhalt der Kommentie-
rung jeweils zu Randzahlen wieder. Es werden für das bes-
sere Verständnis auch realitätsnahe Beispiele angeführt. Zu
§ 44, vorläufige Zuerkennung von Verbindlichkeit oder
Vollstreckbarkeit, wird das Beispiel gebracht, dass die Erle-
digung eines Antrages auf Einräumung eines Weihnachts-
kontaktrechts zu spät käme, wenn sie erst Monate nach
Weihnachten rechtswirksam würde.

Es erstaunt, mit welcher Detailliebe bei dennoch vorhan-
dener Lesbarkeit kommentiert wird, so bspw zur Neue-
rungserlaubnis und deren beschränkter Reichweite (§ 49
AußStrG) im Rechtsmittelverfahren. Das Thema wird beim
Abänderungsantrag (§ 73 AußStrG) wieder aufgegriffen,

zur Abgrenzung von Rekurs- und Abänderungsverfahren
werden die verschiedenen Lehrmeinungen wiedergegeben
und es folgt die eigene Stellungnahme des Autors. Schon
im Vorwort wurde der Wunsch geäußert, dass das kritische
Hinterfragen des aktuellen Meinungsstandes, welcher wie-
dergegeben wird, auch künftig die Rsp befruchten möge.

Mit Erstaunen fiel der Rezensentin auf, dass die Ehelich-
keitslegitimation durch den Bundespräsidenten (§ 92
AußStrG) noch existiert; hier ist der Kommentar auch rela-
tiv kurz, bis zum 1. 1. 2016 werden sämtliche Unterschiede
zwischen ehelichen und unehelichen Kindern im österr
Recht beseitigt sein und die Bestimmung tritt auch mit
1. 1. 2016 (gem § 207 i Abs 2) außer Kraft.

Mit Fußnoten wird umfangreich Judikatur wiedergege-
ben.

Dieser Kommentar gehört wohl in jede Anwaltskanzlei.
Ruth Hütthaler-Brandauer
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Indexzahlen 2014: August September
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 109,5 110,2*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107,7 107,9*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119,9 120,7*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 132,6 133,5*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 139,5 140,4*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 182,4 183,6*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 283,6 285,4*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 497,7 500,9*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 634,1 638,2*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 636,2 640,3*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5571,9 5607,5*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4732,6 4762,8*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119,3 119,6*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 131,4 131,6*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 135,3 135,5*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 141,1 141,3*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 187,8 188,2*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 312,8 313,3*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3050,9 3056,6*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55, Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

RA Mag. Andreas Koo, 1010 Wien, Lugeck 7/14,
übernimmt Substitutionen in Grundbuchs- und
Kaufvertragsangelegenheiten, auch Begründung
sowie allfällige Umgründung von Wohnungseigen-
tum. Telefon (01) 512 25 85, Telefax (01) 512 26 10,
E-Mail: office@ra-koo.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel). Telefon
(01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil (0680) 442 48 04,
E-Mail: office@krumpel.net, Loquaiplatz 13/19, 1060
Wien, www.krumpel.net

Niederösterreich

Rechtsanwaltskanzlei § Forsthuber – 2500 Baden bei
Wien, Kaiser Franz-Joseph Ring 5 (direkt beim BG
Baden): Substitutionen in Baden, Wr. Neustadt und
Mödling (auch Rechtsmittel, Interventionen, Exeku-
tionen). Unterstützung in Causen mit Bezug zu
Spanien. forsthuber.at / Telefon (02252) 86 3 66 /
E-Mail: kanzlei@forsthuber.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

Bezirksgericht St. Johann/Pongau: Infolge gegebe-
ner Infrastruktur übernehmen wir Substitutionsauf-
träge für den gesamten Sprengel des Bezirksgerichts
St. Johann im Pongau (auch Exekutionsvollzüge) zu
den üblichen kollegialen Konditionen: Kreuzberger,
Stranimaier, Vogler OG, Mohshammerplatz 14,
5500 Bischofshofen, Telefon (06462) 41 81,
Telefax (0 64 62) 41 81–20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwalt seit 1987.
Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion einschl. Funktion als Einvernehmensanwalt in
Deutschland/Beratung im deutschen Recht für
Rechtsanwälte mit Ihren Mandanten. München:
Prinzregentenplatz – Lucile-Grahn-Str. 48, 81675
München, Telefon +49/89/80 90 90 59–0,
Telefax +49/89/80 90 90 59–5. www.feuerberg.com,
office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße
21, 80538 München, Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Bayern: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK Tirol/
München steht österreichischen Kollegen für Man-
datsübernahmen/grenzüberschreitende Angelegen-
heiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckungen
jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur
Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Finnland: Bergmann Attorneys at Law – Die Anwälte
der Industrie, Industrieanlagenbau, Energie und
Technologie. Ansprechpartner: RA Dr. Hans
Bergmann, Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon: +358 9 6962 070,
E-Mail: hans.bergmann@bergmann.fi,
www.bergmann.fi
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Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers, 1&2
Raymond Buildings, Gray's Inn, London WC1R 5NR.
Telefon (004420) 7405 7211;
Telefax (004420) 7405 2084;
E-Mail: pmoser@monckton.com

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it

Italien: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen gerne zur Verfügung. Kontakt: Telefon
+39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95,
Telefax (01) 355 20 95–99,
Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana,
Vertrauensanwalt der „Österreichischen und
Schweizer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00,
Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Partner

Wien

Rechtsanwälte im 8. Bezirk, Nähe Justizpalast, mit
repräsentativer Kanzlei und kompletter Infrastruktur
suchen Regiepartner. Kooperation und wechselseitige
Urlaubsvertretung möglich.
E-Mail: kanzlei@krautschneider.org

Steiermark

Rechtsanwaltskanzlei in Graz, Zentrum sucht Regie-
partner. Spätere Partnerschaft möglich und er-
wünscht. Zuschriften bitte an den Verlag unter
Chiffre A-100861.

Oberösterreich

Rechtsanwalt Dr. Alfred Windhager, 4040 Linz, Fluß-
gasse 15, sucht Partner für eine Regiegemeinschaft.
Eine spätere Kanzleiübernahme ist möglich.

Kanzleiabgabe

Wien

Gesucht werden Einsteiger oder Umsteiger für ge-
räumige Anwaltskanzlei am Ring. Bei Interesse Kon-
taktaufnahme per E-Mail: kanzlei@slunsky.at

Niederösterreich

Rechtsanwaltskanzlei in zentraler Lage (Fußgänger-
zone/Parkplätze) in Wiener Neustadt wegen beab-
sichtigter Pensionierung abzugeben. Auch als Kanz-
leigemeinschaft geeignet (5 Arbeitsräume auf 2 Eta-
gen) mit moderner Kanzleiinfrastruktur (EDV, Tele-
fonanlage, Advokat). Einrichtung, Geräte und
Klientenstock können abgelöst werden.
Dr. Anton Aigner, 2700 Wiener Neustadt,
Wiener Straße 19, Telefon (02622) 21752,
E-Mail: kanzlei@rechtsanwalt-aigner.at

Immobilien

Wien

Büro / Räumlichkeit zu vermieten in einer über
12 Jahre eingeführten Anwaltskanzlei, 1010,
Zedlitzgasse 1, U1/U3, Nähe Parkgarage, 5 Minuten
zum Justizzentrum, 4. Stock, helle moderne Kanzlei,
beste Infrastruktur, Klientenstock, Substitutions-
aufträge, gut funktionierende Regiegemeinschaft
mit 4 Anwälten, angenehmes Betriebsklima.
E-Mail: andreas.pascher@psra.at,
Telefon (0650) 375 44 06.

Berufsdetektive

Wien

Detektei Fakten: Ermittlungen aller Art, Personen-
schutz, etc. Sie wollen wissen, wir liefern Fakten!
Vertrauen Sie auf langjährige Polizeierfahrung!
0–24h erreichbar. Telefon (0699) 1060 66 44,
E-Mail: office@detektei-fakten.at;
www.detektei-fakten.at
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ADVOKAT entwickelt seit mehr als 30 Jahren Software für Rechtsanwaltskanz-
leien, Unternehmen und Behörden. Mit über 40 Mitarbeitern betreuen wir mehr 
als 1.700 Kunden und 8.800 Arbeitsplätze. Unsere Stärke gibt Ihnen Sicherheit.
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Rechtsatelier Proxauf, 6020 Innsbruck 
v.l.n.r.: Alexandra Weinhuber, Andreja Djordjevic, RA Mag. Florian Proxauf, Barbara Parth, RAA Mag. Andreas Desalla

„ADVOKAT ist die perfekte Unterstützung 
für unsere eigene Serviceleistung!“


